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Gesetzentwurf
der Landesregierung

Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbe-
zügen in Baden-Württemberg 2024/2025 und zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften (BVAnp-ÄG 2024/2025)

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit diesem Gesetz soll eine Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge in 
den Jahren 2024 und 2025 erfolgen. Zudem hat sich insbesondere im Dienstrecht 
an verschiedenen Stellen Anpassungsbedarf ergeben.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Aus sozial- und dienstrechtspolitischen Gründen soll mit diesem Gesetz das Tarif-
ergebnis für den öffentlichen Dienst der Länder vom 9. Dezember 2023 zeitgleich 
eins-zu-eins auf die Besoldung und Versorgung übertragen werden. Hierbei 
kommt im Versorgungsbereich der individuelle Ruhegehalts- und Hinterbliebe-
nensatz zur Anwendung. Zudem soll aufgrund der Berücksichtigung eines Hinzu-
verdienstes im Besoldungsbereich ein Familienergänzungszuschlag für bestimm-
te, atypische Familienkonstellationen eingeführt werden. Darüber hinaus werden 
weitere Gesetze und Verordnungen geändert.

C .  A l t e r n a t i v e n

Sachgerechte Alternativen werden nicht gesehen. 

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e

Die Mehrausgaben gegenüber dem Jahr 2023 betragen beim Land im Jahr 2024 
rund 893,4 Millionen Euro, im Jahr 2025 rund 1 448,3 Millionen Euro und ab 
dem Jahr 2026 rund 1 528,1 Millionen Euro. Im kommunalen Bereich sind es 
rund 134 Millionen Euro im Jahr 2024, rund 217,3 Millionen Euro im Jahr 2025 
und rund 229,2 Millionen Euro ab dem Jahr 2026.
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E .  B ü r o k r a t i e v e r m e i d u n g ,  P r ü f u n g  V o l l z u g s t a u g l i c h k e i t

Die wesentlichen Regelungsänderungen in diesem Gesetzentwurf werden durch 
verwaltungsinterne Verfahren umgesetzt, die etabliert und automatisiert sind. 
Mithin ergeben sich durch die Änderungen keine erheblichen Auswirkungen für 
die Verwaltung sowie die Bürgerinnen und Bürger. Zudem entstehen durch die 
neuen Regelungen keine aufwändigen Verwaltungsverfahren. Vielmehr bedarf es 
einer im Wesentlichen einmaligen Modifizierung bestehender Verfahren. Hierzu 
ist ein Austausch mit Normanwendern in Bezug auf spezifische Rechts- sowie 
Verfahrensfragen erfolgt. Aus den vorgenannten Gründen konnte von einer Büro-
kratielastenschätzung abgesehen werden. Der Normenkontrollrat wurde im Rah-
men der Ressortabstimmung beteiligt.

F .  N a c h h a l t i g k e i t s - C h e c k

Durch das Gesetz entstehen keine negativen Auswirkungen auf die ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Dimensionen der Leitfragen des Nachhaltig-
keits-Checks gemäß Nummer 4.4 der VwV Regelungen. Der Gesetzentwurf be-
trifft dienstrechtliche Belange eines durch das Landesbesoldungsgesetz Baden-
Württemberg und das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg 
vorgegebenen Personenkreises. Für die Auswirkungen des Tarifabschlusses und 
seiner Folgewirkungen wurde im aktuellen Haushaltsjahr 2024 entsprechende 
Vorsorge getroffen. Ab dem Haushaltsjahr 2025 sind die Mehrbedarfe im Rah-
men der Haushaltsaufstellung abzubilden. Aufgrund dieses Gesetzes ist weder 
eine Neuverschuldung noch eine übermäßige Einschränkung der Gestaltungs- und 
Handlungsspielräume künftiger Generationen zu erwarten.

G .  D i g i t a l t a u g l i c h k e i t s - C h e c k

Die Regelungen im vorliegenden Gesetzentwurf betreffen etablierte Verfahren, 
die in elektronischer oder digitaler Form unter anderem den fachrechtlichen Vor-
gaben entsprechen und demgemäß durch die Normanwender punktuell zu modi-
fizieren sind, unter anderem durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung 
Baden-Württemberg. Für die Vorprüfung und das Ergebnis des Digitaltauglich-
keits-Checks wurden die Stabsstelle für Bürokratieentlastung beim Statistischen 
Landesamt Baden-Württemberg sowie die Prüfstelle Digitaltauglichkeits-Check 
im Innenministerium eingebunden.

H .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium	 Stuttgart, 24. September 2024
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Gesetz-
entwurf über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-
Württemberg 2024/2025 und zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften. Ich 
bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die federführende 
Zuständigkeit liegt beim Ministerium für Finanzen.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 
dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen:

Gesetz über die Anpassung von Dienst- 
und Versorgungsbezügen in Baden-Würt-

temberg 2024/2025 und zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften 

(BVAnp-ÄG 2024/2025)

Artikel 1
Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versor-
gungsbezügen in Baden-Württemberg 2024/2025

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1.	�die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-

meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

2.	die Richterinnen und Richter des Landes, 
3.	�die Empfängerinnen und Empfänger von Amtsbezü-

gen des Landes und
4.	�die Auszubildenden in öffentlich-rechtlichen Ausbil-

dungsverhältnissen.
Ausgenommen sind die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbe-
amten sowie die ehrenamtlichen Richterinnen und Rich-
ter des Landes.
(2) Dieses Gesetz gilt auch für die Empfängerinnen und 
Empfänger von Versorgungsbezügen aus dem in Absatz 1 
genannten Personenkreis sowie für Empfängerinnen und 
Empfänger von Alters- und Hinterbliebenengeld und An-
spruchsberechtigte auf Alters- und Hinterbliebenengeld.
(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2
Besoldungsanpassung 2024

(1) Ab 1. November 2024 erhöhen sich um 
1.	200 Euro die Grundgehaltssätze,
2.	4,76 Prozent
	 a)	� die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 Satz 2 

oder Absatz 5 Satz 2 des Landesbesoldungsgeset-
zes Baden-Württemberg (LBesGBW) an den regel-
mäßigen Besoldungsanpassungen teilnehmen,

	 b)	� der Familienzuschlag einschließlich des Anrech-
nungsbetrages mit Ausnahme des Familienergän-
zungszuschlags,
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	 c)	 die Amtszulagen sowie die Strukturzulage und
	 d)	die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung sowie
3.	100 Euro die Anwärtergrundbeträge.
(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für die Grund-
gehaltssätze, die Höchstbeträge für Zuschüsse zum 
Grundgehalt sowie für festgesetzte Zuschüsse nach fort-
geltenden Besoldungsordnungen und Besoldungsgrup-
pen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer.
(3) Absatz 1 Nummer 2 gilt entsprechend für
1.	�Zuschüsse zum Grundgehalt nach Vorbemerkung 

Nummern 1 und 2 der Anlage II des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3435, 3474),

2.	�die allgemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung 
Nummer 2b der Anlage II des Bundesbesoldungsge-
setzes in der Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I 
S. 3435, 3474) und

3.	�die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Re-
gelungen über künftig wegfallende Ämter.

§ 3
Besoldungsanpassung 2025

(1) Ab 1. Februar 2025 erhöhen sich um
1.	5,5 Prozent
	 a)	 die Grundgehaltssätze,
	 b)	� die Leistungsbezüge, die nach § 38 Absatz 3 Satz 2 

oder Absatz 5 Satz 2 LBesGBW an den regelmäßi-
gen Besoldungsanpassungen teilnehmen,

	 c)	� der Familienzuschlag einschließlich des Anrech-
nungsbetrages mit Ausnahme des Familienergän-
zungszuschlags,

	 d)	die Amtszulagen sowie die Strukturzulage und
	 e)	 die Stundensätze der Mehrarbeitsvergütung sowie
2.	50 Euro die Anwärtergrundbeträge.
(2) Absatz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für
1.	�die Grundgehaltssätze, die Höchstbeträge für Zu-

schüsse zum Grundgehalt sowie für festgesetzte Zu-
schüsse nach fortgeltenden Besoldungsordnungen und 
Besoldungsgruppen der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer,

2.	�Zuschüsse zum Grundgehalt nach Vorbemerkung 
Nummern 1 und 2 der Anlage II des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der Fassung vom 3. Dezember 1998 
(BGBl. I S. 3435, 3474),

3.	�die allgemeine Stellenzulage nach Vorbemerkung 
Nummer 2b der Anlage II des Bundesbesoldungsge-
setzes in der Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I 
S. 3435, 3474) und

4.	�die Amtszulagen in Überleitungsvorschriften oder Re-
gelungen über künftig wegfallende Ämter.
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§ 4
Versorgungsanpassung 2024

(1) Für Empfängerinnen und Empfänger von Versor-
gungsbezügen gilt die Erhöhung nach § 2 für die dort 
aufgeführten Bezügebestandteile entsprechend, sofern 
diese Grundlage der Versorgung sind.
(2) Die Erhöhung nach § 2
1.	�um 4,76 Prozent gilt entsprechend für andere Bezüge-

bestandteile, soweit für diese die Teilnahme an den 
regelmäßigen Besoldungsanpassungen nicht einge-
schränkt oder ausgeschlossen ist, und

2.	�um 200 Euro gilt entsprechend für Grundvergütungen.
(3) Bei den Erhöhungen nach den Absätzen 1 und 2 ist  
§ 19 Absatz 1 Satz 1 des Landesbeamtenversorgungs-
gesetzes Baden-Württemberg (LBeamtVGBW) hinsicht-
lich des Faktors 0,984 sinngemäß anzuwenden.
(4) Absatz 3 gilt weder für die Empfängerinnen und Emp-
fänger von Übergangsgeld nach § 64 LBeamtVGBW 
noch für die Empfängerinnen und Empfänger eines Un-
terhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Disziplinar-
entscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz der ru-
hegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in Satz 1 
genannten Fällen werden die der Berechnung zugrunde-
liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um den Fak-
tor 0,96 angepasst.
(5) Bei Empfängerinnen und Empfängern von Versor-
gungsbezügen, denen ein Grundgehalt der Besoldungs-
gruppen A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das 
Grundgehalt ab dem 1. November 2024 um 70,36 Euro, 
wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die allge-
meine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 Ab-
satz 1 Buchstabe a oder b der Anlage I des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden 
Fassung oder eine Strukturzulage nach § 46 LBesGBW 
bei Beginn des Ruhestandes nicht zugrunde gelegen hat.
(6) Im Rahmen von § 92 Absatz 3 Satz 6 und § 108 Ab-
satz 1 Satz 9 LBeamtVGBW beträgt der Prozentsatz der 
allgemeinen Anpassung 4,76 Prozent zum 1. November 
2024.
(7) Die Erhöhung nach den Absätzen 1 und 2 gilt nicht 
für den Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 
LBeamtVGBW.

§ 5
Versorgungsanpassung 2025

(1) Für Empfängerinnen und Empfänger von Versor-
gungsbezügen gilt die Erhöhung nach § 3 für die dort 
aufgeführten Bezügebestandteile entsprechend, sofern 
diese Grundlage der Versorgung sind.
(2) Die Erhöhung nach § 3 gilt entsprechend für
1.	�andere Bezügebestandteile, soweit für diese die Teil-

nahme an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen 
nicht eingeschränkt oder ausgeschlossen ist, und

2.	Grundvergütungen.
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(3) Bei den Erhöhungen nach den Absätzen 1 und 2 ist  
§ 19 Absatz 1 Satz 1 des LBeamtVGBW hinsichtlich des 
Faktors 0,984 sinngemäß anzuwenden.
(4) Absatz 3 gilt weder für die Empfängerinnen und Emp-
fänger von Übergangsgeld nach § 64 LBeamtVGBW 
noch für die Empfängerinnen und Empfänger eines 
Unterhaltsbeitrags durch Gnadenerweis oder Diszipli-
narentscheidung, welcher sich in einem Prozentsatz der  
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bestimmt. In den in 
Satz 1 genannten Fällen werden die der Berechnung zu-
grundeliegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge um 
den Faktor 0,96 angepasst.
(5) Bei Empfängerinnen und Empfängern von Versor-
gungsbezügen, denen ein Grundgehalt der Besoldungs-
gruppen A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das 
Grundgehalt ab dem 1. Februar 2025 um 74,23 Euro, 
wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen die allge-
meine Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 Ab-
satz 1 Buchstabe a oder b der Anlage I des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 31. August 2006 geltenden 
Fassung oder eine Strukturzulage nach § 46 LBesGBW 
bei Beginn des Ruhestandes nicht zugrunde gelegen hat.
(6) Die Erhöhung nach den Absätzen 1 und 2 gilt nicht 
für den Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 
LBeamtVGBW.

§ 6
Anpassung des Alters- und Hinterbliebenengeldes 

2024/2025

Für das Alters- und Hinterbliebenengeld gelten § 4 Ab
sätze 1 bis 3 und 6 sowie § 5 Absätze 1 bis 3 entsprechend.

§ 7
Familienrechtlicher Versorgungsausgleich 

nach der Ehescheidung

(1) Der Prozentsatz der Erhöhung der beamtenrechtli-
chen Versorgungsbezüge für feste Beträge nach § 13 Ab-
satz 2 Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW 
beträgt zum 1. November 2024 für die jeweilige Besol-
dungsgruppe:

Besoldungsgruppe/-n	 Prozentsatz
A 7				    6,06
A 8				    5,59
A 9				    5,26
A 10				   4,69
A 11				   4,21
A 12				   3,82
A 13, C 1		  3,43
A 14				   3,10
A 15, B 1		  2,75
A 16				   2,47
B 2				    2,36
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B 3, R 3			   2,23
B 4, R 4			   2,11
B 5, R 5			   1,98
B 6, R 6			   1,88
B 7, R 7			   1,79
B 8, R 8			   1,70
B 9				    1,60
B 10				   1,36
B 11				   1,31
R 1				    2,68
R 2				    2,46
W 1				    3,67
W 2				    2,91
W 3				    2,57
C 2				    2,81
C 3				    2,52
C 4				    2,19
(2) Als Prozentsatz der Erhöhung der beamtenrechtli-
chen Versorgungsbezüge für feste Beträge nach § 13 Ab-
satz 2 Satz 2 und § 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW 
gilt die Erhöhung nach § 3 Absatz 1 Nummer 1; § 3 Ab-
satz 1 gilt hinsichtlich des Zeitpunkts entsprechend.
(3) Für das Alters- und Hinterbliebenengeld gelten die 
Absätze 1 und 2 entsprechend.

§ 8
Berechnungsvorschriften

Bei der Berechnung der Erhöhungen werden sich erge-
bende Bruchteile eines Cents unter 0,5 abgerundet und 
Bruchteile von 0,5 und mehr aufgerundet.

Artikel 2
Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen 
zur Inflationsabmilderung in der Besoldung 

im Jahr 2024 (InflAbmilBG 2024)

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1.	�die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Ge-

meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2.	die Richterinnen und Richter des Landes und
3.	�die Auszubildenden in öffentlich-rechtlichen Ausbil-

dungsverhältnissen.
Ausgenommen sind die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbe-
amten sowie die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter.
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(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaften und ihre Verbände.

§ 2
Sonderzahlungen

(1) Im Geltungsbereich von § 1 vorhandene
1.	�Beamtinnen und Beamte mit Anspruch auf Dienstbe-

züge sowie
2.	�Richterinnen und Richter mit Anspruch auf Dienstbe-

züge
erhalten zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen 
Verbraucherpreise eine einmalige Sonderzahlung in  
Höhe von 1 800 Euro. Voraussetzung ist, dass sich die 
Personen nach Satz 1 am 9. Dezember 2023 im Dienst-
verhältnis befanden und ein Anspruch auf Dienstbezüge 
an mindestens einem Tag in der Zeit vom 1. August 2023 
bis zum 8. Dezember 2023 bestanden hat.
(2) Zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Verbrau-
cherpreise erhalten die Personen nach Absatz 1 Satz 1 für 
die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 eine 
monatliche Sonderzahlung in Höhe von jeweils 120 Eu-
ro. Voraussetzung ist, dass sich die Personen in dem je-
weiligen Bezugsmonat im Dienstverhältnis befinden und 
an mindestens einem Tag im jeweiligen Bezugsmonat 
ein Anspruch auf Dienstbezüge besteht.
(3) Im Geltungsbereich von § 1 vorhandene Anwärte-
rinnen und Anwärter mit Anspruch auf Anwärterbezüge 
sowie Auszubildende in öffentlich-rechtlichen Ausbil-
dungsverhältnissen mit Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe 
erhalten die einmalige Sonderzahlung nach Absatz 1 
Satz 1 in Höhe von 1 000 Euro sowie die monatlichen 
Sonderzahlungen nach Absatz 2 Satz 1 jeweils in Höhe 
von 50 Euro. Die Anspruchsvoraussetzungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 gelten entsprechend.
(4) Für die Sonderzahlungen nach Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 
Satz 1 sowie Absatz 3 Satz 1 gelten § 8 Absatz 1 und  
§ 9 Satz 1 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Würt-
temberg (LBesGBW) entsprechend. Maßgebend für die 
Höhe der Sonderzahlungen sind dabei jeweils 
1.	�für die einmalige Sonderzahlung die Verhältnisse am 

9. Dezember 2023 und
2.	�für die Sonderzahlungen für die Kalendermonate Ja-

nuar 2024 bis Oktober 2024 die jeweiligen Verhält-
nisse am ersten Tag des jeweiligen Bezugsmonats.

Besteht bei der einmaligen Sonderzahlung am Stichtag 
das Dienstverhältnis ohne Anspruch auf Dienstbezüge, 
Anwärterbezüge oder Unterhaltsbeihilfe, sind die Ver-
hältnisse am letzten Tag des Anspruchs auf Bezüge-
zahlung oder Unterhaltsbeihilfezahlung in der Zeit vom 
1. August 2023 bis zum 8. Dezember 2023 maßgeb-
lich. Sofern bei den monatlichen Sonderzahlungen am 
jeweiligen Stichtag nach Satz 2 Nummer 2 das Dienst-
verhältnis ohne Anspruch auf Dienstbezüge, Anwärter-
bezüge oder Unterhaltsbeihilfe besteht, sind die Verhält-
nisse am letzten Tag des Anspruchs auf Bezügezahlung 
oder Unterhaltsbeihilfezahlung maßgeblich. Beginnt das 
Dienstverhältnis im Laufe eines Bezugsmonats, sind 
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ausnahmsweise die Verhältnisse am ersten Tag des An-
spruchs auf Bezügezahlung oder Unterhaltsbeihilfezah-
lung im betreffenden Bezugsmonat entscheidend. Bei 
der Bemessung der Höhe der Sonderzahlungen werden 
sich ergebende Bruchteile eines Cents unter 0,5 abge-
rundet und Bruchteile von 0,5 und mehr aufgerundet; 
Zwischenrechnungen werden jeweils mit zwei Dezimal-
stellen durchgeführt.
(5) Die Sonderzahlungen nach Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 Satz 1 werden jeder berechtigten Person nur 
einmal gewährt. Der Anspruch richtet sich gegen den 
Dienstherrn, der die Bezüge an dem jeweiligen Stichtag 
nach Absatz 4 Sätze 2 bis 5 zu zahlen hat; ein Anspruch 
auf etwaige Verzugszinsen besteht nicht. Leistungen im 
Sinne dieses Gesetzes aus einem anderen Rechtsverhält-
nis mit derselben juristischen Person des öffentlichen 
Rechts werden auf diese Sonderzahlungen angerech-
net, soweit alle Leistungen im Sinne dieses Gesetzes 
zusammen einen Betrag von 3 000 Euro überschreiten. 
Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Berechtigte 
nach Absatz 3 Satz 1 mit der Maßgabe, dass sich der Be-
trag nach Satz 3 auf 1 500 Euro beläuft. Sonderzahlun-
gen nach dem TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 
2023, dem Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen 
zur Inflationsabmilderung in der Versorgung im Jahr 
2024 sowie dem Aufwandsentschädigungsgesetz fallen 
nicht in den Anwendungsbereich von Satz 3 oder 4. Die 
Sonderzahlungen nach Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 
und Absatz 3 Satz 1 bleiben bei der Berechnung der Zu-
schläge nach den §§ 69 und 72 bis 74 LBesGBW sowie 
bei sonstigen Bezügen unberücksichtigt.
(6) Die Zahlung bleibt bei sonstigen Besoldungsleistun-
gen und Leistungen nach dem Landesbeamtenversor-
gungsgesetz Baden-Württemberg unberücksichtigt.
(7) Sind Sonderzahlungen gezahlt worden, obwohl sie 
nicht oder nur in geringerer Höhe zustanden, so ist der 
jeweils zu viel gezahlte Betrag zurückzuzahlen; § 15 Ab-
sätze 2 bis 4 LBesGBW gelten entsprechend.

§ 3
Verarbeitung von Daten

Die Bezügestellen, die die Dienstbezüge, Anwärterbe-
züge oder Unterhaltsbeihilfen zu zahlen haben, dürfen 
die bei ihnen jeweils vorhandenen personenbezogenen 
Daten verarbeiten, soweit dies zur Umsetzung dieses Ge-
setzes erforderlich ist.
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Artikel 3
Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen 
zur Inflationsabmilderung in der Versorgung 

im Jahr 2024 (InflAbmilVG 2024)

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für Personen, welche nach dem 
Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg 
(LBeamtVGBW) Anspruch auf Versorgung, Alters- oder 
Hinterbliebenengeld aus einem früheren Beamten- oder 
Richterverhältnis haben.
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 
1.	�ehemalige Empfängerinnen und Empfänger von Amts-

bezügen des Landes und deren Hinterbliebene,
2.	�Empfängerinnen und Empfänger eines Unterhaltsbei-

trags durch Gnadenerweis oder Disziplinarentschei-
dung,

3.	�Empfängerinnen und Empfänger von Übergangsgeld 
nach § 64 LBeamtVGBW,

4.	�Personen, welche ausschließlich Versorgung nach 
Zweiter Teil 5. Abschnitt des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Baden-Württemberg erhalten und nicht 
zugleich ein Unfallruhegehalt, einen Unterhaltsbeitrag 
oder eine Unfall-Hinterbliebenenversorgung beziehen,

5.	�Personen, welche ausschließlich Leistungen nach den 
§§ 31 und 32 LBeamtVGBW erhalten, sowie

6.	�die öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und 
ihre Verbände.

§ 2
Sonderzahlungen

(1) Am 9. Dezember 2023 im Geltungsbereich von § 1 
vorhandene Personen erhalten zur Abmilderung der Fol-
gen der gestiegenen Verbraucherpreise eine einmalige 
Sonderzahlung in Höhe von 1 800 Euro. Voraussetzung 
ist, dass in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 9. De-
zember 2023 an mindestens einem Tag ein Zahlungsan-
spruch auf laufende Versorgungsbezüge, auf laufendes 
Alters- oder Hinterbliebenengeld bestanden hat.
(2) Zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Ver-
braucherpreise erhalten die am ersten Tag des jeweiligen 
Bezugsmonats im Geltungsbereich von § 1 vorhandenen 
Personen für die Kalendermonate Januar 2024 bis Ok-
tober 2024 eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von 
jeweils 120 Euro. Voraussetzung ist, dass an mindestens 
einem Tag im jeweiligen Bezugsmonat ein Zahlungsan-
spruch auf laufende Versorgungsbezüge, auf laufendes 
Alters- oder Hinterbliebenengeld bestanden hat oder be-
steht.
(3) Maßgebend für die Höhe der jeweiligen Sonderzah-
lung sind 
1.	�für die einmalige Sonderzahlung die Verhältnisse am 

9. Dezember 2023 und
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2.	�für die Sonderzahlungen für die Kalendermonate Ja-
nuar 2024 bis Oktober 2024 die jeweiligen Verhält-
nisse am ersten Tag des jeweiligen Bezugsmonats.

Besteht am jeweiligen Stichtag kein Zahlungsanspruch 
auf laufende Versorgungsbezüge, auf laufendes Al-
ters- oder Hinterbliebenengeld, sind bei der einmaligen 
Sonderzahlung die Verhältnisse am letzten Tag des Zah-
lungsanspruchs auf laufende Versorgungsbezüge, auf 
laufendes Alters- oder Hinterbliebenengeld in der Zeit 
vom 1. August 2023 bis zum 9. Dezember 2023 maßgeb-
lich, bei den monatlichen Sonderzahlungen die Verhält-
nisse am ersten Tag des Zahlungsanspruchs auf laufende 
Versorgungsbezüge, auf laufendes Alters- oder Hinter-
bliebenengeld im jeweiligen Bezugsmonat.
(4) Die Sonderzahlungen werden nach dem jeweils maß-
gebenden Ruhegehalts- oder Altersgeldsatz und den 
Anteilssätzen des Witwen-, Waisen- oder Hinterblie-
benengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages nach dem 
Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg 
gewährt. Bei Empfängerinnen und Empfängern von 
Mindestversorgungsbezügen gilt der jeweils maßge
bende Mindestruhegehaltssatz nach dem Landesbeam-
tenversorgungsgesetz Baden-Württemberg. Bei der Be-
rechnung werden sich ergebende Bruchteile eines Cents 
unter 0,5 abgerundet und Bruchteile von 0,5 und mehr 
aufgerundet; Zwischenrechnungen werden jeweils mit 
zwei Dezimalstellen durchgeführt.
(5) Überschreiten mehrere für denselben Bezugszeitraum 
aus verschiedenen Rechtsverhältnissen gegenüber der-
selben juristischen Person des öffentlichen Rechts zuste-
hende Ansprüche auf Sonderzahlungen zur Abmilderung 
der Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise in Summe 
den in Satz 2 genannten Betrag, sind die nach Absatz 1 
oder 2 bestehenden Ansprüche in Summe um den über-
schreitenden Betrag zu kürzen. Die Höchstgrenze beläuft 
sich im Fall des Absatzes 1 auf insgesamt 1 800 Euro, im 
Fall des Absatzes 2 auf monatlich 120 Euro. Sonderzah-
lungen nach dem Aufwandsentschädigungsgesetz fallen 
nicht in den Anwendungsbereich von Satz 1.
(6) Bei den gewährten Sonderzahlungen handelt es sich 
jeweils um Versorgungsbezüge, Alters- oder Hinter-
bliebenengeld, welches neben dem nach dem Landes-
beamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg jeweils 
zustehenden Versorgungsbezug, Alters- oder Hinter-
bliebenengeld gezahlt wird. Bei Anwendung der Vor-
schriften des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Ba-
den-Württemberg gelten die Sonderzahlungen nicht als 
Teil des Versorgungsbezugs, Alters- oder Hinterbliebe-
nengeldes. Sie bleiben bei sonstigen Leistungen, bei der 
Anwendung von Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungs-
vorschriften sowie bei Vorschriften über die anteilige 
Kürzung nach dem Landesbeamtenversorgungsgesetz 
Baden-Württemberg außer Betracht.
(7) Zuviel oder unberechtigt erhaltene Zahlungen nach 
diesem Gesetz sind der Zahlstelle zurückzuerstatten; § 5 
Absätze 2 bis 4 LBeamtVGBW gelten entsprechend.
(8) Träger der Sonderzahlungen sind die Träger des Ver-
sorgungsbezugs, des Alters- oder Hinterbliebenengeldes, 
welcher oder welches der jeweiligen Sonderzahlung zu-
grunde liegt. Die Auszahlung hat durch diejenige Zahl-
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stelle zu erfolgen, welche für die Auszahlung des jeweils 
maßgeblichen Versorgungs-, Alters- oder Hinterblie-
benengeldanspruchs zuständig ist. Es besteht kein An-
spruch auf Verzugszinsen. 

§ 3
Verarbeitung von Daten

Die in § 2 Absatz 8 genannten Träger und Zahlstellen 
dürfen die bei ihnen jeweils vorhandenen personenbe-
zogenen Daten verarbeiten, soweit dies zur Umsetzung 
dieses Gesetzes erforderlich ist.

Artikel 4
Änderung des Aufwandsentschädigungsgesetzes

Das Aufwandsentschädigungsgesetz in der Fassung vom 
19. Juni 1987 (GBl. S. 281), das zuletzt durch § 2 der 
Verordnung vom 18. Januar 2023 (GBl. S. 10) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	�In § 5 Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern  
„zugestandenen Aufwandsentschädigung“ die Wörter 
„ ; Sonderzahlungen nach § 8 sind hierbei nicht zu be-
rücksichtigen“ eingefügt.

2.	§ 6 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 7“ 

die Wörter „; Sonderzahlungen nach § 8 sind hier-
bei nicht zu berücksichtigen“ eingefügt.

	 b)	� Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

		�  „Sonderzahlungen nach § 8a sind bei der Berech-
nung des Ehrensolds nach Satz 1 nicht zu berück-
sichtigen.“

3.	�Nach § 7 werden die folgenden §§ 8 und 8a eingefügt:

	 „§ 8
	�  Sonderzahlungen an ehrenamtliche Bürgermeister 
	 zur Inflationsabmilderung

	� (1) Ehrenamtliche Bürgermeister erhalten zur Abmil-
derung der Folgen der gestiegenen Verbraucherprei-
se eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 1 800 
Euro als zusätzliche Aufwandsentschädigung. Vor-
aussetzung ist, dass sich die ehrenamtlichen Bürger-
meister am 9. Dezember 2023 im Dienstverhältnis be-
fanden und ein Anspruch auf Aufwandsentschädigung 
an mindestens einem Tag in der Zeit vom 1. August 
2023 bis zum 8. Dezember 2023 bestanden hat.

	� (2) Zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Ver-
braucherpreise erhalten die ehrenamtlichen Bürger-
meister für die Kalendermonate Januar 2024 bis Okto-
ber 2024 eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von 
jeweils 120 Euro als zusätzliche Aufwandsentschädi-
gung. Voraussetzung ist, dass sich die ehrenamtlichen 
Bürgermeister im jeweiligen Bezugsmonat im Dienst-
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verhältnis befinden und an mindestens einem Tag im 
jeweiligen Bezugsmonat ein Anspruch auf Aufwands-
entschädigung besteht.

	� (3) Der Anspruch richtet sich gegen die Gemeinde. 
Die Sonderzahlungen im Sinne des Gesetzes zur Re-
gelung von Sonderzahlungen zur Inflationsabmilde-
rung in der Besoldung im Jahr 2024 sowie des Ge
setzes zur Regelung von Sonderzahlungen zur Infla-
tionsabmilderung in der Versorgung im Jahr 2024 
aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen 
Dienst werden auf die Sonderzahlungen nach Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 angerechnet.

	 § 8a
	�  Sonderzahlungen an Ehrensoldempfänger 
	 zur Inflationsabmilderung

	� (1) Am 9. Dezember 2023 vorhandene Ehrensold-
empfänger erhalten zur Abmilderung der Folgen der 
gestiegenen Verbraucherpreise eine einmalige Son-
derzahlung in Höhe von 1 800 Euro als zusätzlichen 
Ehrensold. Voraussetzung ist, dass in der Zeit vom  
1. August 2023 bis zum 9. Dezember 2023 an mindes-
tens einem Tag ein Zahlungsanspruch auf laufenden 
Ehrensold bestanden hat.

	� (2) Zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Ver-
braucherpreise erhalten die Ehrensoldempfänger für 
die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 
eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von jeweils 
120 Euro als zusätzlichen Ehrensold. Voraussetzung 
ist, dass an mindestens einem Tag im jeweiligen  
Bezugsmonat ein Zahlungsanspruch auf laufenden 
Ehrensold bestanden hat beziehungsweise besteht. 

	� (3) Die Sonderzahlungen werden nach dem jeweils 
maßgebenden Prozentsatz nach § 6 Absatz 2 oder 3 
gewährt. Maßgebend für die Höhe der jeweiligen Son-
derzahlung sind 

	 1.	� für die einmalige Sonderzahlung die Verhältnisse 
am 9. Dezember 2023 und

	 2.	� für die Sonderzahlungen für die Kalendermonate 
Januar 2024 bis Oktober 2024 die jeweiligen Ver-
hältnisse am ersten Tag des jeweiligen Bezugsmo-
nats.

	� Besteht am jeweiligen Stichtag kein Zahlungsan-
spruch auf laufenden Ehrensold, sind bei der ein-
maligen Sonderzahlung die Verhältnisse am letzten 
Tag des Zahlungsanspruchs auf laufenden Ehrensold 
in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 9. Dezember 
2023 maßgeblich, bei den monatlichen Sonderzah-
lungen die Verhältnisse am ersten Tag des Zahlungs-
anspruchs auf laufenden Ehrensold im jeweiligen Be-
zugsmonat.

	� (4) Der Anspruch richtet sich gegen die für den Eh-
rensold zuständige Stelle. Die Sonderzahlungen nach 
dem Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen zur 
Inflationsabmilderung in der Besoldung im Jahr 2024 
sowie dem Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen 
zur Inflationsabmilderung in der Versorgung im Jahr 
2024 aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffent-
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lichen Dienst werden auf die Sonderzahlungen nach 
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 angerechnet.“

Artikel 5
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Baden-Württemberg

Das Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vom 
9. November 2010 (GBl. S. 793, 826), das zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom ... geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert:

1.	 § 2 werden folgende Sätze angefügt:
	� „Personen, für die im Personenstandsregister weder 

die Geschlechtsangabe ‚weiblich‘ noch ‚männlich‘ 
eingetragen ist, können wählen, ob sie eine Amts-
bezeichnung, soweit möglich, in männlicher oder 
weiblicher Form oder als Doppelbezeichnung führen. 
Jeder Amtsbezeichnung kann auf Wunsch der Klam-
merzusatz ‚(divers)‘ oder ‚(ohne Geschlechtsangabe)‘ 
hinzugefügt werden.“

2.	 § 40 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Satz 1 werden nach den Wörtern „kinderbezo-

genen Teil“ die Wörter „sowie einem Familien-
ergänzungszuschlag“ angefügt.

	 b)	� In Satz 2 wird die Angabe „Anlage 12“ durch die 
Wörter „den Anlagen 12 und 12a“ ersetzt.

3.	� In § 41 Absatz 4 Satz 5 werden nach dem Wort „er-
reichen“ die Wörter „; hierbei bleibt der besoldungs-
gruppenabhängig gewährte Erhöhungsbetrag unbe-
rücksichtigt.“ eingefügt.

4.	 Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt:

	 „§ 41a
	 Familienergänzungszuschlag

	� (1) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Ab-
sätzen 2 bis 4 wird auf Antrag ein Familienergän-
zungszuschlag nach Anlage 12a gewährt.

	� (2) Anspruch auf den Familienergänzungszuschlag 
nach Anlage 12a haben Empfänger von Dienstbezügen,

	 1.	� die Anspruch auf einen kinderbezogenen Teil des 
Familienzuschlags für mindestens ein Kind haben 
und

	 2.	� deren Ehegatte oder deren eingetragener Lebens-
partner über Einkommen aus aktueller oder frü-
herer Erwerbstätigkeit nach Abzug von darauf 
entfallenden Steuern und Sozialabgaben im jewei-
ligen Kalenderjahr in Höhe von weniger als 6 000 
Euro verfügt.

	� (3) Einkommen aus aktueller oder früherer Erwerbs-
tätigkeit im Sinne von Absatz 2 Nummer 2 sind ins-
besondere Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, 
Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit oder Land- und 
Forstwirtschaft und Einnahmen aus Renten, Be-
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triebsrenten, Leistungen aus einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung oder Versorgungsbezüge 
sowie vergleichbares ausländisches Einkommen und 
Einnahmen aus einer geringfügigen Beschäftigung 
im Sinne von § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch. Zum Einkom-
men im Sinne von Absatz 2 Nummer 2 zählen ins-
besondere auch Leistungen, die aufgrund oder in ent-
sprechender Anwendung öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften kurzfristig erbracht werden, um Erwerbs-
einkommen zu ersetzen (Erwerbsersatzeinkommen).

	� (4) Der Anspruchsberechtigte hat den Familiener-
gänzungszuschlag bei der bezügezahlenden Stelle zu 
beantragen und das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach Absatz 2 glaubhaft zu machen. Das Antragsver-
fahren soll vorzugsweise elektronisch erfolgen. Die 
Auszahlung erfolgt unter dem Vorbehalt der Rück-
forderung. Der Anspruchsberechtigte ist verpflichtet, 
der bezügezahlenden Stelle wesentliche Änderungen 
unverzüglich anzuzeigen. Das Vorliegen der Voraus-
setzungen ist von dem Anspruchsberechtigten nach 
Ablauf des Kalenderjahres endgültig nachzuweisen. 
Kommt der Anspruchsberechtigte der ihm auferleg-
ten Mitwirkungspflichten schuldhaft nicht nach, ist 
der Familienergänzungszuschlag insoweit zurückzu-
fordern.

	� (5) Der Familienergänzungszuschlag ist ein Fami-
lienzuschlag im Sinne dieses Gesetzes. Abweichend 
vom ehebezogenen und kinderbezogenen Teil des 
Familienzuschlags nach § 41 nimmt der Familiener-
gänzungszuschlag nicht an den regelmäßigen Besol-
dungsanpassungen nach § 16 teil.“

5.	� In Anlage 1 (Landesbesoldungsordnung A) Abschnitt 
Besoldungsgruppe A 15 ist bei der Amtsbezeichnung 
„Direktor8“ der Funktionszusatz „als naturwissen-
schaftlich-technischer Leiter des Kriminaltechnischen 
Instituts beim Landeskriminalamt und zugleich Leiter 
eines wissenschaftlichen Fachbereichs beim Krimi-
naltechnischen Institut“ einzurücken.

6.	� In Anlage 12 (Familienzuschlag) in der Fassung 
des Anhangs des Gesetzes über die Anpassung von 
Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Würt-
temberg 2022 und zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften (GBl. S. 540, 566) werden die An
gabe „Dezember 2022“ durch die Angabe „Januar 
2023“ und die Angabe „750,44“ durch die Angabe 
„812,00“ ersetzt.

7.	� In Anlage 12 (Familienzuschlag) in der Fassung 
des Anhangs des Gesetzes über die Anpassung von 
Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württem-
berg 2022 und zur Änderung dienstrechtlicher Vor-
schriften (GBl. S. 540, 566), die durch Artikel 5 Num-
mer 6 dieses Gesetzes geändert worden ist, werden die 
Angabe „2023“ durch die Angabe „2024“ und die An-
gabe „812,00“ durch die Angabe „895,00“ ersetzt.

8.	� Nach Anlage 12 wird Anlage 12a (Familienergän-
zungszuschlag), die die aus dem Anhang 1 zu diesem 
Gesetz ersichtliche Fassung erhält, eingefügt.
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  9.	�In Anlage 13 (Amtszulagen und Strukturzulage) in 
der Fassung des Anhangs des Gesetzes über die An-
passung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Baden-Württemberg 2022 und zur Änderung dienst-
rechtlicher Vorschriften (GBl. S. 540, 567) wird der 
Abschnitt „§ 46“ wie folgt geändert:

	 a)	� In der Zeile mit den Wörtern in Spalte 2 „a) Beamte 
des mittleren Dienstes“ wird in Spalte 3 die Angabe 
„93,94“ eingefügt.

	 b)	� Die Zeile mit den Wörtern „aa) in den Bes.Gr.  
A 7 und A 8“ in Spalte 2 und der Angabe „24,00“ 
in Spalte 3 sowie die Zeile mit den Wörtern  
„bb) in den Bes.Gr. A 9 bis A 11“ in Spalte 2 
und der Angabe „93,94“ in Spalte 3 werden ge-
strichen.

10.	�Die Anlagen 6 bis 12, 13 und 15 erhalten die aus dem 
Anhang 1 zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

11.	�Die Anlagen 6 bis 12, 13 und 15 in der Fassung des 
Anhangs 1 zu diesem Gesetz erhalten die aus dem 
Anhang 2 zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

12.	Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 6
Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 

Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 2023 
(GBl. S. 429) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	�In § 42 Absatz 2 Sätze 1, 2 und 3 Nummer 1 werden 
die Wörter „in der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes geltenden Fassung“ jeweils gestrichen.

2.	§ 50 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

	� „Dieser beträgt bei einem Grad der Schädigungsfol-
gen von: 

30  179,14 Euro, 

40  244,09 Euro, 

50  362,47 Euro, 

60  451,52 Euro, 

70  620,18 Euro, 

80  739,61 Euro, 

90  890,46 Euro, 

100  988,93 Euro.“ 
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3.	§ 65 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	 a)	� Die Angabe „§§ 40 bis 42“ wird durch die Angabe 

„§§ 40, 41 sowie 42“ ersetzt.
	 b)	Es wird folgender Satz angefügt:
		�  „Ein Familienergänzungszuschlag wird nicht ge-

währt.“

4.	§ 66 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „107,55“ durch 

die Angabe „112,67“ ersetzt.
	 b)	Absatz 5 wird wie folgt geändert:
		  aa)	�In Nummer 1 wird die Angabe „1,01“ durch 

die Angabe „1,06“ ersetzt.
		  bb)	�In Nummer 2 wird die Angabe „0,74“ durch 

die Angabe „0,78“ ersetzt.
	 c)	� In Absatz 6 Satz 3 wird die Angabe „3,00“ durch 

die Angabe „3,14“ ersetzt.

5.	§ 67 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 wird die Angabe „2,83“ durch die An-

gabe „2,96“ ersetzt.
	 b)	� In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „1,01“ durch 

die Angabe „1,06“ ersetzt.

6.	Nach § 71 wird folgender § 71a eingefügt:

	 „§ 71a
	 � Sonderregelung bei Anwendung von Ruhens-, 
	 Anrechnungs- und Kürzungsvorschriften

	� (1) Eine in der Zeit vom 18. November 2021 bis zum  
31. Dezember 2022 gewährte Leistung, die nach § 3 
Nummer 11b des Einkommensteuergesetzes steuer-
frei ist, ist bei der Anwendung von Ruhens-, Anrech-
nungs- und Kürzungsvorschriften nicht zu berücksich-
tigen.

	� (2) Eine in der Zeit vom 26. Oktober 2022 bis zum  
31. Dezember 2024 gewährte Leistung, die nach § 3 
Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes steuer-
frei ist, ist bei der Anwendung von Ruhens-, Anrech-
nungs- und Kürzungsvorschriften nicht zu berücksich-
tigen.“

7.	§ 95 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 wird die Angabe „2,83“ durch die An-

gabe „2,96“ ersetzt.
	 b)	� In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „1,01“ durch 

die Angabe „1,06“ ersetzt.

8.	§ 101 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
	� „(5) Für die Berechnung nach Absatz 4 sind für die 

jeweiligen Besoldungsgruppen, einschließlich etwai-
ger Zulagen nach §§ 43 bis 46 LBesGBW, folgende 
Kürzungsbeträge anzusetzen:
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	 Besoldungsgruppe/-n	 Kürzungsbetrag in Euro
	 A 9			     49,30
	 A 10			     54,71
	 A 11			     60,39
	 A 12			     66,06
	 A 13			     72,84
	 A 14			     80,07
	 A 15			     89,72
	 A 16			     99,36
	 B 1			     88,50
	 R 1			     90,70
	 B 2			   102,14
	 R 2			     98,51
	 B 3, R 3		  107,92
	 B 4, R 4		  113,97
	 B 5, R 5		  120,93
	 B 6, R 6		  127,48
	 B 7, R 7		  133,86
	 B 8, R 8		  140,49
	 B 9			   148,78
	 B 10			   174,41
	 B 11			   181,00
	 C 1, W 1		    71,58
	 C 2			     86,68
	 C 3, W 2		    96,04
	 C 4, W 3		  109,90“

9.	Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.
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Artikel 7
Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungs-

gesetzes Baden-Württemberg

Das Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württem-
berg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 911), das zu-
letzt durch Artikel 6 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 50 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	� „Dieser beträgt bei einem Grad der Schädigungsfol-

gen von:

2.	§ 66 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „112,67“ durch 

die Angabe „118,87“ ersetzt.
	 b)	Absatz 5 wird wie folgt geändert:
		  aa)	�In Nummer 1 wird die Angabe „1,06“ durch 

die Angabe „1,12“ ersetzt.
		  bb)	�In Nummer 2 wird die Angabe „0,78“ durch 

die Angabe „0,82“ ersetzt.
	 c)	� In Absatz 6 Satz 3 wird die Angabe „3,14“ durch 

die Angabe „3,31“ ersetzt.

3.	§ 67 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 wird die Angabe „2,96“ durch die An-

gabe „3,12“ ersetzt.
	 b)	� In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „1,06“ durch 

die Angabe „1,12“ ersetzt.

4.	§ 95 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 2 wird die Angabe „2,96“ durch die An-

gabe „3,12“ ersetzt.
	 b)	� In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „1,06“ durch 

die Angabe „1,12“ ersetzt.

5.	§ 101 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
	� „(5) Für die Berechnung nach Absatz 4 sind für die 

jeweiligen Besoldungsgruppen, einschließlich etwaiger 

 
 
 

 

30     188,99 Euro, 

40     257,51 Euro, 

50     382,41 Euro, 

60     476,35 Euro, 

70     654,29 Euro, 

80     780,29 Euro, 

90     939,44 Euro, 

100  1 043,32 Euro.“ 
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Zulagen nach §§ 43 bis 46 LBesGBW, folgende Kür-
zungsbeträge anzusetzen:

	 Besoldungsgruppe/-n	 Kürzungsbetrag in Euro
	 A 9			     52,01
	 A 10			     57,72
	 A 11			     63,71
	 A 12			     69,69
	 A 13			     76,85
	 A 14			     84,47
	 A 15			     94,65
	 A 16			   104,82
	 B 1			     93,37
	 R 1			     95,69
	 B 2			   107,76
	 R 2			   103,93
	 B 3, R 3		  113,86
	 B 4, R 4		  120,24
	 B 5, R 5		  127,58
	 B 6, R 6		  134,49
	 B 7, R 7		  141,22
	 B 8, R 8		  148,22
	 B 9			   156,96
	 B 10			   184,00
	 B 11			   190,96
	 C 1, W 1		    75,52
	 C 2			     91,45
	 C 3, W 2		  101,32
	 C 4, W 3		  115,94“

Artikel 8
Änderung des Landesbeamtengesetzes

Das Landesbeamtengesetz vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 794), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom ...  geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	�In § 66 Satz 1 und 2 wird jeweils nach der Angabe  
„§ 41“ die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.

2.	§ 78 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	� „Für die gleichmäßige und gesetzmäßige Festsetzung 

von Beihilfen können die Beihilfestellen zur Beurtei-
lung der Notwendigkeit weiterer Ermittlungen und für 
Prüfungen bei der Bearbeitung von Anträgen automa-
tionsgestützte Systeme einsetzen.“
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Artikel 9
Zahlungen an Beamtinnen und Beamte für das Jahr 2023

Beamtinnen und Beamte erhalten für das Jahr 2023 für 
das erste beim Familienzuschlag berücksichtigte Kind 
den festgelegten Monatsbetrag, der sich entsprechend 
ihrer Besoldungsgruppe und Erfahrungsstufe aus der 
nachfolgenden Tabelle ergibt. Die §§ 8 und 9 LBesGBW 
gelten entsprechend.

Artikel 10
Änderung der Erschwerniszulagenverordnung 

Baden-Württemberg

Die Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg 
vom 30. November 2010 (GBl. S. 994), die zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 15. November 2022 (GBl. 
S. 540, 554) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.	�In § 5 Absatz 1 Nummern 2 und 4 sowie in § 6 Ab-
satz 1 Nummern 2 und 4 wird die Angabe „3,81“ je-
weils durch die Angabe „3,99“ ersetzt.

2.	�In § 5 Absatz 1 Nummern 2 und 4 sowie in § 6 Ab-
satz 1 Nummern 2 und 4 wird die Angabe „3,99“ je-
weils durch die Angabe „4,21“ ersetzt.

3.	§ 11 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Absatz 1 wird die Angabe „3,88“ durch die An-

gabe „4,35“ ersetzt.
	 b)	Absatz 2 wird wie folgt geändert:
		  aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:
			   aaa)	� Die Angabe „16,08“ wird durch die An-

gabe „18,01“ ersetzt.
			   bbb)	�Die Angabe „19,52“ wird durch die An-

gabe „21,86“ ersetzt.
			   ccc)	� Die Angabe „24,25“ wird durch die An-

gabe „27,16“ ersetzt.
			   ddd)	�Die Angabe „31,24“ wird durch die An-

gabe „34,99“ ersetzt.
		  bb)	�In Satz 2 wird die Angabe „6,24“ durch die 

Angabe „6,99“ ersetzt.

 
 
 

 

 
 
 

 

 

Besol-
dungs-
gruppe 

S t u f e 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

A 7 413,44 342,78 272,15 201,53 130,84 80,41 29,95    
A 8 396,88 306,33 215,82 125,28 34,72      
A 9 192,37 95,75         
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Artikel 11
Änderung der Beihilfeverordnung

Die Beihilfeverordnung vom 28. Juli 1995 (GBl. S. 561), 
die zuletzt durch Artikel 6 und 7 des Gesetzes vom  
5. Dezember 2023 (GBl. S. 429, 431) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	 a)	� In Nummer 2 Satz 3 Buchstabe d werden die Wörter 

„Anlage 4 zur Bundesbeihilfeverordnung (BBhV)“ 
durch die Wörter „Anlage V der Arzneimittel-Richt-
linie des Gemeinsamen Bundesausschusses nach  
§ 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 SGB V in der je-
weils geltenden und gemäß § 94 Absatz 2 SGB V im 
Bundesanzeiger bekannt gemachten Fassung“ er-
setzt.

	 b)	� In Nummer 3 wird die Angabe „BBhV“ durch die 
Angabe „Bundesbeihilfeverordnung (BBhV)“ er-
setzt.

2.	�In § 10 Absatz 1 Nummer 6 wird die Angabe „Anlage 
14a“ durch die Angabe „Anlage 15“ ersetzt.

3.	�Nach § 17 Absatz 5 wird folgender Absatz 5a einge-
fügt:

	� „(5a) Der Beihilfebescheid kann vollständig durch 
automatische Einrichtungen erlassen werden, sofern 
kein Anlass dazu besteht, den Einzelfall durch Amts-
träger zu bearbeiten.“

4.	�In Nummer 2.1 der Anlage werden nach der Zeile 
„Gerät zur Elektrostimulationsbehandlung der idiopa-
thischen Skoliose (Scolitron-Gerät, Skolitrosegerät)“ 
in einer neuen Zeile die Wörter „Gerät zur Lagethe-
rapie bei schlafbezogenen Atmungsstörungen“ einge-
fügt.

Artikel 12
Änderung des Landesgebührengesetzes

Das Landesgebührengesetz vom 14. Dezember 2004 
(GBl. S. 895), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes 
vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 185) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.	�In § 4 Absatz 5 wird das Wort „zwei“ durch das Wort 
„drei“ ersetzt.

2.	§ 7 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	� „(4) Unterliegt die öffentlich-rechtliche Leistung der 

Umsatzsteuer, werden die Gebühren und Auslagen zu-
züglich der gesetzlichen Umsatzsteuer erhoben.“
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Artikel 13
Änderung der Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung

Die Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung vom 18. De-
zember 1980 (GBl. S. 2), die zuletzt durch Artikel 34 der 
Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBl. S. 1, 6) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	§ 1 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 1
	�  Übertragung der Befugnisse auf dem Gebiet der
	 beamtenrechtlichen Unfallfürsorge

	� (1) Die Ministerien übertragen die ihnen zustehenden 
Befugnisse nach 

	 1.	� § 3 Absatz 1 Sätze 1 und 2 des Landesbeamtenversor-
gungsgesetzes Baden-Württemberg (LBeamtVGBW) 
in dem in Absatz 4 bezeichneten Umfang sowie

	 2.	� § 62 Absatz 3 Satz 2 (Anerkennung eines Dienst-
unfalls und Entscheidung, ob der Dienstunfall vor-
sätzlich herbeigeführt wurde)

	 nach Maßgabe der Anlage zu dieser Verordnung.
	� (2) Die Ministerien übertragen die Befugnis zur Fest-

setzung der in § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummern 1, 3 
bis 8 und Satz 2 LBeamtVGBW genannten beamten-
rechtlichen Unfallfürsorgeleistungen, sowie die ihnen 
nach § 50 Absatz 3 Satz 2 und § 61 Absatz 2 Satz 1 
LBeamtVGBW zustehenden Befugnisse auf das Lan-
desamt für Besoldung und Versorgung.

	� (3) Absatz 2 gilt nicht für Unfallangelegenheiten der 
Angehörigen des Polizei-, Justizvollzugs- und Ab-
schiebungshaftvollzugsdienstes. Für diesen Personen-
kreis übertragen die Ministerien die ihnen gemäß  
§ 50 Absatz 3 Satz 2 LBeamtVGBW und § 61 Absatz 2 
Satz 1 LBeamtVGBW zustehenden Befugnisse nach 
Maßgabe der Anlage zu dieser Verordnung.

	� (4) Die nach Absatz 1 Nummer 1 übertragenen Be-
fugnisse umfassen außer der Bestimmung der Person 
des Zahlungsempfängers nur die Festsetzung der Un-
fallfürsorgeleistungen nach den §§ 47 bis 50 LBe-
amtVGBW, auch in Verbindung mit § 45 Absatz 5 
LBeamtVGBW, sowie die Durchführung der Maß-
nahmen nach der Landesheilverfahrensverordnung.“

2.	�Die Anlage (Zuständigkeitsübertragung) erhält die aus 
dem Anhang 3 zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung.

Artikel 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. November 
2024 in Kraft, soweit in den nachfolgenden Absätzen 
nichts anderes bestimmt ist. Gleichzeitig treten außer 
Kraft die Verordnung der Landesregierung zur Über-
tragung der Zuständigkeit zum Erlass einer Rechts-
verordnung zur Errichtung von Landesfamilienkassen 
vom 22. April 2008 (GBl. S. 131), die zuletzt durch 
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Artikel 85 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl.  
S. 99, 109, ber. S. 273) geändert worden ist, sowie die Lan-
desfamilienkassenverordnung vom 19. Mai 2008 (GBl.  
S. 165), die zuletzt durch Artikel 86 der Verordnung 
vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 109, ber. S. 273) ge-
ändert worden ist.
(2) Artikel 1 §§ 3, 5 und 7 Absatz 2, Artikel 5 Num-
mer 11, Artikel 7 sowie Artikel 10 Nummern 2 und 3 
treten am 1. Februar 2025 in Kraft.
(3) Artikel 2, Artikel 3 und Artikel 4 treten mit Wirkung 
vom 9. Dezember 2023 in Kraft.
(4) Artikel 5 Nummer 1 tritt am 1. Juli 2025 in Kraft.
(5) Artikel 5 Nummer 6 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2023 in Kraft.
(6) Artikel 5 Nummern 2, 4, 7, 8 und 9 sowie Artikel 6 
Nummer 3 treten mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in 
Kraft.
(7) Artikel 6 Nummern 6 und 9 treten mit Wirkung vom 
18. November 2021 in Kraft.
(8) Artikel 12 tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.
(9) Artikel 4 tritt am 1. Januar 2025 außer Kraft.
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Anlage 7
(zu § 28)

Gültig ab 1. November 2024

Besoldungs-
gruppe

B 1 7.480,91
B 2 8.657,55
B 3 9.155,70
B 4 9.677,42
B 5 10.276,00
B 6 10.841,25
B 7 11.391,11
B 8 11.964,14
B 9 12.675,69

B 10 14.885,38
B 11 15.454,87

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 11
(zu § 79)

Gültig ab 1. November 2024

Grundbetrag

A 7 bis A 9 1.442,89
A 10 und A 11 1.498,78
A 12 1.643,53
A 13 1.676,46

1.712,62

Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage

Eingangsamt, in das der Anwärter nach

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)
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(zu § 40 und § 41)

Gültig ab 1. November 2024

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 166,36

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags
für das erste und zweite Kind jeweils 145,45
für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 937,60

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 75,98

Der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind
- in den Besoldungsgruppen A 7 bis A 10 um 52,38
- in den Besoldungsgruppen A 11 bis A 13 um 26,19

Der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags erhöht sich für das zweite zu berücksichtigende Kind 
abhängig von der Besoldungsgruppe und der Stufe des Grundgehalts nach Maßgabe nachstehender 
Tabelle (Monatsbeträge in Euro):

Besol-
dungs- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
gruppe
A  7 471,42 455,17 438,93 422,69 406,44 394,83 383,23 371,63
A  8 457,31 436,48 415,67 394,85 374,02 360,14 346,26 332,38 318,51
A  9 426,36 404,13 381,92 359,70 337,48 322,21 306,93 291,65 276,38
A  10 381,69 353,23 324,77 296,29 267,82 248,51 229,10 209,68 190,27
A  11 317,14 287,96 258,69 228,86 199,01 179,11 158,94 138,65 118,35 98,06
A  12 222,27 198,55 162,77 126,48 102,28 78,09 53,90 29,70 5,50
A  13 104,40 65,21 26,02
A  14 48,67

R 1 84,72 64,08 10,86

Anlage 12

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

S t u f e
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(zu § 41a)

Gültig ab 1. Januar 2024

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
A 7 270,00 185,00 100,00 15,00
A 8 243,00 133,00 24,00
A 9 80,00

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
A 7 370,00 301,00 232,00 163,00 94,00 45,00
A 8 357,00 268,00 179,00 91,00 5,00
A 9 224,00 129,00 34,00
A 10 32,00

Gültig ab 1. Januar 2025

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
A 7 385,00 295,00 205,00 115,00 25,00
A 8 356,00 244,00 128,00 12,00
A 9 183,00 64,00

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
A 7 470,00 397,00 325,00 252,00 179,00 127,00 75,00 23,00
A 8 456,00 362,00 270,00 176,00 82,00 20,00
A 9 316,00 216,00 117,00 17,00
A 10 115,00

Anlage 12a

Betrag, den eine Familie mit mindestens zwei berücksichtigten Kindern insgesamt erhält
Besoldungs-

gruppe
S t u f e

Familienergänzungszuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Betrag, den eine Familie mit einem berücksichtigten Kind insgesamt erhält
Besoldungs-

gruppe
S t u f e

Familienergänzungszuschlag
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

S t u f e

Betrag, den eine Familie mit einem berücksichtigten Kind insgesamt erhält
Besoldungs-

gruppe
S t u f e

Betrag, den eine Familie mit mindestens zwei berücksichtigten Kindern insgesamt erhält
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Anlage 13
(zu den §§ 43 bis 46 sowie zu den Fußnoten der Landesbesoldungsordnungen)

Gültig ab 1. November 2024

Betrag in Euro,
Prozentsatz 

§ 44 272,60
§ 45 Absatz 1 412,28

Absatz 2 412,28
§ 46 a) Beamte des mittleren Dienstes 98,41

b) Beamte des gehobenen Dienstes nach § 24 Nr. 2 und 3 109,34
c) Beamte des höheren Dienstes in der Bes.Gr. A 13 und der Bes.Gr. C 1 kw 109,34

Landesbesoldungsordnung A
Besoldungsgruppe Fußnote
A 7 1 46,96

3 86,63
4 39,66

A 8 1 und 3 50 Prozent des 
jeweiligen Unter-
schiedsbetrags 
zum Grundgehalt 
der Bes.Gr. A 9

A 9 2 164,08
A 10 1 und 6 164,08

4 291,99
7 127,92

A 11 3 243,71
A 12 2 203,18
A 13 5 243,71

9 und 10 355,46
A 14 1 und 3 243,71
A 15 1 243,71

7 406,11
8 412,28

A 16 7 272,60
8 209,52

Landesbesoldungsordnung R
Besoldungsgruppe Fußnote
R 1 2 bis 5 412,28
R 2 4 bis 10 412,28
R 3 1 und 5 412,28

Landesbesoldungsordnungen A, B, C, R und W
Künftig wegfallende Ämter (kw)
Besoldungsgruppe Fußnote
A 7 (kw) 2 46,96
A 11 (kw) 3 243,71
A 13 (kw) 4 243,71

6 137,41
A 14 (kw) 2 und 4 243,71

3 358,29
A 15 (kw) 1 162,47

2 509,85
3 636,16
4 243,71
6 406,11

B 3 (kw) 1 324,91
R 1 (kw) 1 269,46
R 2 (kw) 1 269,46

Landesbesoldungsgesetz, Landesbesoldungsordnungen

- in der gesetzlichen Reihenfolge -

Amtszulagen und Strukturzulage
(Monatsbeträge)

Rechtsgrundlage
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Anlage 15
(zu § 65)

Gültig ab 1. November 2024

Mehrarbeit außerhalb des Schuldienstes

Besoldungsgruppen
A 7 bis A 9 18,39
A 10 bis A 12 25,02
A 13 bis A 16 32,82

Mehrarbeit im Schuldienst

Beamte des gehobenen Dienstes, deren Eingangsamt unterhalb der Besoldungsgruppe A 12 liegt 23,04
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 12 27,42
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 13 32,59
Beamte des höheren Dienstes 38,07

Diese Beträge gelten auch für Beamte vergleichbarer Besoldungsgruppen, die der 
Landesbesoldungsordnung R, R kw oder der Landesbesoldungsordnung C kw angehören.

Mehrarbeitsvergütung
(Stundensätze in Euro)
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Anlage 7
(zu § 28)

Gültig ab 1. Februar 2025

Besoldungs-
gruppe

B 1 7.892,36
B 2 9.133,72
B 3 9.659,26
B 4 10.209,68
B 5 10.841,18
B 6 11.437,52
B 7 12.017,62
B 8 12.622,17
B 9 13.372,85

B 10 15.704,08
B 11 16.304,89

Landesbesoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 11
(zu § 79)

Gültig ab 1. Februar 2025

Grundbetrag

A 7 bis A 9 1.492,89
A 10 und A 11 1.548,78
A 12 1.693,53
A 13 1.726,46

1.762,62

Abschluss des Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

A 13 mit Strukturzulage

Eingangsamt, in das der Anwärter nach

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)
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(zu § 40 und § 41)

Gültig ab 1. Februar 2025

Ehebezogener Teil des Familienzuschlags 175,51

kinderbezogener Teil des Familienzuschlags
für das erste und zweite Kind jeweils 153,45
für das dritte und jedes weitere Kind jeweils 989,17

Anrechnungsbetrag nach § 40 Satz 3 80,16

Der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind
- in den Besoldungsgruppen A 7 bis A 10 um 55,26
- in den Besoldungsgruppen A 11 bis A 13 um 27,63

Der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags erhöht sich für das zweite zu berücksichtigende Kind 
abhängig von der Besoldungsgruppe und der Stufe des Grundgehalts nach Maßgabe nachstehender 
Tabelle (Monatsbeträge in Euro):

Besol-
dungs- 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
gruppe
A  7 497,35 480,20 463,07 445,94 428,79 416,55 404,31 392,07
A  8 482,46 460,49 438,53 416,57 394,59 379,95 365,30 350,66 336,03
A  9 449,81 426,36 402,93 379,48 356,04 339,93 323,81 307,69 291,58
A  10 402,68 372,66 342,63 312,59 282,55 262,18 241,70 221,21 200,73
A  11 334,58 303,80 272,92 241,45 209,96 188,96 167,68 146,28 124,86 103,45
A  12 234,49 209,47 171,72 133,44 107,91 82,38 56,86 31,33 5,80
A  13 110,14 68,80 27,45
A  14 51,35

R 1 89,38 67,60 11,46

S t u f e

Anlage 12

Familienzuschlag
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 13
(zu den §§ 43 bis 46 sowie zu den Fußnoten der Landesbesoldungsordnungen)

Gültig ab 1. Februar 2025

Betrag in Euro,
Prozentsatz 

§ 44 287,59
§ 45 Absatz 1 434,96

Absatz 2 434,96
§ 46 a) Beamte des mittleren Dienstes 103,82

b) Beamte des gehobenen Dienstes nach § 24 Nr. 2 und 3 115,35
c) Beamte des höheren Dienstes in der Bes.Gr. A 13 und der Bes.Gr. C 1 kw 115,35

Landesbesoldungsordnung A
Besoldungsgruppe Fußnote
A 7 1 49,54

3 91,39
4 41,84

A 8 1 und 3 50 Prozent des 
jeweiligen Unter-
schiedsbetrags 
zum Grundgehalt 
der Bes.Gr. A 9

A 9 2 173,10
A 10 1 und 6 173,10

4 308,05
7 134,96

A 11 3 257,11
A 12 2 214,35
A 13 5 257,11

9 und 10 375,01
A 14 1 und 3 257,11
A 15 1 257,11

7 428,45
8 434,96

A 16 7 287,59
8 221,04

Landesbesoldungsordnung R
Besoldungsgruppe Fußnote
R 1 2 bis 5 434,96
R 2 4 bis 10 434,96
R 3 1 und 5 434,96

Landesbesoldungsordnungen A, B, C, R und W
Künftig wegfallende Ämter (kw)
Besoldungsgruppe Fußnote
A 7 (kw) 2 49,54
A 11 (kw) 3 257,11
A 13 (kw) 4 257,11

6 144,97
A 14 (kw) 2 und 4 257,11

3 378,00
A 15 (kw) 1 171,41

2 537,89
3 671,15
4 257,11
6 428,45

B 3 (kw) 1 342,78
R 1 (kw) 1 284,28
R 2 (kw) 1 284,28

Landesbesoldungsgesetz, Landesbesoldungsordnungen

- in der gesetzlichen Reihenfolge -

Amtszulagen und Strukturzulage
(Monatsbeträge)

Rechtsgrundlage
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Anlage 15
(zu § 65)

Gültig ab 1. Februar 2025

Mehrarbeit außerhalb des Schuldienstes

Besoldungsgruppen
A 7 bis A 9 19,40
A 10 bis A 12 26,40
A 13 bis A 16 34,63

Mehrarbeit im Schuldienst

Beamte des gehobenen Dienstes, deren Eingangsamt unterhalb der Besoldungsgruppe A 12 liegt 24,31
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 12 28,93
Beamte des gehobenen Dienstes mit Eingangsamt A 13 34,38
Beamte des höheren Dienstes 40,16

Diese Beträge gelten auch für Beamte vergleichbarer Besoldungsgruppen, die der 
Landesbesoldungsordnung R, R kw oder der Landesbesoldungsordnung C kw angehören.

Mehrarbeitsvergütung
(Stundensätze in Euro)
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Anhang 3 zu Artikel 13 Nummer 2 (Anlage der Unfallfürsorgezuständigkeitsverord-
nung) 

Anlage 
(zu § 1) 
Übertragendes  
Ministerium 

Behörde oder sons-
tige Stelle, auf die 
übertragen wird 

Personenkreis, für den übertragen 
wird 

1 2 3   
Beamtinnen und Beamte sowie 
Richterinnen und Richter im Ge-
schäftsbereich 

1. Innenministerium 1.1 Regierungs- 
präsidien 

1.1 der Regierungspräsidien mit 
Ausnahme der Regierungspräsi-
denten und der Regierungsvizeprä-
sidenten 

 1.2 Regierungs- 
präsidien 

1.2 der Landratsämter im Regie-
rungsbezirk, soweit es sich um Be-
amtinnen und Beamte des Landes 
im Geschäftsbereich des Innenmi-
nisteriums handelt  

1.3 Regionale  
Polizeipräsidien 

1.3 der Polizeipräsidien mit Aus-
nahme der Polizeipräsidenten und 
der Polizeivizepräsidenten  

1.4 Polizeipräsidium 
Einsatz 

1.4 des Polizeipräsidiums mit Aus-
nahme des Polizeipräsidenten und 
des Polizeivizepräsidenten  

1.5 Landeskriminal-
amt 

1.5 des Landeskriminalamts mit 
Ausnahme des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten  

1.6 Hochschule für 
Polizei Baden-Würt-
temberg 

1.6 der Hochschule für Polizei Ba-
den-Württemberg mit Ausnahme 
des Präsidenten, des Prorektors 
und des Vizepräsidenten  

1.7 Präsidium Tech-
nik, Logistik, Service 
der Polizei 

1.7 des Präsidiums Technik, Logis-
tik, Service der Polizei mit Aus-
nahme des Präsidenten und des 
Vizepräsidenten  

1.8 Landesamt für 
Verfassungsschutz 

1.8 des Landesamts für Verfas-
sungsschutz mit Ausnahme des 
Präsidenten des Landesamts für 
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Übertragendes  
Ministerium 

Behörde oder sons-
tige Stelle, auf die 
übertragen wird 

Personenkreis, für den übertragen 
wird 

1 2 3 
Verfassungsschutz und dessen 
Stellvertreter  

1.9 Landesfeuer-
wehrschule 

1.9 der Landesfeuerwehrschule mit 
Ausnahme des Leiters der Landes-
feuerwehrschule und dessen Stell-
vertreter  

1.10 Landesoberbe-
hörde IT Baden-
Württemberg 

1.10 der Landesoberbehörde IT 
Baden-Württemberg mit Ausnahme 
des Präsidenten der IT Baden-
Württemberg und dessen Stellver-
treter  

1.11 Cybersicher-
heitsagentur 

1.11 der Cybersicherheitsagentur 
mit Ausnahme des Präsidenten der 
Cybersicherheitsagentur und des-
sen Stellvertreter 

2. Kultusministerium 2.1 Regierungs- 
präsidien 

2.1 Regierungspräsidien 

 
2.2 Zentrum für 
Schulqualität und 
Lehrerbildung (ZSL) 

2.2 ZSL mit Ausnahme des Präsi-
denten des ZSL und dessen Stell-
vertreter und Seminare für Ausbil-
dung und Fortbildung der Lehr-
kräfte 

3. Wissenschafts- 
ministerium 

3.1 Vorstandsvorsit-
zende der Hoch-
schulen 

3.1 der Hochschulen mit Aus-
nahme der hauptamtlichen Vor-
standsmitglieder  

3.2 Präsident des 
Landesarchivs 

3.2 des Landesarchivs mit Aus-
nahme des Präsidenten des Lan-
desarchivs und seines Stellvertre-
ters  

3.3 Leiter der Lan-
desbibliotheken 

3.3 der Landesbibliotheken mit 
Ausnahme der Leiter der Landes-
bibliotheken und deren Stellvertre-
ter 
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Übertragendes  
Ministerium 

Behörde oder sons-
tige Stelle, auf die 
übertragen wird 

Personenkreis, für den übertragen 
wird 

1 2 3 
4. Justizministerium 4.1 Präsidenten der 

Oberlandesgerichte 
4.1 der Gerichte der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit und der Staatsan-
waltschaften mit Ausnahme der 
Präsidenten und der Vizepräsiden-
ten der Oberlandesgerichte und 
der Generalstaatsanwälte  

4.2 Präsident des 
Verwaltungsgerichts-
hofs 

4.2 der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
mit Ausnahme des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten des Ver-
waltungsgerichtshofs  

4.3 Präsident des 
Landessozialgerichts 

4.3 der Sozialgerichtsbarkeit mit 
Ausnahme des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten des Landes-
sozialgerichts  

4.4 Präsident des  
Finanzgerichts 

4.4 der Finanzgerichtsbarkeit mit 
Ausnahme des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten des Finanz-
gerichts  

4.5 Präsident des 
Landesarbeits- 
gerichts 

4.5 der Arbeitsgerichtsbarkeit mit 
Ausnahme des Präsidenten und 
des Vizepräsidenten des Landes-
arbeitsgerichts 

5. Finanzministerium 5.1 Oberfinanz- 
direktion 

5.1 der Oberfinanzdirektion mit 
Ausnahme des Oberfinanzpräsi-
denten und dessen Stellvertreter  

5.2 Landesamt für 
Besoldung und Ver-
sorgung 

5.2 des Landesamtes für Besol-
dung und Versorgung mit Aus-
nahme des Präsidenten des Lan-
desamtes für Besoldung und Ver-
sorgung und dessen Stellvertreter  

5.3 Landesbetrieb 
Vermögen und Bau 
Baden-Württemberg 

5.3 des Landesbetriebs Vermögen 
und Bau Baden-Württemberg mit 
Ausnahme des Direktors des Lan-
desbetriebs und dessen Stellver-
treter 
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Übertragendes  
Ministerium 

Behörde oder sons-
tige Stelle, auf die 
übertragen wird 

Personenkreis, für den übertragen 
wird 

1 2 3  
5.4 Statistisches 
Landesamt 

5.4 des Statistischen Landesamtes 
mit Ausnahme des Präsidenten 
des Statistischen Landesamtes 
und dessen Stellvertreters 

6. Wirtschafts- 
ministerium 

6.1 Regierungs- 
präsidien 

6.1 der Regierungspräsidien 

7. Ministerium  
Ländlicher Raum 

7.1 Regierungs- 
präsidien 

7.1 der Regierungspräsidien 

 
7.2 Landesamt für 
Geoinformation und 
Landentwicklung 

7.2 des Landesamts für Geoinfor-
mation und Landentwicklung, ein-
schließlich der Fachbeamten des 
vermessungstechnischen Dienstes 
bei den Landratsämtern, deren 
Planstellen im Einzelplan des Mi-
nisteriums Ländlicher Raum veran-
schlagt sind, mit Ausnahme des 
Präsidenten des Landesamts für 
Geoinformation und Landentwick-
lung und dessen Stellvertreters 

8. Sozialministerium 8.1 Regierungs- 
präsidien 

8.1 der Regierungspräsidien 

9. Umweltministerium 9.1 Landesanstalt für 
Umwelt Baden-Würt-
temberg 

9.1 der Landesanstalt für Umwelt 
Baden-Württemberg mit Ausnahme 
des Präsidenten der Landesanstalt 
für Umwelt Baden-Württemberg 
und dessen Stellvertreter  

9.2 Regierungs- 
präsidien 

9.2 der Regierungspräsidien 

 
9.3 Nationalparkver-
waltung im National-
park Schwarzwald 

9.3 Nationalparkverwaltung im  
Nationalpark Schwarzwald 

10. Ministerium für Lan-
desentwicklung und 
Wohnen 

10.1 Regierungs- 
präsidien 

10.1 der Regierungspräsidien 
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Übertragendes  
Ministerium 

Behörde oder sons-
tige Stelle, auf die 
übertragen wird 

Personenkreis, für den übertragen 
wird 

1 2 3 
sowie   
   
11. Innenministerium 11.1 Hochschule für 

öffentliche Verwal-
tung und Finanzen 
Ludwigsburg 

11.1 Regierungsoberinspektoran-
wärterin/-anwärter für den gehobe-
nen Verwaltungsdienst und den 
gehobenen Dienst im digitalen Ver-
waltungsmanagement 

 11.2 Hochschule für 
öffentliche Verwal-
tung Kehl 

11.2 Regierungsoberinspektoran-
wärterin/-anwärter für den gehobe-
nen Verwaltungsdienst und den 
gehobenen Dienst im digitalen Ver-
waltungsmanagement 
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1.	Zielsetzung

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll das Ergebnis der Verhandlungen der 
Tarifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder 
vom 9. Dezember 2023 zeitgleich eins-zu-eins auf die Beamtinnen und Beamten, 
Richterinnen und Richter, Versorgungsempfängerinnen und -empfänger sowie 
Empfängerinnen und Empfänger von Alters- und Hinterbliebenengeld übertragen 
werden. Hierbei kommt im Versorgungsbereich der individuelle Ruhegehalts- und 
Hinterbliebenensatz zur Anwendung. Zudem soll aufgrund der Berücksichtigung 
eines Hinzuverdienstes im Besoldungsbereich ein Familienergänzungszuschlag 
für bestimmte, atypische Familienkonstellationen eingeführt werden.
Im Übrigen hat sich insbesondere im Dienstrecht an verschiedenen Stellen ein 
Anpassungsbedarf ergeben. Mit diesem Gesetzentwurf sollen die erforderlichen 
Rechtsänderungen umgesetzt werden.

2.	Wesentlicher Inhalt 

Nach § 16 des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg (LBesGBW) und  
§ 11 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg (LBeamtVGBW) 
sind die Bezüge der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter, Ver-
sorgungsempfängerinnen und -empfänger sowie der Empfängerinnen und Emp-
fänger von Alters- und Hinterbliebenengeld und der Anspruchsberechtigten auf 
Alters- und Hinterbliebenengeld regelmäßig an die Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse anzupassen. Dies gilt auch für die 
Kürzungsbeträge nach § 101 LBeamtVGBW.

Übertragung des Tarifergebnisses für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
der Länder vom 9. Dezember 2023

Die Dienst- und Versorgungsbezüge sind zuletzt durch das Gesetz über die An-
passung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 2022 und 
zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften (BVAnp-ÄG 2022) vom 15. Novem-
ber 2022 (GBl. S. 540, 554) angepasst worden.
Die Tarifvertragsparteien für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Län-
der haben am 9. Dezember 2023 einen Sockelbetrag in Höhe von 200 Euro zum  
1. November 2024 vereinbart. Zum 1. Februar 2025 erfolgt eine weitere An
hebung der tariflichen Entgelte um 5,5 Prozent, mindestens jedoch um einen Be-
trag in Höhe von 340 Euro. Hierfür sind die Erhöhung um den Sockelbetrag von 
200 Euro und die Erhöhung der Entgelte um 5,5 Prozent zusammenzurechnen. 
Die monatlichen Ausbildungsentgelte sowie die Tarifentgelte der Praktikantinnen 
und Praktikanten werden ab dem 1. November 2024 um einen Festbetrag in Höhe 
von 100 Euro sowie ab dem 1. Februar 2025 um einen Festbetrag in Höhe von  
50 Euro erhöht.
Außerdem erhalten die Tarifbeschäftigten entsprechend dem TV Inflationsaus-
gleich vom 9. Dezember 2023 Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen 
Verbraucherpreise in Höhe von insgesamt 3 000 Euro bei Vollbeschäftigung und 
die Auszubildenden in Höhe von insgesamt 1 500 Euro bei Vollbeschäftigung. 
Dies sind Sonderzahlungen des Arbeitgebers, die im Sinne des § 3 Nummer 11c 
EStG zur Abmilderung der Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise als zusätz-
liche Unterstützung zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. 
Aus sozial- und dienstrechtspolitischen Gründen soll mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf das Tarifergebnis zeitgleich eins-zu-eins auf die Besoldung und Ver-
sorgung übertragen werden. 
Der zum 1. November 2024 tariflich vereinbarte Sockelbetrag in Höhe von  
200 Euro soll zeitgleich eins-zu-eins auf die Besoldung übertragen werden, so-
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dass sich die Grundgehälter in allen Besoldungsgruppen um 200 Euro erhöhen. 
Die den Versorgungsbezügen zugrundeliegenden Grundgehälter sollen ebenfalls 
um einen Sockelbetrag von 200 Euro angehoben werden; hierdurch kommt der 
individuelle Ruhegehalts- sowie Hinterbliebenensatz zur Anwendung. Dynami-
sche Besoldungsbestandteile (beispielsweise Familienzuschlag und Amtszulagen) 
sollen in unmittelbarer Anlehnung an den Tarifvertrag um 4,76 Prozent erhöht 
werden. Dies soll grundsätzlich auch für die übrigen dynamischen Versorgungs-
bestandteile gelten. Die Anwärtergrundbeträge sollen um 100 Euro erhöht wer-
den. Die Erhöhungen sollen für alle Besoldungsgruppen sowie für die Anwärter
innen und Anwärter einheitlich zum 1. November 2024 und somit zeitgleich zu 
den Anpassungen im Tarifbereich erfolgen.
Die weitere tarifliche Entgeltsteigerung zum 1. Februar 2025 in Höhe von 5,5 Pro-
zent, mindestens jedoch 340 Euro, soll als weitere zeit- und wirkungsgleiche li-
neare Anpassung in Höhe von 5,5 Prozent gewährt werden. In der Besoldung 
wird der Mindestbetrag in Höhe von 340 Euro in allen Besoldungsgruppen und 
Erfahrungsstufen erreicht. Die Anwärtergrundbeträge sollen um 50 Euro erhöht 
werden. Die Erhöhungen sollen für alle Besoldungsgruppen sowie für die Anwär-
terinnen und Anwärter einheitlich zum 1. Februar 2025 und somit zeitgleich zu 
den Anpassungen im Tarifbereich erfolgen.
Des Weiteren sollen die tarifvertraglich vereinbarten Sonderzahlungen zur Infla-
tionsabmilderung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf auf die Besoldung und 
Versorgung inhaltsgleich übertragen werden. Im Versorgungsbereich erfolgt die 
Übertragung unter Anwendung des individuellen Ruhegehalts- und Hinterbliebe-
nensatzes.

Anpassung der Gleichstellungsbestimmung 

In § 2 LBesGBW soll für Personen, für die im Personenstandsregister weder die 
Geschlechtsangabe „weiblich“ noch „männlich“ eingetragen ist, eine Wahlmög-
lichkeit hinsichtlich der Amtsbezeichnung eingeführt werden.

Familienergänzungszuschlag

Für Beamtenfamilien mit berücksichtigungsfähigen Kindern, bei denen neben 
dem Beamtengehalt kein oder kein ausreichendes zweites Einkommen der Ehe-
partnerin, des Ehepartners, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetra-
genen Lebenspartners vorhanden ist, soll ein zusätzlicher Familienergänzungs-
zuschlag eingeführt werden. Die Anspruchsberechtigung sowie die Höhe des Fa-
milienergänzungszuschlags soll von der Anzahl der berücksichtigten Kinder, der 
jeweiligen Besoldungsgruppe und der Erfahrungsstufe abhängig sein.

Erhöhung der kinderbezogenen Familienzuschläge ab dem 3. Kind

Der kinderbezogene Familienzuschlag ab dem dritten Kind soll im Zusammen-
hang mit der bundesverfassungsgerichtlichen Rechtsprechung zu dritten und wei-
teren Kindern (Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 6/17) für alle Beamtinnen 
und Beamte, Richterinnen und Richter sowie Versorgungsempfängerinnen und 
-empfänger mit Wirkung vom 1. Januar 2023 und dann nochmals mit Wirkung 
vom 1. Januar 2024 erhöht werden. 

Anpassung der Strukturzulage im mittleren Dienst an die geänderte Ämterstruktur

Die bisherige Differenzierung nach Besoldungsgruppen bei der Höhe der Struk-
turzulage im mittleren Dienst soll entfallen und durch einen einheitlichen Betrag 
für alle Beamtinnen und Beamte der Laufbahnen des mittleren Dienstes ersetzt 
werden.

Zahlungen an Beamtinnen und Beamte für das Jahr 2023

Für das Jahr 2023 sollen die sich aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts (Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18) ergebenden Nachzahlungsan-
sprüche der betroffenen Beamtinnen und Beamten geregelt werden.
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Erweiterung des Waisengeldanspruchs 

Künftig soll insbesondere auch bei Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes 
ein Anspruch auf Waisengeld bestehen. Es ist kein sachlicher Grund für eine 
unterschiedliche Behandlung der freiwilligen Dienste beim Waisengeld, bei deren 
Ableistung Kindergeld zusteht, ersichtlich.

Änderungen im Bereich der Beihilfe

Mit den Änderungen der beamtenrechtlichen Vorschriften erfolgt für die Rechts-
grundlagen im Bereich der automatisierten Bearbeitung von Anträgen auf Ge-
währung von Beihilfen eine klarstellende Anpassung und Ergänzung. Mit der 
Neufassung von § 78 Absatz 4 Satz 1 des Landesbeamtengesetzes Baden-Würt-
temberg (LBG) soll sichergestellt werden, dass Zweck und Inhalt des möglichen 
Einsatzes automationsgestützter Systeme verdeutlicht werden. Zugleich wird die 
Rechtsgrundlage in § 84 LBG für eine beamtenrechtliche Entscheidung, die aus-
schließlich auf einer automatisierten Verarbeitung beruht, um eine entsprechende 
verwaltungsverfahrensrechtliche Vorschrift in der Beihilfeverordnung ergänzt.

Weitere Regelungsänderungen

Außerdem werden im Landesgebührengesetz Änderungen vorgenommen. Diese 
beinhalten unter anderem, dass die gebührenerhebenden Stellen ermächtigt wer-
den, die gesetzliche Umsatzsteuer auf die Gebühren und Auslagen zu erheben. 
Des Weiteren soll die Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung aufgrund eines 
Beschlusses des Ministerrats vom 12. Oktober 2021 geändert werden.

3.	Verfassungsrechtliche Ausführungen

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Umsetzung einer mit Artikel 33 Absatz 5 
Grundgesetz (GG) vereinbaren Alimentation. Dabei ist insbesondere der Orientie-
rungsrahmen, den das Bundesverfassungsgericht durch seine Rechtsprechung zur 
amtsangemessenen Alimentation vorgibt, einzuhalten. Mit Blick auf die Besol-
dung hat das Bundesverfassungsgericht mit seinen Entscheidungen vom 5. Mai 
2015 – 2 BvL 17/09 u. a. – sowie vom 17. November 2015 – 2 BvL 19/09 u. a. – 
erstmalig fünf volkswirtschaftliche Parameter aufgestellt, denen indizielle Bedeu-
tung bei der Ermittlung des verfassungsrechtlich erforderlichen Alimentations
niveaus zukommt.
Diese Parameter hat es in seinen Beschlüssen vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 
und 2 BvL 6/17 u. a. – insbesondere in Bezug auf die verfassungsrechtlichen 
Anforderungen an den Mindestabstand der Beamtenalimentation zum Grund
sicherungsniveau sowie der Alimentation kinderreicher Beamtinnen und Beamten 
fortentwickelt. Demnach sind auf einer ersten Prüfungsstufe fünf Parameter mit 
indizieller Bedeutung für eine grundsätzlich verfassungsgemäße Ausgestaltung 
der Alimentationsstruktur und des Alimentationsniveaus der Besoldung heranzu-
ziehen. 
Bei den ersten drei Parametern ist die Besoldungsentwicklung jeweils mit der 
Tariflohnentwicklung im öffentlichen Dienst, der Nominallohnentwicklung sowie 
der Verbraucherpreisentwicklung über einen Zeitraum von 15 Jahren einschließ-
lich des Prüfjahres zu vergleichen. Bei einer Überschreitung von 5 Prozent indi-
ziert die Abweichung eine nicht amtsangemessene Alimentation. Der vierte Para-
meter umfasst einen systeminternen Besoldungsvergleich sowie einen Vergleich 
der Nettoalimentation in der untersten Besoldungsgruppe zum Grundsicherungs-
niveau (Mindestabstandsgebot). Beim systeminternen Besoldungsvergleich liegt 
ein Indiz für einen Verstoß in der Regel bei einer Abschmelzung der Abstände 
zwischen zwei vergleichbaren Besoldungsgruppen um mindestens 10 Prozent in 
den zurückliegenden fünf Jahren vor. Ein Verstoß gegen das Mindestabstandsge-
bot wird angenommen, wenn die Nettoalimentation in der untersten Besoldungs-
gruppe um weniger als 15 Prozent über dem Grundsicherungsniveau liegt. Beim 
fünften Parameter ist ein Quervergleich der Besoldung in Baden-Württemberg 
mit der durchschnittlichen Besoldungshöhe beim Bund und bei den anderen Län-
dern anzustellen. Sollte hier eine Abweichung von 10 Prozent festgestellt werden, 
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hat dies indizielle Bedeutung für eine verfassungswidrige Ausgestaltung der Ali-
mentation. 
Auf einer zweiten Prüfungsstufe sind die Ergebnisse der ersten Prüfungsstufe mit 
weiteren alimentationsrelevanten Kriterien im Rahmen einer Gesamtabwägung 
zusammenzuführen. Wird in der ersten Prüfungsstufe gegen mindestens drei der 
oben genannten Parameter verstoßen, besteht die Vermutung einer der angemes-
senen Beteiligung an der allgemeinen Entwicklung der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse und des Lebensstandards nicht genügenden und damit 
verfassungswidrigen Unteralimentation. Diese kann im Rahmen der Gesamtab-
wägung auf der zweiten Prüfungsstufe sowohl widerlegt als auch erhärtet wer-
den. Werden hingegen bei allen Parametern die Schwellenwerte unterschritten, 
wird eine angemessene Alimentation vermutet. Liegt ein Verstoß gegen einen 
oder zwei Parameter vor, müssen die Ergebnisse der ersten Stufe, insbesondere 
das Maß der Über- beziehungsweise Unterschreitung der Parameter, zusammen 
mit den auf der zweiten Stufe ausgewerteten alimentationsrelevanten Kriterien 
im Rahmen der Gesamtabwägung eingehend gewürdigt werden. Auf einer dritten 
Prüfungsstufe ist gegebenenfalls eine Abwägung mit kollidierenden verfassungs-
rechtlichen Wertentscheidungen wie dem Verbot der Neuverschuldung herbeizu-
führen; im Ausnahmefall kann eine Unteralimentation verfassungsrechtlich ge-
rechtfertigt sein. 
Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Besoldungs- und Versorgungsanpassung 
für die Jahre 2024 und 2025 regeln. Die Ermittlungen zu den genannten fünf Pa-
rametern auf der ersten Prüfungsstufe haben daher bezogen auf das Kalenderjahr 
2024 zu erfolgen. Eine Berechnung für das Jahr 2025 ist nicht möglich, weil ins-
besondere die statistischen Daten zur Entwicklung des Nominallohnindex und des 
Verbraucherpreisindex sowie die Besoldungshöhe beim Bund und den anderen 
Ländern für das Jahr 2025 nicht valide vorhergesagt werden können. Nachdem 
der Nominallohnindex und der Verbraucherpreisindex für das Gesamtjahr 2024 
noch nicht vorliegen, werden für die Ermittlung dieser Indizes zur Verfügung 
stehende Angaben des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg herangezo-
gen. Auch liegen die für die Ermittlung der Grundsicherung notwendigen Daten 
zum 95 Prozent-Perzentil der Kosten für Unterkunft und Heizung für das Jahr 
2024 derzeit nicht vor. Angesichts allgemein steigender Kosten für Unterkunft 
und Heizung wird daher in Anlehnung an die Entwicklung in der Vergangenheit 
für das Jahr 2024 ein Betrag von 1 563 Euro angesetzt.
Die Ergebnisse der ersten Prüfungsstufe im Einzelnen ergeben sich aus den fol-
genden Übersichten und Erläuterungen zu den Berechnungsmethoden. 

Besoldungsentwicklung bezogen auf das Prüfjahr 2024

Die Grundgehaltssätze wurden durch §§ 2 und 3 BVAnpGBW 2009/2010 vom  
19. Oktober 2009 (GBl. S. 487) zum 1. März 2009 um 3,0 Prozent und zum  
1. März 2010 um 1,2 Prozent, durch § 2 BVAnpGBW 2011 vom 15. März 2011 
(GBl. S. 103) zum 1. April 2011 um 2,0 Prozent, durch Artikel 1 § 2 BVAnpGBW 
2012 vom 14. Februar 2012 (GBl. S. 28) zum 1. März/1. August 2012 um  
1,2 Prozent, durch Artikel 1 §§ 2 und 3 BVAnpGBW 2013/2014 vom 16. Juli 
2013 (GBl. S. 185) zum 1. Juli/1. Oktober 2013 beziehungsweise zum 1. Januar 
2014 um 2,45 Prozent und zum 1. Juli/1. Oktober 2014 beziehungsweise zum  
1. Januar 2015 um 2,75 Prozent, durch Artikel 1 §§ 2 und 3 BVAnpGBW 
2015/2016 vom 21. Juli 2015 (GBl. S. 663) zum 1. März/1. Juli/1. November 
2015 um 1,9 Prozent und zum 1. März/1. Juli/1. November 2016 um 2,1 Prozent, 
durch Artikel 1 §§ 2 und 3 BVAnpGBW 2017/2018 vom 7. November 2017 (GBl. 
S. 565) zum 1. März 2017 um 1,8 Prozent und zum 1. Juli 2018 um 2,675 Pro-
zent, durch Artikel 1 §§ 2 bis 4 BVAnpGBW 2019/2020/2021 vom 15. Oktober 
2019 (GBl. S. 377) zum 1. Januar 2019 um 3,2 Prozent, zum 1. Januar 2020 um 
weitere 3,2 Prozent und zum 1. Januar 2021 um weitere 1,4 Prozent sowie durch 
Artikel 1 § 2 BVAnp-ÄG 2022 vom 15. November 2022 (GBl. S. 540, 554) zum 
1. Dezember 2022 um 2,8 Prozent erhöht. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf 
sollen die Grundgehaltssätze zum 1. November 2024 in allen Besoldungsgruppen 
um 200 Euro sowie zum 1. Februar 2025 um weitere 5,5 Prozent erhöht werden. 
Sowohl die Tariflohnentwicklung als auch die Besoldungsentwicklung, die in den 
bisherigen Gesetzesbegründungen für die Prüfung des ersten Parameters gegen-
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übergestellt wurden, enthalten ausschließlich die reinen linearen Steigerungen. 
Dies entspricht den verfassungsrechtlichen Vorgaben. Durch die vorgesehene 
Eins-zu-eins-Übertragung des Sockelbetrags zum 1. November 2024 werden die 
Grundgehälter nicht in gleicher Höhe linear gesteigert. Würde nun mangels rein 
linearer Steigerung keine Anpassung zum 1. November 2024 berücksichtigt, 
würde eine Besoldungsentwicklung dargestellt, die nicht realitätsgerecht wäre. 
Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung der beim vierten Parameter 
geschilderten besonderen Situation soll für die zum 1. November 2024 in erheb-
lichem Maße steigende Besoldung im Prüfjahr 2024 der tabellenwirksame tarif
liche – und auf die Besoldung übertragene – Sockelbetrag in Höhe von 200 Euro 
in linear umgerechneter Form sowohl bei der Tariflohnentwicklung als auch bei 
der Besoldungsentwicklung abgebildet werden.
Für den Tarifbereich wurde gemäß Ziffer I.4 Satz 1 der Tarifeinigung vom  
9. Dezember 2023 ein umgerechneter Sockelbetrag in Höhe von 4,76 Prozent er-
mittelt und von den Tarifvertragsparteien vereinbart. Aufgrund dessen soll dieser 
Prozentsatz für die Tariflohnentwicklung angesetzt werden. Da zum 1. November 
2024 wie im Tarifbereich die Grundgehälter um monatlich 200 Euro (brutto) so-
wie die übrigen dynamischen Besoldungsbestandteile um 4,76 Prozent angehoben 
werden sollen, werden auf der ersten Prüfungsstufe auch bei der Besoldungsent-
wicklung 4,76 Prozent für den Vergleich mit der Tariflohn-, Nominallohn- und 
Verbraucherpreisentwicklung angesetzt. Dieser Ansatz entspricht dem Grunde 
und der Höhe nach der Zielsetzung dieses Gesetzes, die Tarifeinigung eins-zu-
eins zu übertragen. Die Besoldungsentwicklung wird hierdurch realitätsgerecht 
abgebildet.
Des Weiteren ist im Hinblick auf den nachfolgenden Vergleich der Besoldungs-
entwicklung mit der Nominallohnentwicklung (zweiter Parameter) festzuhalten, 
dass der Nominallohnindex ein allgemein anerkannter Indikator für die Einkom-
mens- und Wohlstandsentwicklung der abhängig Beschäftigten in Deutschland 
ist. Er bildet die Entwicklung der Bruttomonatsverdienste einschließlich Sonder-
zahlungen von allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ab. Die Inflationsaus-
gleichsprämien werden in der Verdienststatistik als Bestandteil des Gesamtbrutto-
entgelts miterfasst. Sie werden im Sinne der Entgeltbescheinigungsverordnung 
nicht als Sonderzahlung (sonstige Bezüge) definiert, da sie steuer- und abgabefrei 
sind. Aus diesem Grund werden die Prämien sowohl bei den Verdienstindizes mit 
Sonderzahlungen als auch den Verdienstindizes ohne Sonderzahlungen in glei-
chem Umfang abgebildet.1

Da der für die Prüfung des zweiten Parameters herangezogene Nominallohnindex 
demnach die Inflationsausgleichsprämien enthält und der sprunghafte Anstieg des 
Nominallohnindex ab dem Jahr 2023 (siehe Tabelle zum zweiten Parameter) in 
nicht unerheblichem Maße auf die Gewährung der Inflationsausgleichsprämien 
zurückzuführen ist, sind die Inflationsausgleichszahlungen gemäß dem Gesetz zur 
Regelung von Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung in der Besoldung im 
Jahr 2024 (InflAbmilBG 2024) konsequenterweise auch in der Besoldungsent-
wicklung einzubeziehen. Würde davon abgewichen und – wie in den bisherigen 
Gesetzesbegründungen – ausschließlich lineare Steigerungen bei der Besoldungs-
entwicklung einbezogen, wäre eine Kongruenz zwischen der Besoldungs- und 
der Nominallohnentwicklung nicht mehr gegeben (es würden „Äpfel mit Birnen 
verglichen“). Mit Blick auf die finanzielle Tragweite der Inflationsausgleichszah-
lungen gemäß InflAbmilBG 2024 entspricht deren Berücksichtigung bei der Be-
soldungsentwicklung zudem der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
(Beschluss vom 4. Mai 2020, Az.: 2 BvL 4/18, Rn. 31), wonach nichtlineare Be-
soldungserhöhungen (beispielsweise Einmalzahlungen) auf der ersten Prüfungs-
stufe zu berücksichtigen sind, wenn von vornherein feststeht, dass sie einen er-
heblichen Einfluss auf die Besoldungsentwicklung haben (können). 
Um zum einen eine Kongruenz zwischen der Besoldungsentwicklung und der No-
minallohnentwicklung beizubehalten und zum anderen die Vergleichbarkeit mit 
der Besoldungsentwicklung in den letzten Gesetzesbegründungen sicherzustel-

_____________________________________

1	� Pressemitteilung Nummer 076 des Statistischen Bundesamtes vom 29. Februar 2024 sowie 
Beschluss des BVerfG vom 4. Mai 2020 (2 BvL 4/18, Rn. 38).
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len, ist in dieser Gesetzesbegründung eine Besoldungsentwicklung mit und eine 
ohne Inflationsausgleichszahlungen ausgewiesen (siehe nachfolgende Tabelle). 
Besoldungssystematisch werden die Inflationsausgleichszahlungen dahingehend 
berücksichtigt, dass deren finanzielles Volumen entsprechend der tatsächlichen 
Beschäftigtenstruktur im Land in einen fiktiven linearen Anpassungsfaktor um-
gerechnet wird. Dieser beträgt 4,72 Prozent im Jahr 2024.

Aufgrund der oben genannten Besoldungsanpassungen ergibt sich für den Zeit-
raum 2010 bis 2024 folgende Besoldungsentwicklung:

1	 �Index unter Berücksichtigung der Inflationsausgleichszahlungen gemäß InflAbmilBG 2024.
2	� 4,76 Prozent zuzüglich 4,72 Prozent Auswirkung der Inflationsausgleichszahlungen.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jahr Besoldungsentwicklung 

Steigerung 

Prozentsatz 
Index 

Steigerung 

Prozentsatz 
Index1 

Basisjahr 

2009 
– 100 – 100 

2010 1,2 101,20 1,2 101,20 

2011 2,0 103,22 2,0 103,22 

2012 1,2 104,46 1,2 104,46 

2013 2,45 107,02 2,45 107,02 

2014 2,75 109,96 2,75 109,96 

2015 1,9 112,05 1,9 112,05 

2016 2,1 114,40 2,1 114,40 

2017 1,8 116,46 1,8 116,46 

2018 2,675 119,58 2,675 119,58 

2019 3,2 123,41 3,2 123,41 

2020 3,2 127,36 3,2 127,36 

2021 1,4 129,14 1,4 129,14 

2022 2,8 132,76 2,8 132,76 

2023 – 132,76 – 132,76 

2024 4,76 139,08 9,482 145,35 
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Entwicklung der Tarifergebnisse für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
der Länder (erster Parameter) bezogen auf das Prüfjahr 2024

Die Entwicklung der Tarifergebnisse gemäß den jeweiligen Tarifabschlüssen ist 
in der folgenden Tabelle angegeben:

Entwicklung des Nominallohnindex und des Verbraucherpreisindex (zweiter und 
dritter Parameter) bezogen auf das Prüfjahr 2024

Die Entwicklung der beiden Indizes für Baden-Württemberg ist in der nachfol-
genden Tabelle angegeben. Quelle bezüglich des Nominallohnindex und des Ver-
braucherpreisindex sind zur Verfügung stehende Angaben des Statistischen Lan-
desamts Baden-Württemberg. 

 

 

Jahr Tarifentwicklung 

Steigerung 

Prozentsatz 
Index 

Basisjahr 2009 – 100 

2010 1,2 101,20 

2011 1,5 102,72 

2012 1,9 104,67 

2013 2,65 107,44 

2014 2,95 110,61 

2015 2,1 112,93 

2016 2,3 115,53 

2017 2,0 117,84 

2018 2,35 120,61 

2019 3,01 124,24 

2020 3,12 128,12 

2021 1,29 129,77 

2022 2,8 133,40 

2023 – 133,40 

2024 4,76 139,75 
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1	� Aufgrund der vom Statistischen Landesamt durchgeführten Umbasierung des Nominallohn-
index ergeben sich keine Abweichungen zu den bisher veröffentlichten Werten.

2	� Aufgrund der vom Statistischen Landesamt durchgeführten Umbasierung des Verbraucher-
preisindex ergeben sich teilweise Abweichungen zu den bisher veröffentlichten Werten.

3	 �Der Steigerungssatz für das Jahr 2024 liegt noch nicht vor. Daher wurde der Steigerungssatz 
des Jahres 2023 auch für das Jahr 2024 angesetzt.

4	 �Der Steigerungssatz berücksichtigt die bisher bekannten Entwicklungen des Verbraucher-
preisindex im Jahr 2024.

 

Jahr Nominallohnentwicklung 

Baden-Württemberg 

Verbraucherpreisentwicklung 

Baden-Württemberg 

Steigerung 

Prozentsatz1 
Index 

Steigerung 

Prozentsatz2 
Index 

Basisjahr 

2009 

– 100 – 100 

2010 3,5 103,50 1,0 101,00 

2011 4,1 107,74 2,0 103,02 

2012 3,2 111,19 1,8 104,87 

2013 0,7 111,97 1,3 106,23 

2014 2,4 114,66 0,9 107,19 

2015 2,4 117,41 0,6 107,83 

2016 2,1 119,88 0,5 108,37 

2017 2,4 122,76 1,6 110,10 

2018 3,1 126,57 2,0 112,30 

2019 2,6 129,86 1,5 113,98 

2020 –2,9 126,09 0,6 114,66 

2021 3,8 130,88 3,0 118,10 

2022 1,3 132,58 6,3 125,54 

2023 5,9 140,40 6,3 133,45 

2024 5,93 148,68 2,34 136,57 
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Berechnung der ersten drei Parameter

Die Berechnung der ersten drei Parameter hat anhand der hierzu vom Bundesver-
fassungsgericht vorgegebenen Formel zu erfolgen2, wobei x mit dem jeweiligen 
Index des Tariflohns, des Nominallohns und dem Verbrauchpreisindex zu erset-
zen ist und y mit dem Besoldungsindex zu ersetzen ist:

Die Differenz zwischen der Entwicklung der Tarifergebnisse, des Nominallohnin-
dex und des Verbraucherpreisindex einerseits und der Besoldungsentwicklung an-
dererseits beträgt damit in Relation zur Besoldungsentwicklung in Baden-Würt-
temberg im Zeitraum 2010 bis 2024 0,48 Prozent bezogen auf die Tarifergeb-
nisse, 6,90 Prozent beziehungsweise 2,29 Prozent (mit Inflationsausgleichszah-
lungen) bezogen auf den Nominallohnindex und –1,80 Prozent bezogen auf die 
Verbraucherpreisentwicklung. Da sich die Differenz der Besoldungsentwicklung 
zur Nominallohnentwicklung unter Berücksichtigung der Inflationsausgleichs-
zahlungen innerhalb des verfassungsrechtlich zulässigen Rahmens befindet, er-
übrigt sich eine ergänzende Betrachtung eines überlappenden (Prüf-)Zeitraums 
oder des Einflusses der Coronasonderzahlung auf die Besoldungsentwicklung im 
Jahr 2022.
Da für eine Überschreitung jeder dieser Parameter eine Abweichung von 5 Pro-
zent erforderlich ist, ergibt sich aus den ersten drei Parametern für das Prüfjahr 
2024 kein Indiz für eine Unteralimentation. 

Systeminterner Besoldungsvergleich (vierter Parameter) bezogen auf das Prüf-
jahr 2024

Das aus Artikel 33 Absatz 5 GG abgeleitete Abstandsgebot zwischen Besoldungs-
gruppen stellt einen eigenständigen hergebrachten Grundsatz des Berufsbeam-
tentums dar und steht in enger Anbindung zum Alimentationsprinzip und zum 
Leistungsgrundsatz. Dies zwingt den Gesetzgeber allerdings nicht, einen einmal 
festgelegten Abstand zwischen den Besoldungsgruppen absolut oder relativ bei-
zubehalten (BVerfG, Beschluss vom 23. Mai 2017, 2 BvR 883/14 u. a., Rn. 77). 
Von einer Überschreitung des dem Gesetzgeber insoweit zustehenden weiten 
Gestaltungsspielraums ist allerdings nicht erst bei einer deutlichen Verringerung 
beziehungsweise Einebnung der Abstände auszugehen. Ein Indiz für einen mög-
lichen Verfassungsverstoß liegt vielmehr bereits dann vor, wenn die Abstände 
zweier zu vergleichender Besoldungsgruppen in den zurückliegenden fünf Jah-
ren um mindestens 10 Prozent abgeschmolzen wurden (BVerfG, Beschluss vom  
4. Mai 2020, 2 BvL 4/18, Rn. 45). 
Das Abstandsgebot gebietet dabei nicht allein, dass die unterschiedliche Wertig-
keit der Ämter im Hinblick auf die Endstufen zum Ausdruck kommt. Vielmehr 
ist es erforderlich, dass zur Wahrung der Stringenz des gesamten Besoldungs-
systems die unterschiedliche Wertigkeit der Ämter auch in sämtlichen einander 
entsprechenden (Erfahrungs-)Stufen abgebildet wird (BVerfG, Beschluss vom  
23. Mai 2017, 2 BvR 883/14 u. a., Rn. 76).
Der Gesetzgeber hat damit insbesondere die Freiheit, eine von ihm für notwendig 
gehaltene vernünftige Neuregelung und Verbesserung zu bewerkstelligen, ande-
renfalls würde eine Besoldungsordnung in ihrem Bestand versteinert (BVerfG, 
Beschluss vom 23. Mai 2017, 2 BvR 883/14 u. a., Rn. 86). Dabei kann er grund-
sätzlich auch soziale Belange und sozialpolitische Aspekte mit in den Blick neh-
men. Jedenfalls hat das Bundesverfassungsgericht die Berücksichtigung beson-

_____________________________________

2	� vgl. Randnummer 144 in dem oben aufgeführten Urteil vom 5. Mai 2015 beziehungsweise 
Randnummer 127 in dem oben aufgeführten Beschluss vom 17. November 2015.
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derer sozialer Belange beziehungsweise sozialpolitischer Aspekte wie etwa die 
unterschiedlich große finanzielle Leistungsfähigkeit bestimmter Besoldungsgrup-
pen nicht von vornherein verworfen (a. a. O., Rn. 99).
Die mit diesem Gesetz unter anderem vorgesehene Übertragung des tarifvertrag-
lich vereinbarten Sockelbetrages in Höhe von 200 Euro einheitlich auf die Grund-
gehälter in allen Besoldungsgruppen begünstigt Beamtinnen und Beamte in den 
unteren und mittleren Besoldungsgruppen gegenüber Beamtinnen und Beamten 
sowie Richterinnen und Richter in höheren Besoldungsgruppen und verändert die 
relativen Abstände zwischen den Besoldungsgruppen und Erfahrungsstufen. Im 
Ergebnis hat der Sockelbetrag eine abstandsmindernde Wirkung. Vor dem Hin-
tergrund der besonderen Ausnahmesituation in Zeiten einer historisch höheren 
Inflation und weiterhin erheblich gestiegener Lebenshaltungskosten, die insbeson-
dere Beamtinnen und Beamte in den unteren und mittleren Besoldungsgruppen 
in besonderer Weise belasten, ist die einmalige Übertragung dieses Teils der Ta-
rifeinigung vom 9. Dezember 2023 gleichwohl sozial- und dienstrechtspolitisch 
geboten. Sie dient im Zusammenwirken mit den nach diesem Gesetz ebenfalls für 
alle Besoldungsgruppen in gleicher Höhe zu gewährenden Inflationsausgleichs-
zahlungen insbesondere dazu, bestehende Kaufkraftverluste bei den besonders be-
troffenen Besoldungsempfängerinnen und Besoldungsempfängern in unteren und 
mittleren Besoldungsgruppen hinreichend abzufedern.
Zwar sind die obigen Entwicklungen auch in höheren Besoldungsgruppen zu ver-
zeichnen, dies jedoch nicht in einem den unteren und mittleren Besoldungsgrup-
pen vergleichbarem Maße. Für Beamtinnen und Beamte in unteren und mittleren 
Besoldungsgruppen sind die gerade in den letzten beiden Jahren signifikanten 
Preissteigerungen besonders belastend, denn in aller Regel musste hierfür auch 
vor den inflationsbedingten Preiserhöhungen bereits ein Großteil der monatlichen 
Bezüge aufgewendet werden.
Selbst wenn die Teuerungsrate derzeit tendenziell an Höhe verliert, sind weiterhin 
gerade untere und mittlere Einkommensgruppen besonders mit den hohen Preisen 
für Güter des täglichen Lebensbedarfs (beispielsweise Lebensmittel und Energie) 
sowie für Wohnraum belastet. Prozentual gesehen liegt der Anteil der Bezüge, die 
für diese lebensnotwendigen Güter aufgewendet werden müssen, für sie um ein 
Vielfaches höher als bei oberen Einkommensgruppen. 
Die Teuerungsrate betrug beispielsweise in den Jahren 2022 und 2023 in Baden-
Württemberg jeweils 6,3 Prozent. Die letzte lineare Erhöhung der Bezüge erfolgte 
im Vergleich dazu zum 1. Dezember 2022 mit lediglich 2,8 Prozent. Dies stellt 
eine Sondersituation dar, die sich beispielsweise auch in der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Abstandsgebot zwischen Besoldungsgruppen aus 
dem Jahr 2017 nicht in dieser Form stellte (der Entscheidung lagen die Jahre 2008 
und 2009 mit Teuerungsraten von 2,70 Prozent und 0,6 Prozent zugrunde). Diese 
Sondersituation wird zudem auch mit Blick auf den 15-jährigen Prüfzeitraum der 
obigen Besoldungsentwicklung deutlich. Hiernach lag die Teuerungsrate in den 
Jahren 2010 bis 2021 in Baden-Württemberg bei durchschnittlich 1,4 Prozent.
Darüber hinaus trägt die Erhöhung der Grundgehälter um den Sockelbetrag auch 
der allgemeinen bundesweiten Entwicklung der Nominallöhne Rechnung. So sind 
beispielsweise über das Jahr 2023 hinweg die Nominallöhne des 1. Quintils der 
Vollzeitbeschäftigten (das Fünftel mit den geringsten Verdiensten) in Höhe von 
durchschnittlich 11,4 Prozent im Vergleich zum Vorjahr am stärksten gestie-
gen. Für das mittlere 3. Quintil der Vollzeitbeschäftigten lag der Lohnanstieg bei  
5,8 Prozent und das 5. Quintil wies ein Wachstum von 4,6 Prozent im Jahr 2023 
auf.
Nach alledem ist es gerechtfertigt, die Grundgehälter für untere und mittlere Be-
soldungsgruppen in einem ersten Anpassungsschritt prozentual mehr zu erhöhen 
als für höhere Besoldungsgruppen. 
Im Hinblick auf den Bezugszeitraum der letzten fünf Jahre ist festzuhalten, dass 
die Besoldungsanpassungen in der Grundgehaltstabelle der A-Besoldung – mit 
Ausnahme des vorgesehenen ersten Anpassungsschritts zum 1. November 2024 
– stets mit dem gleichen linearen Prozentsatz erfolgten und sich nur insoweit 
eine relative Abstandsveränderung ergab, als durch das BVAnp-ÄG 2022 eine 
Neustrukturierung der Erfahrungsstufen gesetzgeberisch vorgenommen wurde 
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(Streichung der bis zum 30. November 2022 vorhandenen Erfahrungsstufen 1 
und 2). Diese abstandsverändernde Neustrukturierung des Besoldungsgefüges ist 
verfassungskonform (BVerfG, Beschluss vom 23. Mai 2017, 2 BvR 883/14 u. a., 
Rn. 78) und bei der Prüfung der Obergrenze von 10 Prozent außen vor zu lassen. 
Ansonsten würde eine zu hohe relative Abstandsveränderung beim systeminter-
nen Besoldungsvergleich ausgewiesen. Bezogen auf dieses Gesetz werden mit-
hin ausschließlich die aus der Eins-zu-eins-Übertragung des Sockelbetrags von 
200 Euro resultierenden relativen Abstandsveränderungen für den systeminternen 
Besoldungsvergleich ermittelt und in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Für 
die Ermittlung der relativen Abstandsveränderungen wurde die Berechnungssys-
tematik des Bundesverfassungsgerichts in seinem Urteil vom 5. Mai 2015 (2 BvL 
17/09 u. a., Rn. 188) zugrunde gelegt, auf das das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Beschluss vom 4. Mai 2020 (2 BvL 4/18, Rn. 45) verwiesen hat. 
Durch die Erhöhung der Besoldung um einen Festbetrag von 200 Euro wird die 
Obergrenze von 10 Prozent innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nicht er-
reicht. So reicht die Abschmelzungsrate in beispielsweise der Tabelle der Besol-
dungsordnung A von 6,46 Prozent zwischen der Besoldungsgruppe A 8 und der 
Besoldungsgruppe A 7, jeweils Stufe 1, bis zu 2,44 Prozent zwischen der Besol-
dungsgruppe A 16 und der Besoldungsgruppe A 15, jeweils Stufe 10.

Die relativen Abstände zwischen den einzelnen Besoldungsgruppen haben sich, 
auch über einen längeren Zeitraum betrachtet, in der Landesbesoldung damit nicht 
erheblich verändert. Auf die Darstellung in der Gesetzesbegründung zum Gesetz 
über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Baden-Württemberg 
2019/2020/2021 (BVAnpGBW2019/2020/2021, Landtagsdrucksache 16/6493, 
Seite 44) wird verwiesen.

Durch das BVAnp-ÄG 2022 wurden zwar die relativen Abstände zwischen Äm-
tern des mittleren, gehobenen und höheren Dienstes im Hinblick auf die Anhe-
bung bestimmter Ämter im mittleren und den Eingangsämtern im gehobenen 
Dienst verändert. Dies war jedoch vor dem Hintergrund der infolge gestiegener 
fachlicher Anforderungen notwendigen gesetzlichen Neubewertung der Ämter  
– wie die Neustrukturierung der Erfahrungsstufen – zulässig (vgl. Gesetzes
begründung in Landtagsdrucksache 17/3274 und Beschluss des BVerfG vom  
23. Mai 2017, 2 BvR 883/14 u. a., Rn. 77 bis 79).

 

Besoldungs- 
gruppe 

Stufe 

3-Jahres-Rhythmus 4-Jahres-Rhythmus 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

A 7           

A 8 –6,46 % –6,27 % –6,20 % –6,02 % –5,74 % –5,66 % –5,43 % –5,40 %   

A 9 –6,23 % –6,01 % –5,80 % –5,60 % –5,39 % –5,31 % –5,24 % –5,00 % –4,94 %  

A 10  5,75 % –5,53 % –5,38 % –5,06 % –5,00 % –4,85 % –4,72 % –4,59 % –4,48 %  

A 11 –5,24 % –5,08 % –4,89 % –4,76 % –4,50 % –4,46 % –4,29 % –4,21 % –4,14 %  

A 12  –4,69 % –4,50 % –4,28 % –4,07 % –4,06 % –3,96 % –3,88 % –3,80 % –3,74 % 

A 13   –4,06 % –3,90 % –3,76 % –3,59 % –3,62 % –3,54 % –3,37 % –3,39 % 

A 14   –3,90 % –3,69 % –3,44 % –3,36 % –3,30 % –3,25 % –3,11 % –3,00 % 

A 15    –3,35 % –3,13 % –3,05 % –2,99 % –2,85 % –2,73 % –2,62 % 

A 16    –3,10 % –2,93 % –2,68 % –2,64 % –2,60 % –2,57 % –2,44 % 
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Einhaltung des Mindestabstands von 15 Prozent über dem Grundsicherungsni-
veau (vierter Parameter) bezogen auf das Prüfjahr 2024

In Fortführung seiner bisherigen Rechtsprechung (vgl. BVerfG, Beschluss vom 
22. März 1990 – 2 BvL 1/86 – BVerfG, Beschluss vom 24. November 1998,  
– 2 BvL 26/91 u. a. –, Rn. 58 sowie BVerfG, Beschluss vom 17. November 2015 
– 2 BvL 19/09 u. a. –, Rn. 93 ff.) hat das Bundesverfassungsgericht in seinen Be-
schlüssen vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 und 2 BvL 6/17 – Ausführungen zum 
Mindestabstandsgebot gemacht. Dieses besagt, dass bei der Bemessung der Be-
soldung der qualitative Unterschied zwischen der Grundsicherung und der Besol-
dung hinreichend deutlich werden muss. Der Mindestabstand wird unterschritten, 
wenn die Nettoalimentation um weniger als 15 Prozent über dem Grundsiche-
rungsniveau liegt. In den Beschlüssen vom 4. Mai 2020 hat das Bundesverfas-
sungsgericht die Berechnungsparameter zur Einhaltung des Mindestabstands bei 
der Bemessung der Besoldung weitestgehend vorgegeben. Dabei stellt es klar, 
dass seine Ausführungen keine für den Besoldungsgesetzgeber in jeder Einzelheit 
verbindliche Berechnungsgrundlage darstellen und gesteht diesem die Freiheit zu, 
die Höhe des Grundsicherungsniveaus mit Hilfe einer anderen plausiblen und rea-
litätsgerechten Methodik zu bestimmen.
Die Ermittlung des Abstands der Nettoalimentation zum grundsicherungsrecht-
lichen Gesamtbedarf erfolgt nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts durch eine Gegenüberstellung der Jahresnettoalimentation einer verheira-
teten Beamtin oder eines verheirateten Beamten der untersten Besoldungsgruppe 
im Sinne der Besoldungsgruppe mit der niedrigsten Bruttogrundbesoldung ein-
schließlich Zulagen mit zwei im Familienzuschlag zu berücksichtigenden Kin-
dern (vierköpfige Beamtenfamilie) einerseits mit dem grundsicherungsrechtlichen 
Gesamtbedarf einer entsprechenden Vergleichsfamilie anderseits (Beschluss vom 
4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 –, Rn. 72).
Dem Gesetzgeber kommt insofern ein weiter Gestaltungsspielraum zu, als er 
nicht verpflichtet ist, die Grundbesoldung so zu bemessen, dass Beamtinnen 
und Beamte sowie Richterinnen und Richter ihre Familie als Alleinverdiener 
unterhalten können. Vielmehr steht es dem Besoldungsgesetzgeber frei, die tat-
sächlichen Lebensverhältnisse stärker in den Blick zu nehmen. Dies gilt insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass die vierköpfige Alleinverdienerfamilie nach 
dem Bundesverfassungsgericht nicht ein aus Artikel 33 Absatz 5 GG abgeleitetes 
Leitbild der Beamtenbesoldung ist, sondern lediglich eine aus der bisherigen 
Besoldungspraxis abgeleitete Bezugsgröße (vgl. Beschluss vom 4. Mai 2020  
– 2 BvL 4/18 –, Rn. 47). So ist die Besoldung als Teil des Rechtes des öffent
lichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrachten Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums zu regeln und fortzuentwickeln (vgl. BVerfG, Beschluss vom 
4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 –, Rn. 21).
Bei der Vergleichsbetrachtung zwischen der Alimentation und der Grundsiche-
rung kann daher auf die Familienkonstellation abgestellt werden, die den tatsäch-
lichen gesellschaftlichen Gegebenheiten entspricht. Mit Blick auf die Änderungen 
der gesellschaftlichen Situation durch den sozialen Wandel in den letzten Jahr-
zehnten und durch die ihn begleitenden Änderungen im Familien- und Unter-
haltsrecht soll daher eine Weiterentwicklung von dem Familienbild der Alleinver-
dienerfamilie als Bezugsgröße der Besoldung hin zur Hinzuverdienerfamilie als 
zeitgemäßer und die gesellschaftliche Realität deutlich besser widerspiegelnder 
Bezugsgröße erfolgen.
Nach vorliegenden statistischen Daten des Statistischen Landesamtes Baden-
Württemberg lebt die große Mehrheit der Familien mit zwei minderjährigen Kin-
dern in Baden-Württemberg mit zwei Einkommen. Nach dem Mikrozensus 2022 
sind in rund 76 Prozent der Familien mit mindestens zwei minderjährigen Kin-
dern beide Elternteile erwerbstätig. In der Untergruppe der vierköpfigen Familien 
mit zwei minderjährigen Kindern, bei denen die haupteinkommensbeziehende 
Person Beamtin oder Beamter ist, arbeitet in rund 89 Prozent der Fälle auch die 
Partnerin oder der Partner. Werden vierköpfige Familien betrachtet, bei denen un-
geachtet der Haupteinkommensverteilung mindestens eine Person Beamtin oder 
Beamter ist, sind in 93 Prozent der Fälle beide Elternteile erwerbstätig. In Baden-
Württemberg ist daher in der gesellschaftlichen Realität die Doppelverdienerfa-
milie vorherrschend. Für das Bundesgebiet lässt sich eine ähnliche Entwicklung 
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beobachten: So hat das Statistische Bundesamt 2023 festgestellt, dass im Jahr 
2022 rund 69 Prozent der Mütter in Deutschland mit Kindern unter 18 Jahren 
erwerbstätig waren, 1997 lag dieser Anteil noch bei rund 58 Prozent. Der Anteil 
der erwerbstätigen Väter mit mindestens einem Kind unter 18 Jahren lag im Jahr 
2022 bei rund 92 Prozent, im Jahr 1997 bei rund 89 Prozent.
Wissenschaftliche Abhandlungen, die sich mit der Alimentationsrechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts befassen, gelangen zu ähnlichen Überlegungen. 
Dort wird etwa konstatiert, die Einverdienstehe sei „für weite Teile der Bevölke-
rung kein Leitbild mehr. Der Qualifikationsgrad und die Erwerbsbeteiligung von 
verheirateten Frauen auch mit Kindern, der für Beamtinnen in ähnlicher Weise 
gilt wie für die Partnerinnen von männlichen Beamten, stehen dieser zur Fiktion 
geronnenen Lebensrealität geradezu diametral entgegen“ (Färber/Rodermond, 
ZBR 6/2021, S. 181 ff., 186).
Die tatsächliche gesellschaftliche Situation wird durch die langjährige zivilrecht
liche Entwicklung im Ehe- und Familienrecht gestützt, angefangen bei dem im 
Jahr 1958 in Kraft getretenen Gleichberechtigungsgesetz und der Reform des 
Ehe- und Familienrechts des Jahres 1977. Mit letzterer hat sich das Bürgerliche 
Gesetzbuch (BGB) von dem Leitbild der Hausfrauenehe verabschiedet und in  
§ 1360 BGB die gleichrangige Verpflichtung der Ehegatten eingeführt, durch 
Arbeit und Vermögen die Familie angemessen zu unterhalten und autonom über 
die Aufgabenverteilung in der Ehe und den Umfang der Erwerbstätigkeit zu ent-
scheiden. Hintergrund ist, dass sich seit den Siebzigerjahren das Ausbildungs-, 
Erwerbs- und Familiengründungsverhalten von Frauen kontinuierlich gewandelt 
hat. Auch das Bundesverfassungsgericht erkennt beispielsweise in seiner Ent-
scheidung im Jahr 2002 an, dass „inzwischen die noch in den Fünfziger- und 
Sechzigerjahren dominierende Hausfrauenehe einem nunmehr vorherrschenden 
Ehebild gewichen ist, das auf Vereinbarkeit von Beruf und Familie setzt, bei dem 
nur noch in der Phase aktiver Elternschaft der Typus der Versorgerehe weitgehend 
erhalten geblieben ist“ (BVerfG, Beschluss vom 5. Februar 2002 – 1 BvR 105/95 –, 
Rn. 39). Das asymmetrische Modell der Versorger- beziehungsweise Hausfrauen-
ehe hat damit nicht nur gesellschaftlich, sondern auch rechtlich ausgedient. 
Ein Besoldungsmodell, das auf den geschilderten gesellschaftlichen und familien-
rechtlichen Wandel faktisch keine Rücksicht nimmt, und hinsichtlich der fami-
lienbezogenen Besoldungsbestandteile nur auf die hergebrachte Konstellation der 
Alleinverdienerfamilie abstellt, spiegelt die Lebensrealität der Familienverhältnisse 
der modernen Gesellschaft des 21. Jahrhunderts nicht wider und ist damit nicht 
(mehr) zeitgemäß. Sie ist daher als Bezugsgröße für die Bemessung familienbezo-
gener Besoldungsbestandteile nicht mehr zwingend und die Besoldung in dieser 
Hinsicht fortzuentwickeln.
Vor dem Hintergrund der dargelegten Änderungen der zivilrechtlichen Entwick-
lungen des Familienbildes und der tatsächlichen gesellschaftlichen Gegeben-
heiten, nach denen die Doppelverdienerfamilie statistisch belegbar die deutlich 
vorherrschende Familienkonstellation in Baden-Württemberg darstellt, soll eine 
Weiterentwicklung von dem Familienbild der Alleinverdienerfamilie als Bezugs-
größe der Besoldung hin zur Hinzuverdienerfamilie als zeitgemäßer und die ge-
sellschaftliche Realität deutlich besser widerspiegelnder Bezugsgröße erfolgen.
Dabei soll der Besoldungsgesetzgeber durch Zugrundelegen einer zeitgemäßen 
Grundkonstellation der Beamtenfamilie von dem ihm zustehenden Gestaltungs-
spielraum Gebrauch machen. Hierbei soll – entsprechend der dargestellten gesell-
schaftlichen Realität in Baden-Württemberg – bei der Bestimmung des gebotenen 
Mindestabstands zur Grundsicherung bei Beamtenfamilien mit zwei Kindern da-
von ausgegangen werden, dass regelmäßig neben dem Beamtengehalt ein Ein-
kommen der Ehegattin, des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin oder 
des eingetragenen Lebenspartners in Höhe von jährlich mindestens 6 000 Euro 
vorhanden ist, also mindestens eine Hinzuverdienerfamilie vorliegt. Die Betrags-
grenze orientiert sich an der Geringfügigkeitsgrenze nach § 8 Absatz 1a des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch, welche die niedrigste rechtlich festgeschriebene 
Verdienstmöglichkeit im Bereich der nichtselbstständigen Arbeit darstellt. Diese 
beträgt aktuell monatlich 538 Euro beziehungsweise jährlich 6 456 Euro. Vor die-
sem Hintergrund stellt die Grenze von 6 000 Euro für die Betroffenen unabhängig 
von ihrer Einkunftsart eine transparente sowie leicht und eindeutig bestimmbare 
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Größe dar. Dies gilt insbesondere für Personen, die keinen Minijob haben, son-
dern andere Einkünfte erzielen. So wird zudem vermieden, dass diese Betroffenen 
auf Regelungen im Sozialrecht verwiesen werden, da sich die jeweils geltende 
Grenze unmittelbar aus dem LBesGBW ergibt.
Für die wenigen atypischen Beamtenfamilien mit Kindern, bei denen neben dem 
Beamtengehalt kein solches zweites Einkommen vorhanden ist, soll mit diesem 
Gesetz ein antragsabhängiger Familienergänzungszuschlag eingeführt werden. 
Dieser bedarfsbezogene Zuschlag soll bei im Einzelfall nachweislich vorliegen-
den Alleinverdienerfamilien oder Familien, bei denen kein ausreichendes zwei-
tes Einkommen vorhanden ist, die dadurch in unteren Besoldungsgruppen be-
stehenden Fehlbeträge gegenüber 115 Prozent des Grundsicherungsniveaus ei-
ner vergleichbaren Grundsicherungsfamilie ausgleichen. Im Hinblick auf die im  
Allgemeinen Teil dargelegten statistischen Daten kann im Jahr 2024 von rund 
100 potenziell betroffenen Familien ausgegangen werden.
Die vorgesehene Berücksichtigung eines vorhandenen Einkommens der Ehegat-
tin, des Ehegattens, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen 
Lebenspartners bei der Bestimmung der Alimentation für Familien mit Kindern 
steht nicht im Widerspruch zur Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
Das Bundesverfassungsgericht konnte sich in seinen vorliegenden Entscheidun-
gen nur mit den bisherigen Regelungen zur Besoldung befassen, die nicht zwi-
schen verschiedenen Familiensituationen bezüglich der Berufstätigkeit der Ehe-
gatten oder Lebenspartner differenzieren. Die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts steht einer Weiterentwicklung des besoldungsrechtlichen Alimenta-
tionsmodells nicht entgegen, die die gesellschaftlichen Veränderungen durch eine 
weitgehend ausgeübte Berufstätigkeit beider Ehegatten beziehungsweise Lebens-
partner wie auch die familienrechtlichen Veränderungen aufgreift und dabei sach-
gerechte Differenzierungen vornimmt. Insbesondere liegt durch die Neudefinition 
der Bezugsgröße keine strukturelle Änderung der institutionellen Garantien des 
Berufsbeamtentums vor, sodass die beabsichtigte Berücksichtigung der Hinzuver-
dienerfamilie auch im Einklang mit Artikel 33 Absatz 5 GG und dem darin fest-
geschriebenen Fortentwicklungsgebot steht. Vielmehr ist der Gesetzgeber sogar 
gehalten, die Bezugsgröße für die Amtsangemessenheit der Alimentation nicht 
nur konkret zu benennen, sondern auch fortwährend anzupassen (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 28. November 2018, 2 BvL 3/15, Rn. 35). Vor diesem Hinter-
grund ist das Besoldungsrecht offen für eine Weiterentwicklung, die – wie hier 
– die tatsächlichen Lebensverhältnisse stärker in den Blick nimmt (vgl. unter an-
derem BVerfG, Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 –, Rn. 21). 
Die Berücksichtigung des hinzuverdienenden Ehegatten oder der hinzuverdienen-
den Ehegattin bei der Berechnung des zur Verfügung stehenden Nettobetrags be-
rührt nicht die freie Entscheidung der Ehegatten oder Lebenspartner über ihre 
Aufgabenverteilung in der Ehe und damit den Schutzbereich der Artikel 6 und 
Artikel 3 Absatz 2 GG. Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts erstreckt sich der besondere verfassungsrechtliche Schutz von 
Ehe und Familie in Artikel 6 GG auf die Alleinverdienerehe ebenso wie auf die 
Doppelverdienerehe (BVerfG, Urteil vom 17. November 1992 – 1 BvL 8/87 –, 
Rn. 76; Beschluss vom 4. Dezember 2002 – 2 BvR 400/98 –, Rn. 66). So sind 
gesetzliche Regelungen ausgeschlossen, durch die Eheleute zu einer bestimm-
ten Gestaltung ihrer Ehe gedrängt werden. Trotz Berücksichtigung eines zweiten 
Einkommens bleibt die Entscheidungsfreiheit gewahrt, eine Alleinverdienerehe 
oder eine Doppelverdienerehe zu führen. Sowohl bei Unterschreitung des gebo-
tenen Mindestabstands zur Grundsicherung durch die Entscheidung der Ehegat-
ten oder Lebenspartner für eine Alleinverdienerehe als auch im Fall eines die 
Betragsgrenze unterschreitenden Hinzuverdienstes soll durch die Gewährung des 
Familienergänzungszuschlags die Einhaltung des Mindestabstandes gewährleistet 
werden. Denn das zur Verfügung stehende Familieneinkommen ist Grundlage für 
die Bewertung, ob eine verfassungskonforme Alimentation vorliegt. Im Ergeb-
nis muss das der Familie einer Beamtin oder eines Beamten, einer Richterin oder 
eines Richters zur Verfügung stehende Familieneinkommen – unabhängig vom 
Vorliegen eines zweiten Einkommens – mindestens so bemessen sein, dass der 
gebotene Mindestabstand zum Grundsicherungsniveau eingehalten wird. Diesen 
Anforderungen kommt der Gesetzgeber mit der Zahlung des vorgesehenen Fa-
milienergänzungszuschlags nach. Durch das Zusammenspiel verschiedener sich 
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gegenseitig beeinflussender Größen für seine Ermittlung bildet der Familiener-
gänzungszuschlag keinen dauerhaften Einkommensbestandteil, auf den sich eine 
Entscheidung für oder gegen eine Erwerbstätigkeit stützen ließe. Auch ist auf-
grund der relativ geringen Höhe der Betragsgrenze von 6 000 Euro jährlich nicht 
von einer die Entscheidungsfreiheit der Familie hinsichtlich der Berufstätigkeit 
wesentlich beeinflussenden Größe auszugehen.
Für den Vergleich mit dem Grundsicherungsniveau ist für die Ermittlung der Net-
toalimentation die unterste Besoldungsgruppe und die niedrigste Erfahrungsstufe 
maßgeblich. Bezugspunkt ist das Gehalt als Ganzes, zu dem auch solche Be-
zügebestandteile hinzuzurechnen sind, die allen Beamtinnen und Beamten einer 
Besoldungsgruppe gewährt werden. Vom Bruttoeinkommen abzuziehen sind 
die Steuern, wobei auch die Absetzbarkeit der Kosten der Kranken- und Pflege-
versicherung zu berücksichtigen ist. Die Kosten einer die Beihilfeleistungen des 
Dienstherrn ergänzenden Kranken- und Pflegeversicherung sind schließlich von 
der Nettoalimentation in Abzug zu bringen, während die Kindergeldbezüge hin-
zuzurechnen sind. Der sich daraus ergebende Betrag stellt die der Beamtin oder 
dem Beamten zur Verfügung stehende Nettoalimentation dar, welche zusammen 
mit dem Hinzuverdienst um 15 Prozent höher sein muss als die Grundsicherungs-
leistungen an eine vierköpfige Familie.
Bei der Ermittlung des Grundsicherungsniveaus sind entsprechend der Bezugs-
größe für die Ermittlung der Nettoalimentation auch die familienbezogenen Re-
gelbedarfssätze sowie Leistungen für Bildung und Teilhabe am sozialen und 
kulturellen Leben in der Gemeinschaft zu berücksichtigen. Hinzu kommen die 
grundsicherungsrechtlichen Bedarfe für Unterkunft und Heizung. Auch geldwerte 
Vorteile, die durch vergünstigte „Sozialtarife“ für Dienstleistungen etwa im Be-
reich der weitverstandenen Daseinsvorsorge entstehen, bestimmen den Lebens-
standard der Grundsicherungsempfängerinnen und -empfänger und sollen daher 
bei der Ermittlung des Grundsicherungsniveaus Berücksichtigung finden.
Zur Umsetzung dieser Maßgaben sollen bei der Ermittlung des Grundsicherungs-
niveaus im Jahre 2024 zunächst die Regelbedarfssätze gemäß § 20 SGB II berück-
sichtigt werden. Für in einer Bedarfsgemeinschaft zusammenlebende Erwachsene 
ist demnach die Bedarfsstufe 2 und für Kinder eine Gewichtung der nach dem Le-
bensalter zugeordneten Regelbedarfsstufen anzuwenden. Somit ergeben sich Re-
gelbedarfssätze in Höhe von 1 012 Euro für das Ehepaar und gewichtet 397 Euro 
jeweils für ein Kind. Zusammen mit dem Sofortzuschlag in Höhe von 20 Euro je 
Kind ergibt sich insgesamt für zwei Kinder ein Betrag von 834 Euro.
Eine vom Bundesverfassungsgericht gebilligte Methode zur geforderten realitäts-
gerechten Erfassung der gemäß § 22 Absatz 1 Satz 1 SGB II anzuerkennenden 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung liegt darin, die von der Bundesagentur für 
Arbeit länderspezifisch erhobenen Daten eines 95 Prozent-Perzentils über die tat-
sächlich anerkannten Bedarfe zugrunde zu legen. Hierbei handelt es sich um den 
Betrag, mit dem im jeweiligen Jahr bei rund 95 Prozent der Partner-Bedarfsge-
meinschaften mit zwei Kindern der anerkannte monatliche Bedarf für laufende 
Kosten der Unterkunft abgedeckt ist. Die von der Bundesagentur für Arbeit über-
mittelten statistischen Daten untergliedern die Wohnkosten in fünf Kategorien. 
Da unter der ersten und betragshöchsten Kategorie „Kosten für Unterkunft und 
Heizung insgesamt“ auch die tatsächlich anerkannten Bedarfe für Heizkosten ab-
gebildet sind, bietet sich zur Ermittlung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung 
insgesamt ein Rückgriff auf die von der Bundesagentur für Arbeit statistisch er-
mittelten Werte an, um einen vom Bundesverfassungsgericht geforderten ange-
messenen und realitätsgerechten Ansatz zu gewährleisten. Das 95 Prozent-Per-
zentil für das Jahr 2023 beträgt 1 476 Euro. Für das Jahr 2024 soll eine Steigerung 
um 87 Euro auf 1 563 Euro prognostiziert werden. Dies entspricht der Steigerung 
im Jahr 2022 und stellt die letzte und zugleich betragsmäßig höchste Steigerung 
vor der Sondersituation infolge des Ukrainekriegs dar. Außerdem liegt dieser Be-
trag über allen bekannten Steigerungsbeträgen der Jahre zuvor. Ein Ansatz mit 
der enormen Steigerung des Jahres 2023 hingegen wäre nicht realitätsgerecht. 
Nach dem Untermerkmal der Statistik sind die Heizkosten im Jahr 2023 über-
proportional stark gestiegen. Der durch diese Preisexplosion bei den Heizkosten 
in den KdU enthaltene Einmaleffekt hat eine dämpfende Wirkung auf die weitere 
Entwicklung, weshalb ein Ansatz mit der höchsten Steigerung vor der Preisexplo-
sion bei den Heizkosten realitätsgerecht erscheint.
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Das Grundsicherungsniveau wird weiter aus den Aufwendungen für Bildung 
und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft gemäß  
§ 28 SGB II bestimmt. Das Bundesverfassungsgericht führt aus, dass dem Grun-
de nach alle Bedarfe gemäß § 28 SGB II relevant sind. Es könnten jene Bedarfe 
außer Ansatz bleiben, die auf außergewöhnliche Lebenssituationen zugeschnitten 
seien. Somit seien folgende Bedarfe dem Grunde nach zu berücksichtigen: der 
persönliche Schulbedarf pro Schuljahr, Schulausflüge und mehrtägige Klassen-
fahrten, Schülerbeförderung, Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsver-
pflegung von Schülern und von Kindern, die in Tageseinrichtungen oder in der 
Kindertagespflege betreut werden, sowie Aufwendungen im Zusammenhang mit 
der Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft. Um einen 
realitätsgerechten Wert zu ermitteln, seien die Ausgaben mit der Zahl derjeni-
gen ins Verhältnis zu setzen, die den jeweiligen Bedarf auch tatsächlich geltend 
machten. Fielen bestimmte Bedarfe nur in bestimmten Altersstufen an, sei wie bei 
den Regelsätzen ein gewichteter Durchschnitt zu bilden. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in seinen Beschlüssen wegen unzureichender statistischer Erfassungen 
nur die Bedarfe für Bildung und Teilhabe in die Berechnung einbezogen, für 
deren Höhe sich aus dem Gesetz ein Anhaltspunkt ergibt. Auch in Baden-Würt-
temberg werden Daten zur Inanspruchnahme und Gewährung der Leistungen für 
Bildung und Teilhabe nicht statistisch erfasst, sodass grundsätzlich die Vorge-
hensweise des Bundesverfassungsgerichts übernommen wird. Allerdings wurden 
über den Ansatz des Bundesverfassungsgerichts hinaus auch Aufwendungen für 
Schulausflüge und Klassenfahrten einkalkuliert. Für Bildung und Teilhabe ergibt 
sich somit ein näherungsweise ermittelter Gesamtbetrag pro Monat und pro Kind 
in Höhe von 71,64 Euro, der sich zusammensetzt aus Kosten für den persönlichen 
Schulbedarf (10,83 Euro)3, für Teilhabe an sozialen und anderen Aktivitäten  
(15 Euro)4, Aufwendungen für Schulausflüge und Klassenfahrten (10,08 Euro)5, 
Aufwendungen für Mittagessen (31,22 Euro)6 sowie für Schülerbeförderung  
(4,51 Euro)7. Für beide Kinder ergibt sich somit ein Betrag für Bildung und Teil-
habe in Höhe von insgesamt 143,28 Euro.
Schließlich wurden bei der Ermittlung des Grundsicherungsniveaus jene geldwer-
ten Vorteile berücksichtigt, die bei der Inanspruchnahme von solchen Leistungen 
entstehen, die von der öffentlichen Hand mit Blick auf die Bedeutsamkeit der 
Erfüllung dieser Bedürfnisse für jedermann entweder vergünstigt oder kostenfrei 
mittels sogenannter „Sozialtarife“ angeboten werden. Mangels konkreter Fest-
stellungen durch das Bundesverfassungsgericht oder vorhandener Statistiken zu 
Art und Ausmaß dieser geldwerten Vorteile, die überwiegend regional und nach 
den Lebensumständen der Betroffenen höchst unterschiedlich ausfallen, wurden 
Durchschnittswerte für eine vierköpfige Familie zugrunde gelegt. Zur Ermittlung 
dieser Durchschnittswerte wurden zunächst in Anlehnung an die Aufzählung des 
Bundesverfassungsgerichts in seinem Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18, 
Rn. 69 – der öffentliche Nahverkehr, Museen, Theater und Schwimmbäder als 
relevante Dienstleistungsbereiche der weitverstandenen Daseinsvorsorge identifi-
ziert, in denen solche Vergünstigungen staatlicherseits angeboten werden. Zudem 

_____________________________________

3	� Nach der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung 2024 sind für die Ausstattung mit 
persönlichem Schulbedarf für das Kalenderjahr 2024 insgesamt 195 Euro pro Schuljahr an
gesetzt. Der Ansatz von monatlich 10,83 Euro ergibt sich aus einer Gewichtung von  
12 Schuljahren/18 Lebensjahren/12 Monaten.

4	� Vgl. § 28 Absatz 7 SGB II, gesetzlich pauschalisierter Betrag.
5	� Aufwendungen für Schulausflüge und Klassenfahrten sind statistisch nicht erfasst. Daher kann 

die Anzahl und Dauer und die sich daraus ergebenden Beträge nur geschätzt werden. Die 
Verwaltungsvorschrift des Kultusministeriums über die außerunterrichtlichen Veranstaltungen 
der Schulen und zur Änderung weiterer Verwaltungsvorschriften vom 28. Mai 2020 regelt 
Anzahl und Dauer von Schulausflügen und Klassenfahrten. Anhaltspunkte für entstehende 
Kosten kann das Landesreisekostengesetz geben.

6	� Aufwendungen für das Mittagessen in Gemeinschaftsverpflegung sind statistisch nicht erfasst. 
Daher wurde auf der Basis der tatsächlichen Kosten für die Gemeinschaftsverpflegung in Kita 
und Schule in der Landeshauptstadt Stuttgart entsprechend der Inanspruchnahmequote ein al-
tersgewichteter Betrag von monatlich 31,22 Euro ermittelt.

7	� Auf Basis der Kosten für das landesweite Jugendticket BW wurde entsprechend der 
Inanspruchnahmequote ein altersgewichteter Betrag von monatlich 4,51 Euro ermittelt.
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wurde die Inanspruchnahme des öffentlichen Rundfunks und der Kindertagesstät-
ten berücksichtigt. Aus jeder dieser Kategorie wurde jeweils ein repräsentativer 
und der Allgemeinheit zugänglicher Dienstleister gewählt. Örtlich wurden auf-
grund der landesweit höchst unterschiedlich ausfallenden Angebote repräsentativ 
die Angebote der Dienstleister in der Landeshauptstadt Stuttgart zur Ermittlung 
der anfallenden Kosten zugrunde gelegt. Sodann wurde eine nach gewöhnlichen 
Lebensverhältnissen angenommene Häufigkeit der Inanspruchnahme der jeweili-
gen Dienstleistung in Ansatz gebracht und mit dem geldwerten Vorteil aufgrund 
der ermäßigten Tarife für Grundsicherungsempfänger multipliziert. So ergab sich 
ein geldwerter Vorteil für eine vierköpfige Grundsicherungsempfängerfamilie pro 
Monat in Höhe von insgesamt 65,25 Euro, der sich zusammensetzt aus 18,36 
Euro für Rundfunkgebühren, 3 Euro für Theaterbesuche, 2 Euro für Museums-
besuche, 4 Euro für Bäderbesuche und 37,89 Euro8 für die Inanspruchnahme der 
Kindertagesstätten. Beim öffentlichen Personenverkehr ergibt sich für Grund
sicherungsempfängerinnen und -empfänger mit Blick auf einen den Beamtinnen 
und Beamten gewährten steuerfreien Fahrtkostenzuschuss in Verbindung mit dem 
Firmenkundenrabatt kein geldwerter Vorteil. Vielmehr sind die Kosten für die In-
anspruchnahme des öffentlichen Personenverkehrs in einer Region ohne spezielle 
Vergünstigung für Grundsicherungsempfängerinnen und -empfänger aus diesem 
Grunde sogar teurer. So kostet beispielsweise das Deutschlandticket für Beamtin-
nen und Beamte monatlich 21,55 Euro (49 Euro abzüglich 5 Prozent Rabattierung 
abzüglich 25 Euro steuerfreier Zuschuss), wohingegen Grundsicherungsempfän-
gerinnen und -empfänger den vollen Preis zu entrichten haben. Da in Landkreisen 
und Kommunen zumeist keine speziellen Vergünstigungen für Grundsicherungs-
empfängerinnen und -empfänger festgestellt wurden, ergibt sich auch mit Blick 
auf den Ehegatten insgesamt kein geldwerter Vorteil. Für die Besuche von Frei-
zeitparks oder Kinos ergeben sich regelmäßig ebenfalls keine besonderen Ver-
günstigungen für Grundsicherungsempfängerinnen und -empfänger.
Zur Ermittlung der Nettoalimentation einer vierköpfigen Beamtenfamilie wird die 
Bruttobesoldung einer Beamtin beziehungsweise eines Beamten in der untersten 
Besoldungsgruppe und in der niedrigsten Erfahrungsstufe zugrunde gelegt.
Nach Abzug der anfallenden Lohn- und Kirchensteuern von der Bruttobesoldung 
verbleibt der Beamtin beziehungsweise dem Beamten ein Nettobetrag. Davon 
müssen die Kosten einer die Beihilfeleistungen ergänzenden Kranken- und Pfle-
geversicherung in Abzug gebracht werden, um die erforderliche Vergleichbarkeit 
zum allgemeinen Lebensstandard der Grundsicherungsempfängerinnen und -emp-
fänger herzustellen. Schließlich sind gemäß § 26 SGB II angemessene Beiträge 
für eine Kranken- und Pflegeversicherung als Bedarf der Grundsicherungsemp-
fängerinnen und -empfänger anzuerkennen. Auf Anfrage hat das Ministerium für 
Finanzen repräsentative Informationen zu anfallenden Mindestbeiträgen zur pri-
vaten Krankenversicherung inklusive der privaten Pflegepflichtversicherung er-
halten. Diese Informationen beziehen sich auf eine Beamtenfamilie, die ein Ehe-
paar im Alter von jeweils 30 Jahren mit einer Vorversicherungszeit von 5 Jahren 
und zwei Kindern unter 15 Jahren umfasst (Beispielfamilie). Der Bemessungssatz 
der Beihilfe des Landes Baden-Württemberg beträgt hier 70 Prozent für Beam-
tinnen und Beamte sowie berücksichtigungsfähige Ehegattinnen und Ehegatten 
sowie Lebenspartnerinnen und Lebenspartner und 80 Prozent für berücksichti-
gungsfähige Kinder.
Der Ansatz des Mindestbeitrags steht im Einklang mit der bisherigen Recht
sprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfG, Beschluss vom 17. No-
vember 2015 – 2 BvL 19/09 u. a.). Das Bundesverfassungsgericht spricht in sei-
nem Beschluss vom 17. November 2015 (Rn. 94) explizit von Mindestbeiträgen 
einer Krankenversicherung, die von den Nettobezügen einer Beamtin oder eines 
Beamten in Abzug zu bringen seien. Zwar hat das Bundesverfassungsgericht in 

_____________________________________

8	� Als Kosten für die Inanspruchnahme der Kindertagesstätten wurden die Kostenbeiträge der 
Landeshauptstadt Stuttgart herangezogen. Für eine Ganztagesbetreuung ab drei Jahren liegen 
diese mit Familiencard für zwei Kinder derzeit bei monatlich 248 Euro. Der Monat August ist 
beitragsfrei. Somit ergibt sich ein durchschnittlicher Monatsbeitrag von 227,33 Euro; nach 
Altersgewichtung für 3 von 18 Lebensjahren ergibt sich der Betrag von 37,89 Euro.
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seiner Berechnung im Beschluss vom 4. Mai 2020 (2 BvL 4/19) nicht den Min-
destbeitrag, sondern die vom PKV-Verband übermittelten Durchschnittsbeiträge 
der tatsächlich gezahlten Beiträge zugrunde gelegt. Allerdings kann hieraus nicht 
eine Abweichung vom Grundsatz des Ansatzes eines Mindestbeitrags geschlos-
sen werden, denn hierfür gibt es keine dogmatischen Anhaltspunkte in den Be-
schlüssen aus 2020. Insbesondere lässt sich aus den Ausführungen (Rn. 78 des 
Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18), in 
denen das Bundesverfassungsgericht verschiedene Möglichkeiten eines geringe-
ren Beitragsansatzes abhandelt, entnehmen, dass der Mindestbeitrag nicht aus-
geschlossen wird. Der Mindestbeitrag findet sich gerade nicht unter den in vor-
genanntem Beschluss abgehandelten Möglichkeiten, die das Bundesverfassungs-
gericht aus unterschiedlichen Gründen ablehnt. Des Weiteren ist der Ansatz der 
Mindestbeiträge sozialrechtlich systemkonform. So ist der Ausgangspunkt für die 
Prüfung der Einhaltung des Mindestabstands von 15 Prozent die der Nettoali-
mentation gegenüberzustellende Grundsicherung, in der die Leistungen der ge-
setzlichen Kranken- und Pflegeversicherung enthalten sind. Diese Versicherung 
deckt nach Art, Umfang und Höhe regelmäßig ein geringeres Leistungsniveau 
ab, als die von Beamtinnen und Beamten abgeschlossenen Tarife mit Zusatzleis-
tungen zu im Durchschnitt höheren Prämien. Dem Vergleich mit der Grundsiche-
rung würde auf der Beamtenseite ein Tarif zugrunde gelegt, der unter anderem 
Krankenhaustagegelder oder Wahlleistungen wie Chefarztbehandlung, Anspruch 
auf Zweibettzimmer bei Krankenhausaufenthalten sowie zahlreiche weitere Leis-
tungen abdeckt. Der Ansatz dieser Leistungen würde über das Niveau der im 
Sozialhilfebereich maßgeblichen gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 
hinausgehen. Letztendlich würde ein Ansatz der Durchschnittsprämien dazu füh-
ren, dass die Kongruenz zwischen der Berechnung des Grundsicherungsniveaus 
und der Berechnung des Nettoeinkommens nicht gegeben wäre, da das Leistungs-
niveau nicht vergleichbar ist.
Für die oben genannte Beispielfamilie ergeben sich entsprechend der repräsentati-
ven Daten für das Jahr 2024 Mindestbeiträge in Höhe von 155,79 Euro jeweils für 
den Mann und die Frau sowie 32,60 Euro jeweils für ein Kind zuzüglich der Kos-
ten einer Pflegeversicherung für Erwachsene in Höhe von 33,99 Euro pro Person. 
Dies ergibt eine Summe von 444,76 Euro.
Bei der Ermittlung der zur Verfügung stehenden Nettoalimentation sollen schließ-
lich die Kindergeldbezüge hinzugerechnet werden. Die Höhe des Kindergeldes 
beträgt monatlich 250 Euro für jedes Kind.
Nach der mit diesem Gesetz verfolgten Weiterentwicklung des besoldungsrecht-
lichen Alimentationsmodells von der vierköpfigen Alleinverdienerfamilie zu einer 
Hinzuverdienerfamilie soll davon ausgegangen werden, dass regelmäßig neben 
dem Beamtengehalt ein zweites Einkommen der Ehegattin, des Ehegatten, der 
eingetragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners in Höhe 
von mindestens 6 000 Euro jährlich vorhanden ist. Dieses weitere Einkommen 
soll bei der Ermittlung des einer Beamtenfamilie zur Verfügung stehenden Netto-
betrags einbezogen werden. Sofern in Ausnahmefällen tatsächlich kein solches 
zusätzliches Einkommen zur Verfügung steht, soll auf Antrag ein Familienergän-
zungszuschlag nach § 41a LBesGBW gewährt werden. Dieser soll gewährleisten, 
dass das Mindestabstandsgebot weiterhin eingehalten wird und dementsprechend 
die Nettoalimentation auch in diesen atypischen Fällen unter Berücksichtigung 
der steuerlichen Aspekte die betragsmäßig notwendige Höhe erreicht.
Der danach zur Verfügung stehende Nettobetrag soll der Vergleichsberechnung 
mit dem Grundsicherungsniveau zugrunde gelegt werden. Die nachfolgende 
Übersicht zeigt für das Jahr 2024, dass der einer vierköpfigen Beamtenfamilie zur 
Verfügung stehende Nettobetrag auch in der niedrigsten Besoldungsgruppe und 
Erfahrungsstufe den erforderlichen Abstand zum Grundsicherungsniveau wahrt.
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Auch wenn das Bundesverfassungsgericht und der Gesetzgeber an der Bezugs-
größe einer vierköpfigen Beamtenfamilie festhält, soll angesichts der deutlich 
gestiegenen Grundsicherung die Gegenüberstellung erstmals auch für eine drei-
köpfige Beamtenfamilie erfolgen. Hier zeigt die nachfolgende Übersicht, dass der 
zur Verfügung stehende Nettobetrag in der niedrigsten Besoldungsgruppe und Er-
fahrungsstufe den erforderlichen Abstand zum Grundsicherungsniveau ebenfalls 
wahrt. Soweit sich bei den untenstehenden Ansätzen zur Ermittlung des Grund-
sicherungsniveaus gegenüber der vierköpfigen Beamtenfamilie Abweichungen er-
geben, ist dies jeweils in den Fußnoten erläutert.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Familie mit zwei Kindern 
Grundsicherungsempfänger-Familie Beamtenfamilie  

Monatsbeträge (€) 
Januar–Dezember 

Jahres-
summe (€) 

Monatsbeträge (€)  Jahres-
summe (€)  Januar– 

Oktober 
November– 
Dezember 

Regelbedarf Ehepaar 1.012,00 

 

Grundgehalt A 7 
Stufe 1 

2.769,20 2.969,20 

 

Regelbedarf 
2 Kinder 

834,00 
 

Strukturzulage 93,94 98,41 

niedrigste Amts-
zulage in A 7 

44,83 46,96 

Wohnkosten 1.563,00 Familienzu-
schläge 

436,48 457,26 

Bildung und Teilhabe 143,28 Erhöhungsbeträge 
Kind 1 und 2 

500,00 523,80 

Sozialtarife 65,25 Summe Brutto 3.844,45 4.095,63 

Summe Grundsicherung 3.617,53 Summe Brutto 46.635,76 

 steuerlicher Abzug 3.628,00 

Summe Netto 43.007,76 
Sonderzahlung zur Inflationsabmilderung9 + 3.000,00 
Kindergeld 500,00 + 6.000,00 
Hinzuverdienst10 500,00 + 6.000,00 
Private Kranken- 
und Pflegeversi-
cherung 

444,76 – 5.337,12 

115 % des Grundsiche-
rungsbedarfs 

4.160,16 49.921,92 Summe 52.670,64 

_____________________________________

9	� Die Sonderzahlung zur Inflationsabmilderung steht den Beamtinnen und Beamten wirtschaft-
lich im Jahr 2024 zur Verfügung und wird entsprechend dem Jahr 2024 zugeordnet.

10	� In Anlehnung an die Geringfügigkeitsgrenze nach § 8 Absatz 1a SGB IV regelmäßig von der 
Ehegattin oder dem Ehegatten oder der eingetragenen Lebenspartnerin oder dem eingetragenen 
Lebenspartner zu erwartender Beitrag zum Familieneinkommen.
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Der einer vierköpfigen und einer dreiköpfigen Beamtenfamilie zur Verfügung ste-
hende Nettobetrag liegt mithin auch in der niedrigsten Besoldungsgruppe und 
Erfahrungsstufe um mindestens 15 Prozent über dem Grundsicherungsniveau. So-
fern in Ausnahmefällen die Ehegattin oder der Ehegatte oder die eingetragene Le-
benspartnerin oder der eingetragene Lebenspartner nicht mindestens 6 000 Euro 
pro Jahr zum Familieneinkommen beiträgt, ergibt sich für die vierköpfige Beam-
tenfamilie ein Nettofehlbetrag von bis zu 3 251,28 Euro pro Jahr beziehungsweise 
270,94 Euro monatlich. Dieser Betrag in einen Bruttobetrag umgerechnet ergibt den 
für eine Familie mit zwei berücksichtigten Kindern in A 7 Stufe 1 in Anlage 12a 
als Familienergänzungszuschlag ausgewiesenen Monatsbetrag von aufgerundet 
370 Euro. Für die weiteren potenziell betroffenen Besoldungsgruppen und Erfah-
rungsstufen reduziert sich der Betrag um den jeweiligen Gehaltszuwachs.
Für die dreiköpfige Beamtenfamilie ergibt sich in diesen Ausnahmefällen ein Net-
tofehlbetrag von bis zu 2 413,94 Euro pro Jahr beziehungsweise 201,16 Euro 
monatlich. Dieser Betrag in einen Bruttobetrag umgerechnet ergibt den für eine 
Familie mit einem berücksichtigten Kind in A 7 Stufe 1 in Anlage 12a als Fami-
lienergänzungszuschlag ausgewiesenen Monatsbetrag von aufgerundet 270 Euro. 
Für die weiteren potenziell betroffenen Besoldungsgruppen und Erfahrungsstufen 
reduziert sich der Betrag um den jeweiligen Gehaltszuwachs.

 

 

 

 

 

 

 

 

Familie mit einem Kind 
Grundsicherungsempfänger-Familie Beamtenfamilie 

Monatsbeträge (€) 
Januar–Dezember 

Jahres-
summe (€) 

Monatsbeträge (€)  Jahres-
summe (€)  Januar– 

Oktober 
November–  
Dezember 

Regelbedarf Ehepaar 1.012,00 

 

Grundgehalt A 
7 Stufe 1 

2.769,20 2.969,20 

 

Regelbedarf Kind 417,00 
 

Strukturzulage 93,94 98,41 

niedrigste Amts-
zulage in A 7 

44,83 46,96 

Wohnkosten 1.370,0011 Familienzu-
schläge 

297,64 311,81 

Bildung und Teilhabe 71,64 Erhöhungsbe-
trag Kind 

50,00 52,38 

Sozialtarife 50,0012 Summe Brutto 3.255,61 3.478,76 

Summe Grundsiche-
rung 

2.920,64 Summe Brutto 39.513,62 

 steuerlicher Abzug 1.783,84 

Summe Netto 37.729,78 
Sonderzahlung zur Inflationsabmilderung + 3.000,00 
Kindergeld 250,00 + 3.000,00 
Hinzuverdienst 500,00 + 6.000,00 

Private Kran-
ken- und Pflege-
versicherung 

486,5713 – 5.838,84 

115 % des Grundsi-
cherungsbedarfs 

3.358,74 40.304,88 Summe 43.890,94 

_____________________________________

11	� Das 95 Prozent-Perzentil für das Jahr 2023 beträgt 1 301 Euro. Für das Jahr 2024 soll – ent-
sprechend dem Vorgehen bei der vierköpfigen Familie – eine Steigerung um 69 Euro 
(Steigerung im Jahr 2022) auf 1 370 Euro prognostiziert werden.

12	� Der Betrag setzt sich zusammen aus 18,36 Euro für Rundfunkgebühren, 2,50 Euro für 
Theaterbesuche, 2 Euro für Museumsbesuche, 3 Euro für Bäderbesuche und 24,14 Euro für 
die Inanspruchnahme der Kindertagesstätten.

13	� Repräsentativer Mindestbeitrag mit den für eine dreiköpfige Beamtenfamilie geltenden 
Beihilfebemessungssätzen.
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Die Entwicklung des Verhältnisses des verfügbaren Nettoeinkommens zum 
Grundsicherungsniveau ist fortlaufend zu beobachten. So steigt die Besoldung ab 
Februar 2025 um weitere 5,5 Prozent.
Bei der Ermittlung des Grundsicherungsniveaus wird für das Jahr 2025 von ei-
ner Steigerung der Regelsätze, der Ansätze für Bildung und Teilhabe sowie der 
Sozialtarife um jeweils 2 Prozent ausgegangen. Bei den Wohnkosten wird bei 
der vier- beziehungsweise dreiköpfigen Familie eine Steigerung um monatlich  
65 Euro beziehungsweise 55 Euro prognostiziert. Auf Basis einer Steuerberech-
nung für das Jahr 2024 (ohne weitere Anhebung der Grundfreibeträge) ergeben 
sich so für die Ausnahmefälle ohne Hinzuverdienst die in Anlage 12a für das Jahr 
2025 ausgewiesenen Beträge.
Aus dem vierten Parameter ergibt sich somit weder für das Jahr 2024 noch für das 
Jahr 2025 ein Indiz für eine Verfassungswidrigkeit der Alimentation.

Vergleich mit der Besoldung beim Bund und den anderen Bundesländern (fünfter 
Parameter) bezogen auf das Prüfjahr 2024 

Die Höhe der Besoldung beim Bund und bei den übrigen Bundesländern liegt für 
das Jahr 2024 noch nicht vor. Entsprechende Daten werden regelmäßig zu Beginn 
des jeweiligen Folgejahres erhoben. Hilfsweise erfolgt daher ein Vergleich der 
vom Bund und den übrigen Bundesländern gezahlten Bezüge anhand der Daten 
für das Kalenderjahr 2023 (Summe Jahresbesoldung 2023 mit Grundgehalt aus 
Endstufe, allgemeiner Stellenzulage, Einmalzahlungen und Sonderzahlungen;  
ohne Amtszulagen, familienbezogene Besoldungsbestandteile sowie alle sonsti-
gen Besoldungsbestandteile). Die Daten für 2023 sind in der nachfolgenden Ta-
belle angegeben. 
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Bes.Gr. 

Durchschnitt Besol-

dung 2023 

Bund/Länder 

Besoldung 2023 

BW 

Abweichung 

BW ggü. 

Bund/Länder 

absolut 

Abweichung 

BW ggü. 

Bund/Länder in 

Prozent 

A 7 39.633,43 € 39.869,28 € 235,85 € 0,60 

A 8 42.978,73 € 43.249,20 € 270,47 € 0,63 

A 9 m. D. 46.209,45 € 46.769,52 € 560,07 € 1,21 

A 10 51.544,55 € 52.374,84 € 830,29 € 1,61 

A 11 57.168,23 € 58.242,72 € 1.074,49 € 1,88 

A 12 62.861,31 € 64.132,68 € 1.271,37 € 2,02 

A 13 69.688,76 € 71.139,96 € 1.451,20 € 2,08 

A 14 75.823,01 € 77.381,64 € 1.558,63 € 2,06 

A 15 85.572,54 € 87.370,92 € 1.798,38 € 2,10 

A 16 95.282,86 € 97.328,40 € 2.045,54 € 2,15 

B 1 85.164,78 € 87.370,92 € 2.206,14 € 2,59 

B 2 99.245,22 € 101.490,60 € 2.245,38 € 2,26 

B 3 105.075,88 € 107.468,40 € 2.392,52 € 2,28 

B 4 111.182,16 € 113.729,04 € 2.546,88 € 2,29 

B 5 118.188,14 € 120.912,00 € 2.723,86 € 2,30 

B 6 124.806,62 € 127.695,00 € 2.888,38 € 2,31 

B 7 131.241,25 € 134.293,32 € 3.052,07 € 2,33 

B 8 137.949,56 € 141.169,68 € 3.220,12 € 2,33 

B 9 146.184,29 € 149.708,28 € 3.523,99 € 2,41 

B 10 171.945,13 € 176.224,56 € 4.279,43 € 2,49 

B 11 179.385,80 € 183.058,44 € 3.672,64 € 2,05 
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Bei dieser Parameterprüfung ergibt sich, dass die Besoldung in Baden-Württem-
berg im Jahr 2023 über dem Durchschnitt der Besoldungshöhe des Bundes und 
der übrigen Bundesländer lag. Wenngleich die Daten für 2024 noch nicht vorlie-
gen, kann davon ausgegangen werden, dass auch für 2024 beim fünften Parameter 
keine Vermutung für eine verfassungswidrige Unteralimentation vorliegen würde.

Gesamtschau verschiedener alimentationsrelevanter Kriterien auf der zweiten 
Prüfungsstufe

Die obigen Ausführungen zeigen, dass in Baden-Württemberg bei allen vom 
Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Parametern der ersten Prüfungsstufe 
die Schwellenwerte bezogen auf das Jahr 2024 eingehalten sind. Dementspre-
chend bedarf es keiner eingehenden Würdigung dieser Parameter mit den auf 
der zweiten Prüfungsstufe zu untersuchenden alimentationsrelevanten Kriterien. 
Schließlich kommt den fünf Parametern der ersten Prüfungsstufe für die Gesamt-
abwägung eine Steuerungsfunktion hinsichtlich der Prüfungsrichtung und -tiefe 
zu. Es liegen darüber hinaus keine Anhaltspunkte vor, wonach die alimentations-
relevanten Kriterien der zweiten Prüfungsstufe das Ergebnis der ersten Prüfungs-
stufe widerlegen könnten. Im Ergebnis entspricht die Besoldung in Baden-Würt-
temberg nach einer Gesamtschau verschiedener alimentationsrelevanter Kriterien 
daher den verfassungsrechtlichen Anforderungen.

Familienzuschläge ab dem dritten Kind bezogen auf das Jahr 2023

Im Zusammenhang mit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom  
4. Mai 2020 – 2 BvL 6/17 – sind die Familienzuschläge ab dem dritten Kind be-
reits mit Wirkung vom 1. Januar 2023 zu erhöhen. Grundlage hierfür ist der Ge-
samtbedarf, der sich zusammensetzt aus dem Regelbedarfssatz gemäß § 20 SGB II 
einschließlich Sofortzuschlag gemäß § 72 SGB II, den Kosten für Unterkunft und 
Heizung14 und den oben bereits erläuterten Aufwendungen für Bildung und Teil-
habe sowie den Sozialtarifen. Bei den Sozialtarifen wurden im Bereich der Kinder-
tagesstätten die Kostenminderungen berücksichtigt, die bei mindestens drei Kindern 
gewährt werden. Bei der gesamten Berechnung werden die dritten Kinder aus Ver-
einfachungsgründen auch als Maßstab für weitere Kinder herangezogen.

Bes.Gr. 

Durchschnitt Besol-

dung 2023 

Bund/Länder 

Besoldung 2023 

BW 

Abweichung 

BW ggü. 

Bund/Länder 

absolut 

Abweichung 

BW ggü. 

Bund/Länder in 

Prozent 

R 1 87.694,76 € 89.633,88 € 1.939,12 € 2,21 

R 2 95.675,71 € 97.740,84 € 2.065,13 € 2,16 

R 3 105.158,04 € 107.468,40 € 2.310,36 € 2,20 

R 4 111.131,64 € 113.729,04 € 2.597,40 € 2,34 

R 5 118.270,13 € 120.912,00 € 2.641,87 € 2,23 

R 6 124.888,42 € 127.695,00 € 2.806,58 € 2,25 

R 7 131.323,81 € 134.293,32 € 2.969,51 € 2,26 

R 8 138.031,35 € 141.169,68 € 3.138,33 € 2,27 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

_____________________________________

14	� Differenz zwischen 4- und 5-Personenhaushalt in der höchsten Mietenstufe (ab 2020 
Mietenstufe VII) zuzüglich 10 %, Ansatz der Heizkosten aus Heizspiegel für 10 Quadratmeter 
bei erhöhtem Verbrauch und dem teuersten Heizsystem.
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Bei der Ermittlung des zur Deckung dieses Nettomehrbedarfs erforderlichen Brut-
tobetrags wurde bei der Steuerberechnung der Kinderfreibetrag angesetzt, soweit 
er steuerlich günstiger ist als der Ansatz des Kindergeldes. Durch Vergleichs-
berechnungen mit verschiedenen Einkommenshöhen wurde der Bereich einge-
grenzt, der zum höchsten Bruttomehrbedarf führt. Der sich hiernach ergebende 
Betrag wird auf 812 Euro festgelegt und soll den neuen Familienzuschlag für das 
Jahr 2023 bilden. 

Familienzuschläge ab dem dritten Kind bezogen auf den Zeitraum ab dem 1. Ja-
nuar 2024 bis zum 31. Oktober 2024

Soweit Daten für das Jahr 2024 nicht vorliegen, wurden die Ansätze des Jahres 
2023 beibehalten oder im Schätzungswege fortgeschrieben. Nicht auszuräumende 
Unsicherheiten sollen durch einen pauschalen Zuschlag berücksichtigt werden.

Der sich aus dem ermittelten Nettomehrbedarf ergebende Bruttogesamtbedarf 
wird auf 895 Euro festgelegt und soll für die Zeit ab dem 1. Januar 2024 bis zum 
31. Oktober 2024 den neuen Familienzuschlag bilden. Der Bruttogesamtbedarf 
soll anschließend durch die lineare Anpassung in Höhe von 4,76 Prozent zum  
1. November 2024 sowie um 5,5 Prozent zum 1. Februar 2025 weiter erhöht wer-
den.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berechnung 
des Mehrbedarfs eines dritten Kindes 

Regelbedarf Kind 374,00 € 
 
Wohnkosten 

 
209,88 € 

Bildung und Teilhabe 68,23 € 
 
Sozialtarife 

 
2,72 € 

 
Summe  654,83 € 
 
115 % der Summe 

 
753,05€ 

Zuzüglich Private Kranken- und Pflegeversicherung 32,30 € 

Abzüglich Kindergeld –250,00 € 

 
Nettomehrbedarf eines Kindes 

 
535,35 € 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berechnung 
des Mehrbedarfs eines dritten Kindes 

Regelbedarf Kind 417,00 € 
 
Wohnkosten 

 
211,53 € 

Bildung und Teilhabe 69,39 € 
 
Sozialtarife 

 
2,72 € 

 
Summe  700,64 € 
 
115 % der Summe 

 
805,74 € 

Zuzüglich Private Kranken- und Pflegeversicherung 32,60 € 

Abzüglich Kindergeld –250,00 € 

 
Nettomehrbedarf eines Kindes 

 
588,34 € 
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Zahlungen an Beamtinnen und Beamte für das Jahr 2023

Im Zusammenhang mit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom  
4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 – soll das BVAnp-ÄG 2024/2025 auch rückwirkend 
zum 1. Januar 2023 die Rechtslage verfassungsgemäß gestalten. Die jeweils zu 
kompensierenden Fehlbeträge beruhen auf den beim 4. Parameter beschriebenen 
Berechnungsgrundlagen und ergeben sich aus dem Vergleich der Mindestalimen-
tation (115 Prozent des Grundsicherungsbedarfs) mit der Nettoalimentation für 
eine vierköpfige Familie. Für die Gründe der Regelung und die konkrete Berech-
nung wird auf die Einzelbegründung verwiesen.

4.	Alternativen

Bei der Übertragung des Tarifergebnisses auf die Besoldung und Versorgung 
kommen grundsätzlich verschiedene Vorgehensweisen in Betracht. Dies betrifft 
sowohl den Zeitpunkt der Anpassungen als auch deren Höhe. Mit der zeitgleichen 
Eins-zu-eins-Übertragung des Tarifergebnisses vom 9. Dezember 2023 sind ins-
gesamt sozial- und dienstrechtspolitisch ausgewogene Regelungen vorgesehen. 
Zu den weiteren Regelungsänderungen werden keine sachgerechten Alternativen 
gesehen.

5.	Finanzielle Auswirkungen

Im Jahr 2024 entstehen dem Land Mehrausgaben in Höhe von rund 851,1 Mil-
lionen Euro. Hinzu kommen im Jahr 2024 Mehrausgaben in Höhe von rund  
42,3 Millionen Euro, die entstehen aufgrund der Nachzahlungen für das Jahr 2023 
und der höheren Familienzuschläge ab dem dritten Kind. Insgesamt betragen die 
Mehrausgaben im Jahr 2024 somit rund 893,4 Millionen Euro. Für diese Mehr-
ausgaben wurde bereits im Staatshaushaltsplan 2024 finanzielle Vorsorge getrof-
fen.
Im Jahr 2025 entstehen Mehrausgaben in Höhe von rund 1 448,3 Millionen Eu-
ro. Durch die vorgesehenen Maßnahmen entstehen dem Land ab dem Jahr 2026 
Mehrausgaben in Höhe von insgesamt rund 1 528,1 Millionen Euro. Die vorge-
nannten Mehrausgaben für die Zeit ab dem Jahr 2025 sind im Rahmen der Auf-
stellung künftiger Haushalte entsprechend zu berücksichtigen.
Bei den Kommunen entstehen im Jahr 2024 Mehrausgaben in Höhe von rund 
127,7 Millionen Euro. Hinzu kommen im Jahr 2024 Mehrausgaben in Höhe von 
rund 6,3 Millionen Euro, die entstehen aufgrund der oben genannten Nachzahlun-
gen und der höheren Familienzuschläge ab dem dritten Kind. Insgesamt betragen 
die Mehrausgaben im Jahr 2024 somit rund 134 Millionen Euro. 
Durch die vorgesehenen Maßnahmen entstehen den Kommunen im Jahr 2025 
Mehrausgaben in Höhe von rund 217,3 Millionen Euro sowie ab dem Jahr 2026 lau-
fende jährliche Mehrausgaben in Höhe von insgesamt rund 229,2 Millionen Euro.
Die jährlichen Mehrausgaben beruhen auf folgenden Maßnahmen und ihren je-
weiligen finanziellen Auswirkungen:

Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge

Im Jahr 2024 entstehen dem Land durch die lineare Anpassung der Besoldung 
und Versorgung zum 1. November 2024 Mehrausgaben in Höhe von rund 99,7 
Millionen Euro. Durch die weitere lineare Anpassung zum 1. Februar 2025 ent-
stehen im Jahr 2025 Mehrausgaben in Höhe von rund 1 444,9 Millionen Euro. Ab 
dem Jahr 2026 betragen die laufenden jährlichen Mehrausgaben 1 524,6 Millio-
nen Euro. 

Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung

Durch die Gewährung der Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung entstehen 
dem Land im Jahr 2024 einmalige Mehrausgaben in Höhe von insgesamt rund 
748,1 Millionen Euro.
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Familienergänzungszuschlag

Durch die vorgesehene antragsabhängige Gewährung eines Familienergänzungs-
zuschlags entstehen dem Land im Jahr 2024 voraussichtliche Mehrausgaben in 
Höhe von rund 0,15 Millionen Euro und ab dem Jahr 2025 voraussichtlich jähr-
liche Mehrausgaben in Höhe von rund 0,28 Millionen Euro in der Besoldung.

Familienzuschlag ab dem dritten Kind

Durch die rückwirkende Neufestlegung der Höhe des Familienzuschlags für die 
Jahre 2023 und 2024 entstehen dem Land im Bereich Besoldung und Versorgung 
einmalige Mehrausgaben von insgesamt rund 39,9 Millionen Euro.

Anpassung der Strukturzulage im mittleren Dienst an die geänderte Ämterstruktur

Durch die Änderungen entstehen dem Land in der Besoldung jährliche Mehr-
ausgaben in Höhe von rund 3,1 Millionen Euro. Die jährlichen Mehrausgaben in 
der Versorgung belaufen sich anfänglich auf rund 0,02 Millionen Euro, jährlich 
weiter ansteigend. 

Zahlungen an Beamtinnen und Beamte für das Jahr 2023

Durch die Nachzahlungen für das Jahr 2023 entstehen dem Land Mehrausgaben 
von einmalig rund 2,4 Millionen Euro.

Erweiterung des Waisengeldanspruchs

Durch die Erweiterung des Waisengeldanspruchs entstehen dem Land jährliche 
Mehrausgaben in Höhe von rund 0,03 Millionen Euro.

6.	�Bürokratievermeidung, Prüfung Vollzugstauglichkeit und Beratung durch den 
Normenkontrollrat

Die wesentlichen Regelungsänderungen in diesem Gesetzentwurf werden durch 
verwaltungsinterne Verfahren umgesetzt, die etabliert und automatisiert sind. Es 
bedarf daher nur einer im Wesentlichen einmaligen Modifizierung bestehender 
Verfahren, wodurch sich in der Folge auch keine erheblichen Auswirkungen für 
die Verwaltung sowie die Bürgerinnen und Bürger ergeben. So sind Bürgerinnen 
und Bürger ausschließlich in ihrer Eigenschaft als Besoldungs- und Versorgungs-
beziehende betroffen und als Normadressaten keinen direkten verfahrenstechni-
schen Änderungen ausgesetzt. Des Weiteren resultieren die Regelungen unmittel-
bar oder mittelbar aus rechtlichen beziehungsweise tatsächlichen Verpflichtungen, 
die etwa dem Sozialrecht oder der Übertragung von Tarifabschlüssen geschuldet 
sind. Vor diesem Hintergrund konzentrierten sich die Abstimmungen mit unter 
anderem dem Landesamt für Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg als 
Normanwender auf spezifische Rechts- sowie Verfahrensfragen. Aus den vorge-
nannten Gründen konnte von einer Bürokratielastenschätzung abgesehen werden. 
Der Normenkontrollrat wurde im Rahmen der Ressortabstimmung beteiligt.

7.	Nachhaltigkeits-Check

Durch das Gesetz entstehen keine negativen Auswirkungen auf die ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Dimensionen der Leitfragen des Nachhaltig-
keits-Checks gemäß Nummer 4.4 der VwV Regelungen. Der Gesetzentwurf be-
trifft dienstrechtliche Belange eines durch das LBesGBW und das LBeamtVGBW 
vorgegebenen Personenkreises. Für die Auswirkungen des Tarifabschlusses und 
seiner Folgewirkungen wurde im aktuellen Haushaltsjahr 2024 entsprechende 
Vorsorge getroffen. Ab dem Haushaltsjahr 2025 sind die Mehrbedarfe im Rah-
men der Haushaltsaufstellung abzubilden. Aufgrund dieses Gesetzes ist weder 
eine Neuverschuldung noch eine übermäßige Einschränkung der Gestaltungs- und 
Handlungsspielräume künftiger Generationen zu erwarten.
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8.	Digitaltauglichkeits-Check

Die Regelungen im vorliegenden Gesetzentwurf betreffen etablierte Verfahren, 
die beim Landesamt für Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg, bei 
der Komm.ONE sowie bei den personalverwaltenden Stellen bisher schon elek-
tronisch oder digital abgewickelt werden und unter anderem den fachrechtlichen 
Vorgaben entsprechen. Die Verfahren sollen demnach von den vorgenannten 
Normanwendern punktuell elektronisch oder digital modifiziert werden. Für die 
Vorprüfung und das Ergebnis des Digitaltauglichkeits-Checks wurden die Stabs-
stelle für Bürokratieentlastung beim Statistischen Landesamt Baden-Württemberg 
sowie die Prüfstelle Digitaltauglichkeits-Check im Innenministerium eingebun-
den.

9.	Sonstige Kosten für Private

Keine.

B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in 
Baden-Württemberg 2024/2025)

Zu § 1 (Geltungsbereich)

Die Vorschrift regelt den Geltungsbereich des Gesetzes und den Empfängerkreis. 

Zu § 2 (Besoldungsanpassung 2024)

Zu Absatz 1

Nach dieser Vorschrift sollen sich die Grundgehaltssätze um 200 Euro sowie die 
zu dynamisierenden Leistungsbezüge im Bereich der W-Besoldung, die Beträ-
ge des Familienzuschlages mit Ausnahme des Familienergänzungszuschlags, die 
Amtszulagen, die Strukturzulage und die Vergütungssätze der Mehrarbeitsver-
gütung zum 1. November 2024 jeweils um 4,76 Prozent erhöhen. Die Anwärter-
grundbeträge sollen um jeweils 100 Euro erhöht werden.

Zu Absatz 2 und 3

In den Absätzen 2 und 3 ist geregelt, dass auch die dort angeführten Besoldungs-
bestandteile nach altem Recht, die übergangsweise fortgelten, wie im Gesetz vor-
gesehen angepasst werden sollen.

Zu § 3 (Besoldungsanpassung 2025)

Die Regelungen in § 3 sind mit Ausnahme des Zeitpunktes der Wirksamkeit und 
der Höhe der Anpassungen (5,5 Prozent ab 1. Februar 2025 anstelle der Anpas-
sung der Grundgehälter um 200 Euro in allen Besoldungsgruppen und der linea-
ren Anpassung in Höhe von 4,76 Prozent der sonstigen dynamischen Besoldungs-
bestandteile ab 1. November 2024) mit den Regelungen des § 2 identisch. Die 
Einzelbegründung zu § 2 gilt daher zu § 3 entsprechend.

Zu § 4 (Versorgungsanpassung 2024)

Zu Absatz 1 und 2

Die Vorschrift beinhaltet die Erhöhung der für die Berechnung der Versorgungs-
bezüge zugrundeliegenden Grundgehaltssätze um 200 Euro sowie der sonstigen 
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dynamischen Bezügebestandteile um 4,76 Prozent. Dies entspricht der in § 2 vor-
gesehenen Besoldungsanpassung. Die Vorschrift erfasst unter anderem auch Fälle 
der § 102 Absatz 1 und § 103 Absatz 1 LBeamtVGBW.

Zu Absatz 3 und 4

In Absatz 3 und 4 wird zudem klargestellt, dass die aufgrund der Integration der 
seinerzeitigen Sonderzahlungen bedingten Anpassungen der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge durch die Faktoren 0,984 und 0,96 bei jeder Erhöhung der Versor-
gung weiterhin anzuwenden sind. Dies gewährleistet, dass Empfängerinnen und 
Empfänger von Versorgungsbezügen nur eine in die Grundgehaltstabelle integ-
rierte seinerzeitige Sonderzahlung von 30 Prozent und die Empfängerinnen und 
Empfänger von Übergangsgeld keine Sonderzahlung erhalten.

Zu Absatz 5

Absatz 5 führt eine entsprechende Regelung in vorangegangenen Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungsgesetzen fort. Die Anpassung soll, entsprechend der 
Anpassung der sonstigen dynamischen Bezügebestandteile, um 4,76 Prozent er-
folgen.

Zu Absatz 6

Im Rahmen der Dynamisierung der Kapitalbeträge nach § 92 Absatz 3 Satz 6 so-
wie § 108 Absatz 1 Satz 9 LBeamtVGBW sollen als allgemeine Anpassung zum 
1. November 2024 4,76 Prozent zugrunde gelegt werden.

Zu Absatz 7

Der Ausgleichsbetrag nach § 102 Absatz 3 Satz 1 LBeamtVGBW soll entspre-
chend der bisherigen Rechtslage nicht dynamisiert werden.

Zu § 5 (Versorgungsanpassung 2025)

Zu Absatz 1 und 2

Die Vorschrift beinhaltet die Erhöhung der Versorgungsbezüge um 5,5 Prozent. Dies 
entspricht der in § 3 vorgesehenen Besoldungsanpassung. Die Vorschrift erfasst un-
ter anderem auch Fälle der §§ 102 Absatz 1 und 103 Absatz 1 LBeamtVGBW.

Zu Absatz 3 und 4

Die Begründung zu § 4 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.

Zu Absatz 5 

Absatz 5 führt eine entsprechende Regelung in vorangegangenen Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungsgesetzen fort. Die Anpassung erfolgt um 5,5 Prozent.

Zu Absatz 6

Die Begründung zu § 4 Absatz 7 gilt entsprechend.

Zu § 6 (Anpassung des Alters- und Hinterbliebenengeldes 2024/2025)

Die Vorschrift bezieht das Alters- und Hinterbliebenengeld bei den linearen Er-
höhungen der Bezüge mit ein.
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Zu § 7 (Familienrechtlicher Versorgungsausgleich nach der Ehescheidung)

Zu Absatz 1

Der Kürzungsbetrag nach § 13 Absatz 2 Satz 2 LBeamtVGBW ist zum 1. Novem-
ber 2024 zu dynamisieren. Ebenso ist bei der Berechnung des Kapitalbetrags nach 
§ 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW eine Dynamisierung zu berücksichtigen.
Die Auswirkungen der Erhöhung der Grundgehaltssätze um 200 Euro ist in einen 
Prozentsatz umzurechnen, mit dem die Kürzungsbeträge zu dynamisieren sind. 
Die prozentualen Auswirkungen der pauschalen Erhöhung der Grundgehaltssät-
ze um 200 Euro unterscheiden sich in den verschiedenen Besoldungsgruppen. 
Die prozentuale Erhöhung der Kürzungsbeträge ist daher abhängig von der zu-
grundeliegenden Besoldungsgruppe ausgestaltet. Hierbei wurde vom jeweiligen 
Endgrundgehalt ausgegangen. Eine pauschale Anwendung des in § 2 Absatz 1 
Nummer 2 enthaltenen Prozentsatzes von 4,76 Prozent würde zu nicht gerecht-
fertigten Härten führen.

Zu Absatz 2

Der Kürzungsbetrag nach § 13 Absatz 2 Satz 2 LBeamtVGBW ist zum 1. Februar 
2025 zu dynamisieren. Ebenso ist bei der Berechnung des Kapitalbetrags nach  
§ 14 Absatz 2 Satz 1 LBeamtVGBW eine Dynamisierung zu berücksichtigen.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift regelt die Anwendung der Absätze 1 und 2 auf das Alters- und 
Hinterbliebenengeld.

Zu § 8 (Berechnungsvorschriften)

Die Vorschrift entspricht den Rundungsregelungen in § 4 Absatz 4 LBesGBW 
sowie § 3 Absatz 8 LBeamtVGBW.

Zu Artikel 2 (Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen zur Inflationsabmilde-
rung in der Besoldung im Jahr 2024)

Bei den Sonderzahlungen nach diesem Gesetz handelt sich um Leistungen des 
Dienstherrn oder um Unterhaltsbeihilfen, die im Sinne des § 3 Nummer 11c EStG 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise als zusätzliche Unterstüt-
zung zu den ohnehin geschuldeten Bezügen gewährt werden. Sie bleiben daher 
nach § 3 Nummer 11c EStG regelmäßig steuerfrei. In Einzelfällen kann es zu 
einer (Teil-)Steuerpflichtigkeit der Sonderzahlungen kommen, wenn neben diesen 
weitere Zahlungen im Sinne von § 3 Nummer 11c EStG gewährt wurden oder 
werden.
Die Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung verringern die relativen Abstände 
zwischen den Besoldungsgruppen insbesondere aufgrund ihres punktuellen Cha-
rakters nur sehr kurzfristig. Sie wirken sich nicht auf das dauernde Besoldungs-
gefüge aus und ebnen Abstände nicht dauerhaft ein, weshalb sie mit Artikel 33 
Absatz 5 GG vereinbar sind.

Zu § 1 (Geltungsbereich)

Der persönliche Geltungsbereich des vorliegenden Gesetzentwurfs soll nach § 1 
Absatz 1 die Besoldungsempfängerinnen und -empfänger, Empfängerinnen und 
Empfänger von Anwärterbezügen sowie Auszubildende in öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnissen mit Anspruch auf Unterhaltsbeihilfe umfassen.
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Zu § 2 (Sonderzahlungen)

Zu Absatz 1 bis 4

In inhaltsgleicher Übertragung des TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 2023 
auf die Besoldung sollen eine einmalige Sonderzahlung sowie monatliche Son-
derzahlungen für die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 an den oben 
genannten Personenkreis geleistet werden. Die Sonderzahlungen sollen für die 
auch im Jahr 2024 anhaltend höhere Inflation gezahlt werden, um die Personen 
im Hinblick auf die Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise zu entlasten. Die 
jeweiligen Zahlungs- beziehungsweise Anspruchsvoraussetzungen entsprechen 
ungeachtet der in diesem Gesetz geregelten Konkurrenzvorschrift nach Absatz 5 
den Regelungen im oben genannten TV Inflationsausgleich.
Bei Teilzeitbeschäftigung werden die einmalige Sonderzahlung und die monat-
lichen Sonderzahlungen für die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 
jeweils anteilig entsprechend dem Verhältnis der jeweiligen ermäßigten zur re-
gelmäßigen Arbeitszeit gemäß § 8 Absatz 1 LBesGBW gewährt. Bei begrenzter 
Dienstfähigkeit erfolgt die Berechnung der jeweiligen Zahlungen in Anwendung 
des § 9 Satz 1 LBesGBW. Dies bedeutet, dass begrenzt Dienstfähige die jewei-
ligen Sonderzahlungen mit dem gleichen prozentualen Abschlag (im Verhältnis 
zu Beamtinnen und Beamten mit regelmäßiger Arbeitszeit) wie ihre sonstigen 
Dienstbezüge erhalten. Die Sonderzahlungen sind bei der Berechnung von Zu-
schlägen für Altersteilzeit, begrenzte Dienstfähigkeit oder freiwillige Weiterarbeit 
nicht zu berücksichtigen.
Maßgebend für die Höhe der einmaligen Sonderzahlung sind entsprechend der 
Regelung im TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 2023 die am 9. Dezember 
2023 vorliegenden Verhältnisse. Für die monatlichen Sonderzahlungen ist eben-
falls entsprechend der Regelungen im TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 
2023 jeweils der erste Tag des Monats maßgebend, für den die Sonderzahlungen 
gewährt werden. Für den Fall, dass am jeweiligen Stichtag kein Anspruch auf 
Dienstbezüge, Anwärterbezüge oder Unterhaltsbeihilfe besteht, sind im Gesetz 
Sonderregelungen zur Bemessung der Höhe der jeweiligen Sonderzahlung vor-
gesehen.
Ebenso sollen die jeweiligen Verhältnisse an den Stichtagen bei jeglicher Form 
der Teilzeitbeschäftigung maßgeblich sein. Hierdurch wird ein Gleichklang mit 
der Regelung im TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 2023 erreicht, wonach 
beispielsweise auch während der Elternzeit in Teilzeit arbeitende Personen die 
Sonderzahlungen in Höhe ihres zum jeweiligen Stichtag bestehenden Teilzeitfak-
tors erhalten. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass es sich status- und 
beamtenrechtlich bei Elternteilzeit nach § 43 des Beamtenstatusgesetzes in Ver-
bindung mit § 69 Absatz 3 LBG und § 42 der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung 
(AzUVO) um eine Teilzeitbeschäftigung handelt. Die Elternteilzeit ist demnach 
abzugrenzen von der Elternzeit ohne Teilzeitbeschäftigung, die nach § 76 LBG in 
Verbindung mit § 40 AzUVO einen gesetzlich geregelten besonderen Fall des Ur-
laubs ohne Bezügeanspruch darstellt und bei denen die Beamtinnen und Beamten 
in einem bestimmten Zeitraum vom Dienst freigestellt sind. Mithin ist es sachlich 
auch gerechtfertigt, die Elternteilzeit gemäß ihrem status- und beamtenrechtlichen 
Charakter anders zu behandeln als eine am Stichtag bestehende Elternzeit ohne 
Teilzeitbeschäftigung, bei der es mit einem Bezügeanspruch in den Referenzzeit-
räumen der Stichtagsregelung gegenüber der Elternteilzeit zu einer anderen Höhe 
der Sonderzahlungen kommen kann. Dies gilt nach § 76a des Deutschen Richter-
gesetzes in Verbindung mit § 7 des Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes ent-
sprechend für Richterinnen und Richter.
Zudem soll sich die Höhe der jeweiligen Sonderzahlung entsprechend des TV 
Inflationsausgleich vom 9. Dezember 2023 bei jeglicher Form eines Sabbatjahr- 
oder Altersteilzeit-Modells danach richten, welcher individuelle Teilzeitfaktor für 
die aktive und passive Phase vereinbart wurde. Maßgebend ist also der Teilzeit-
faktor, nach dem sich die Höhe der Bezüge während des individuellen Sabbat- 
oder Altersteilzeit-Modells bemisst. Dies entspricht § 8 Absatz 1 LBesGBW, wo-
nach sich der maßgebliche Teilzeitfaktor aus der durchschnittlichen Arbeitszeit 
ergibt, die während der Gesamtdauer der gewährten Teilzeitbeschäftigung (ge-
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gebenenfalls Anspar- und Freistellungsphase) zu leisten ist. Schließlich führt bei 
einem Blockmodell der Eintritt in die Freistellungsphase zu keiner Änderung des 
Status der Beamtinnen und Beamten beziehungsweise der Richterinnen und Rich-
ter. Vielmehr bleiben die in diesen Modellen sich befindenden Personen auch in 
der Freistellungsphase in einem aktiven Dienstverhältnis im statusrechtlichen Sin-
ne. Insoweit bleibt § 8 Absatz 2 LBesGBW und die tatsächliche Arbeitszeit in der 
Aktivphase für die Bemessung der Höhe der Sonderzahlungen unberücksichtigt.
Bei begrenzter Dienstfähigkeit gilt die Regelung für die Teilzeitbeschäftigung 
entsprechend.
Eine entsprechend § 4 Absatz 3 LBesGBW zeitanteilige Verringerung des An-
spruchs auf die jeweilige Monatszahlung ist weder für den Fall einer erst im Lau-
fe des Monats erfolgenden Begründung eines Dienst- oder Rechtsverhältnisses 
noch für den Fall einer vor dem Monatsende erfolgenden Beendigung des Dienst- 
oder Rechtsverhältnisses vorgesehen.
Die in Absatz 4 Satz 6 enthaltene Vorschrift entspricht den Rundungsregelungen 
in § 4 Absatz 4 LBesGBW.

Zu Absatz 5

Durch die Konkurrenzvorschrift soll sichergestellt werden, dass aufgrund dieses 
Gesetzentwurfs die Sonderzahlungen jeder oder jedem Berechtigten nur einmal 
zustehen. Der Anspruch richtet sich gegen den Dienstherrn, der die Bezüge an 
dem jeweiligen Stichtag nach Absatz 4 Sätze 2 bis 5 zu zahlen hat. Hinsichtlich 
bereits erfolgter oder erfolgender Sonderzahlungen aus einem anderen Rechtsver-
hältnis mit derselben juristischen Person des öffentlichen Rechts soll dieses Ziel 
durch Anrechnung der Sonderzahlungen im Sinne dieses Gesetzes erreicht wer-
den. So wären derartige Sonderzahlungen beispielsweise anzurechnen, wenn sie 
bereits im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses nach dem Tarifvertrag für den öf-
fentlichen Dienst (TVöD) von beispielsweise derselben Gemeinde gewährt wur-
den. Eine Anrechnung soll in Höhe des Betrags erfolgen, der den Gesamtbetrag 
aller Leistungen im Sinne dieses Gesetzes von 3 000 Euro und bei Auszubilden-
den von 1 500 Euro überschreitet. Sonderzahlungen nach dem TV Inflationsaus-
gleich vom 9. Dezember 2023, dem Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen 
zur Inflationsabmilderung in der Versorgung im Jahr 2024 sowie dem Aufwands-
entschädigungsgesetz sollen nicht auf die Sonderzahlungen nach diesem Gesetz 
angerechnet werden. In diesen Fällen wird eine Überzahlung regelmäßig bereits 
durch die gleichen Stichtage oder die Anrechnungsvorschriften im Gesetz zur 
Regelung von Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung in der Versorgung im 
Jahr 2024 sowie im Aufwandsentschädigungsgesetz ausgeschlossen.

Zu Absatz 7

Absatz 7 legt fest, in welchen Fällen Sonderzahlungen zurückzuzahlen sind.

Zu § 3 (Verarbeitung von Daten)

§ 3 beinhaltet eine allgemeine datenschutzrechtliche Grundlage für die Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten zur Umsetzung der Regelungen dieses Ge
setzes.

Zu Artikel 3 (Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen zur Inflationsabmilde-
rung in der Versorgung im Jahr 2024)

Zu § 1

§ 1 bestimmt den persönlichen Geltungsbereich des Gesetzes. Dieser entspricht 
grundsätzlich dem Anwendungsbereich des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
Baden-Württemberg.
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Umfasst sind Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen des Lan-
des Baden-Württemberg, der baden-württembergischen Gemeinden und Gemein-
deverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes Baden-Württemberg 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sowie ihrer Hinterbliebenen. Ferner sind insbesondere auch die Empfängerinnen 
von Alters- und Hinterbliebenengeld umfasst. Durch die Ausschlusstatbestände 
sollen bestimmte Personengruppen ausgeschlossen werden, da entsprechende 
Sonderzahlungen nicht erforderlich und angezeigt sind.

Zu § 2

Der TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 2023 soll nicht nur zeitgleich auf 
die Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter übertragen werden, 
sondern ebenfalls auf die Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezü-
gen, Alters- und Hinterbliebenengeld.
Entsprechend den Regelungen in der Besoldung (Artikel 2) wird zur Abmilde-
rung der Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise eine einmalige Sonderzah-
lung sowie monatliche Sonderzahlungen für die Kalendermonate Januar 2024 bis 
Oktober 2024 an Empfängerinnen und Empfänger von Versorgungsbezügen, Al-
ters- oder Hinterbliebenengeld gewährt. Die Gewährung erfolgt nach Maßgabe 
des jeweiligen Ruhegehalts- oder Altersgeldsatzes und den Anteilsätzen des Wit-
wen-, Waisen- oder Hinterbliebenengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages nach 
dem Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg.

Zu Absatz 1

Am 9. Dezember 2023 im Geltungsbereich von § 1 vorhandene Personen erhalten 
eine einmalige Sonderzahlung in Höhe von 1 800 Euro. Die Sonderzahlungen 
sollen für die auch im Jahr 2024 anhaltend höhere Inflation gezahlt werden, um 
die Personen im Hinblick auf die Folgen der gestiegenen Verbraucherpreise zu 
entlasten. Voraussetzung ist, dass in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 9. De-
zember 2023 mindestens an einem Tag ein Zahlungsanspruch auf laufende Ver-
sorgungsbezüge, Alters- oder Hinterbliebenengeld bestanden hat.
Es handelt sich dabei – wie bei der Zahlung an aktive Beamtinnen und Beam-
te – um eine Sonderzahlung des Dienstherrn, die im Sinne des § 3 Nummer 11c 
EStG zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise als zusätzliche Unter-
stützung zu den ohnehin geschuldeten Bezügen gewährt wird. Sie bleibt daher 
nach § 3 Nummer 11c EStG steuerfrei. In Einzelfällen kann es zu einer (Teil-)
Steuerpflichtigkeit der Sonderzahlung kommen, wenn neben dieser Sonderzah-
lung weitere Zahlungen im Sinne von § 3 Nummer 11c EStG gewährt wurden 
oder werden. 
Grundlage der Sonderzahlung ist der mit Artikel 2 an Beamtinnen und Beamte 
gewährte Betrag. 

Zu Absatz 2

Die am ersten Tag des jeweiligen Bezugsmonats im Geltungsbereich von § 1 vor-
handenen Personen erhalten für die Kalendermonate Januar 2024 bis Oktober 2024 
eine monatliche Sonderzahlung in Höhe von jeweils 120 Euro. Voraussetzung ist, 
dass mindestens an einem Tag im jeweiligen Bezugsmonat ein Zahlungsanspruch 
auf laufende Versorgungsbezüge, Alters- oder Hinterbliebenengeld besteht.
Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Absatz 1 entsprechend. 

Zu Absatz 3

Absatz 3 bestimmt den für die Höhe der jeweiligen Sonderzahlung maßgeblichen 
Stichtag. Hierbei erfolgt eine Orientierung an den Sonderzahlungsregelungen für 
Beamtinnen und Beamte.
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Zu Absatz 4

Die in Absatz 1 sowie Absatz 2 genannten Beträge sind mit dem jeweils maßgeb-
lichen Ruhegehalts- oder Altersgeldsatz und den Anteilsätzen des Witwen-, Wai-
sen- oder Hinterbliebenengeldes sowie des Unterhaltsbeitrages nach dem Landes-
beamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg zu vervielfältigen. Der jeweils 
maßgebliche Ruhegehaltssatz ist dabei der sogenannte erdiente Ruhegehaltssatz 
beziehungsweise der vorübergehend erhöhte Ruhegehaltssatz. Bei Empfängerin-
nen und Empfängern von Mindestversorgung ist derjenige Ruhegehaltssatz zu-
grunde zu legen, der für die Bestimmung der Mindestversorgung maßgeblich ist. 
Die Anwendung der individuellen Versorgungssätze erfolgt als systematische 
Fortführung der Versorgungsfestsetzung, welche sich grundsätzlich nach der  
ruhegehaltfähigen Dienstzeit und dem hieraus resultierenden individuellen Ruhe-
gehaltssatz bestimmt.
Die in Satz 3 enthaltene Vorschrift entspricht den Rundungsregelungen in § 3 Ab-
satz 8 LBeamtVGBW.

Zu Absatz 5

Durch die Konkurrenzvorschrift wird sichergestellt, dass von einem Dienstherrn, 
einem ehemaligen Dienstherrn beziehungsweise demselben Arbeitgeber die je-
weiligen Sonderzahlungen jeder oder jedem Berechtigten nur bis zum jeweili-
gen Höchstsatz gewährt werden. Erhält beispielsweise eine Beamtin einer Stadt 
zugleich ein vom kommunalen Versorgungsverband Baden-Württemberg aus-
gezahltes Witwengeld aufgrund eines Beamtenverhältnisses zur selbigen Stadt, 
so bestehen gegenüber derselben juristischen Person des öffentlichen Rechts aus 
verschiedenen Rechtsverhältnissen Ansprüche auf Sonderzahlungen, welche be-
grenzt werden.
Der Höchstsatz beläuft sich auf den Betrag, welchen der Gesetzgeber für aktive 
Beamtinnen und Beamte in Vollzeit vorsieht.
Eine Kürzung erfolgt bei der Sonderzahlung beziehungsweise den Sonderzahlun-
gen aus dem Rechtsverhältnis als Empfängerin oder Empfänger von Versorgungs-
bezügen, Alters- oder Hinterbliebenengeld. Eine Kürzungsreihenfolge bei mehre-
ren Ansprüchen aus vorgenannten Rechtsverhältnissen besteht nicht.

Zu Absatz 6

Es wird klargestellt, dass die Sonderzahlungen nicht Grundlage für die Ermittlung 
des Witwen-, Waisen- oder Hinterbliebenengeldes sind. Zudem sind die Sonder-
zahlungen bei der Durchführung von Ruhens-, Anrechnungs- und Kürzungsvor-
schriften außer Acht zu lassen. Die Sonderzahlungen bleiben auch bei der An-
wendung des § 39 LBeamtVGBW unberücksichtigt.

Zu Absatz 7

Absatz 7 legt fest, dass zu viel oder unberechtigt erhaltene Zahlungen der jeweili-
gen Zahlstelle zurückzuerstatten sind. 

Zu Absatz 8

Es wird festgelegt, wer Träger der Sonderzahlungen ist. Des Weiteren wird fest-
gelegt, wer für die Auszahlung zuständig ist. 
Entsprechend der für die Gewährung von Versorgungsbezügen, Alters- oder Hin-
terbliebenengeld maßgeblichen Regelungen wird festgelegt, dass unabhängig 
vom Zahlungszeitpunkt kein Anspruch auf Verzugszinsen besteht.
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Zu § 3

§ 3 beinhaltet eine allgemeine datenschutzrechtliche Grundlage für die Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten zur Umsetzung der Regelungen dieses Ge
setzes.

Zu Artikel 4 (Änderung des Aufwandsentschädigungsgesetzes)

Zu Nummern 1 und 2

Die Sonderzahlungen nach diesem Gesetz bleiben bei Leistungen nach Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses einer ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder eines 
ehrenamtlichen Bürgermeisters außer Betracht.

Zu Nummer 3

Zu § 8

Aufgrund eines neu eingefügten § 8 sollen ehrenamtliche Bürgermeisterinnen und 
ehrenamtliche Bürgermeister, die als Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte nicht 
der Besoldung unterliegen, die Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung als 
zusätzliche Aufwandsentschädigung erhalten. 
Die für die Leistungen nach dem Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen zur 
Inflationsabmilderung in der Besoldung im Jahr 2024 geltenden Voraussetzungen 
werden auf den Personenkreis der ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und ehren-
amtlichen Bürgermeister übertragen. 
Die Sonderzahlungen werden den ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und eh-
renamtlichen Bürgermeistern in gleicher Höhe gewährt wie den in Vollzeit be-
schäftigten Personen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Regelung von 
Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung in der Besoldung im Jahr 2024. Dies 
ist angesichts der herausgehobenen kommunalverfassungsrechtlichen Stellung 
der ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und ehrenamtlichen Bürgermeister und 
der damit verbundenen besonderen Verantwortung gerechtfertigt, auch wenn das 
Amt im Ehrenamt ausgeübt wird. Doppelzahlungen sollen allerdings vermieden 
werden. So sollen Sonderzahlungen nach dem Gesetz zur Regelung von Sonder-
zahlungen zur Inflationsabmilderung in der Besoldung im Jahr 2024 sowie nach 
dem Gesetz zur Regelung von Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung in der 
Versorgung im Jahr 2024, die bereits aus einem anderen Rechtsverhältnis im öf-
fentlichen Dienst – beispielsweise aus einer hauptamtlichen Tätigkeit als Beamtin 
oder Beamter – gewährt wurden, auf die im Ehrenamt gewährte zusätzliche Auf-
wandsentschädigung angerechnet werden. Für den Fall, dass Sonderzahlungen in 
Höhe von insgesamt 3 000 Euro bereits im Hauptamt erlangt werden, entfällt die 
zusätzliche Aufwandsentschädigung im Ehrenamt. 

Zu § 8a

Für einen Gleichklang mit den ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und ehrenamt-
lichen Bürgermeistern sollen aufgrund eines neu eingefügten § 8a Empfängerin-
nen und Empfänger von Ehrensold Sonderzahlungen als zusätzlichen Ehrensold 
erhalten. 
Am 9. Dezember 2023 vorhandene Empfängerinnen und Empfänger von Ehren-
sold erhalten nach Absatz 1 eine einmalige Sonderzahlung. Voraussetzung ist, 
dass in der Zeit vom 1. August 2023 bis zum 9. Dezember 2023 mindestens an 
einem Tag ein Zahlungsanspruch auf laufenden Ehrensold bestanden hat.
Die am ersten Tag des jeweiligen Bezugsmonats vorhandenen Empfängerinnen 
und Empfänger von Ehrensold erhalten nach Absatz 2 für die Kalendermonate 
Januar 2024 bis Oktober 2024 eine monatliche Sonderzahlung. Voraussetzung ist, 
dass mindestens an einem Tag im jeweiligen Bezugsmonat ein Zahlungsanspruch 
auf laufenden Ehrensold besteht.
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Auf die in den Absätzen 1 und 2 genannten Beträge ist nach Absatz 3 jeweils der 
nach § 6 Absätze 2 und 3 maßgebliche Prozentsatz anzulegen. Empfängerinnen 
und Empfänger von Ehrensold können damit Sonderzahlungen in Höhe von ins-
gesamt höchstens 1 000 Euro erhalten. Weiterhin bestimmt Absatz 3 den für die 
Höhe der jeweiligen Sonderzahlung maßgeblichen Stichtag. Nach Absatz 4 sollen 
Doppelzahlungen vermieden werden.

Zu Artikel 5 (Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg)

Zu Nummer 1

Nach § 22 Absatz 3 oder § 45b Absatz 1 des Personenstandsgesetzes besteht die 
Möglichkeit keine Angabe oder die Angabe „divers“ als Geschlechtseintrag zu 
führen. Für diesen Personenkreis gibt es in geltender Fassung keine spezifische 
Amtsbezeichnung, da das LBesGBW derzeit lediglich männliche und weibliche 
Amtsbezeichnungen vorsieht. Daher soll durch Änderungen der Gleichstellungs-
bestimmung in § 2 LBesGBW für den oben genannten Personenkreis eine umfas-
sende Wahlmöglichkeit zwischen der männlichen, weiblichen oder einer Kombi-
nation aus männlicher und weiblicher Amtsbezeichnung eingeführt werden. 
Voraussetzung für die Wahlmöglichkeit zwischen männlicher und weiblicher 
Amtsbezeichnung ist, dass eine weibliche Form der Amtsbezeichnung überhaupt 
besteht („soweit möglich“; vergleiche die entsprechende Einschränkung in § 2 
Satz 2 LBesGBW). Darüber hinaus soll die Möglichkeit bestehen, an die gewählte 
Amtsbezeichnung einen Klammerzusatz „(divers)“ oder „(ohne Geschlechtsan
gabe)“ anzufügen. Zugleich wird ein ungewolltes Outing vermieden, da der ge-
nannte Personenkreis nicht verpflichtet wird, im Rahmen der Amtsbezeichnung 
auf den im Personenstandsregister enthaltenen Eintrag „divers“ oder „ohne Ge-
schlechtsangabe“ hinzuweisen. Die Wahlmöglichkeit soll nur dem oben genann-
ten Personenkreis zustehen; der Dienstherr kann insoweit keine Vorgaben treffen.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen, die aus der Einführung des 
Familienergänzungszuschlags und dem in § 41a Absatz 5 geregelten Rechtscha-
rakter eines Familienzuschlags resultieren.

Zu Nummer 3

Es soll klargestellt werden, dass der Betrag des kinderbezogenen Teils des Fami-
lienzuschlags für erste Kinder bei Anwendung der Konkurrenzregelung nicht von 
der Besoldungsgruppe der Beamtin oder des Beamten abhängig sein soll. Ein zu-
stehender Erhöhungsbetrag ist daher bei der Berechnung nicht zu berücksichtigen.

Zu Nummer 4

Mit § 41a soll ein Familienergänzungszuschlag eingeführt werden.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt in Verbindung mit der neu eingefügten Anlage 12a die Höhe 
des Familienergänzungszuschlags. Dabei soll die Höhe des Familienergänzungs-
zuschlags von der jeweiligen Besoldungsgruppe und der Erfahrungsstufe abhän-
gig sein und der Zuschlag jeweils für Familien mit einem oder mindestens zwei 
beim Familienzuschlag berücksichtigte Kinder gewährt werden. Die Beträge des  
Familienergänzungszuschlags sind so gestaffelt, dass jeweils der Fehlbetrag zu 
115 Prozent des Grundsicherungsniveaus ausgeglichen wird. Diese zielgruppen-
genaue und familienbezogene Leistung berührt das Abstandsgebot zwischen Be-
soldungsgruppen nicht unmittelbar. Dieses Abstandsgebot bezieht sich vorrangig 
auf die Ausgestaltung von Grundgehältern. Auch spricht das Bundesverfassungs-
gericht in seiner Entscheidung vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18 –, Rn. 47 und 49 
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ausdrücklich von der Möglichkeit, etwa durch höhere Familienzuschläge die Be-
soldung stärker als bisher von den tatsächlichen Lebensverhältnissen abhängig zu 
machen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Regelung zum Familienergän-
zungszuschlag durch die besoldungsgruppen- und erfahrungsstufenscharfe Aus-
gestaltung nur für einen vergleichsweise kleinen Personenkreis greifen wird. 

Zu Absatz 2

Unter Bezug auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 
(BVerfG, 2 BvL 4/18) soll für den Vergleich mit dem sozialrechtlichen Grund-
sicherungsniveau durch die Berücksichtigung eines zusätzlichen Familieneinkom-
mens des Ehegatten, der Ehegattin, der eingetragenen Lebenspartnerin oder des 
eingetragenen Lebenspartners die Lebenswirklichkeit realitätsgerechter abgebil-
det werden. Dabei darf vor dem Hintergrund vorliegender statistischer Auswer-
tungen jedoch nicht verkannt werden, dass in der Realität die Alleinverdiener-
familie oder die Familie mit einem relativ geringen Hinzuverdienst nicht derart 
selten vorkommt, als dass der Gesetzgeber sie im Wege der Typisierung ignorie-
ren dürfte. Der Familienergänzungszuschlag soll daher die Einhaltung des ver-
fassungsgerichtlich vorgegebenen Mindestabstandsgebots auch bei Familien ohne 
bedeutsamen Hinzuverdienst sicherstellen. 
Dabei hält der Gesetzgeber an seinem grundsätzlichen Familienbild einer vier-
köpfigen Beamtenfamilie fest. Dem Grunde nach anspruchsberechtigt sollen da-
her verheiratete Beamtinnen und Beamte mit ein oder mindestens zwei Kindern 
sein, für die ein Anspruch auf einen kinderbezogenen Teil des Familienzuschlags 
für mindestens ein Kind besteht und deren Ehegatte oder dessen Ehegattin be-
ziehungsweise deren eingetragener Lebenspartner oder dessen eingetragene Le-
benspartnerin nicht über ein jährliches Einkommen in bedeutsamer Höhe ver-
fügt. Dabei soll als bedeutsame Höhe in Anlehnung an den gesetzlich festgeleg-
ten Mindestlohn und die sich daraus ableitende Geringfügigkeitsgrenze nach § 8 
Absatz 1a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ein Betrag von durchschnittlich  
500 Euro monatlich beziehungsweise jährlich 6 000 Euro festgelegt werden. Denn 
es ist geboten, bei der Ausgestaltung der Betragsgrenze zur Berücksichtigung ei-
nes Hinzuverdienstes auch im Rahmen einer Typisierung und Pauschalisierung 
soweit wie möglich auf die Umstände des Einzelfalls abzustellen. Durch einen 
unterhalb der Geringfügigkeitsgrenze in Höhe von aktuell 538 Euro monatlich 
beziehungsweise 6 456 Euro liegenden Betrag sollen daher Familien, deren Hin-
zuverdienst aus unterschiedlichen einzelfallbezogenen Gründen (beispielsweise 
aufgrund freiwilliger Rentenversicherungsbeiträge) nur unwesentlich niedriger 
als die Geringfügigkeitsgrenze sind, gleichbehandelt werden mit Familien, die 
den Höchstbetrag einer geringfügigen Beschäftigung (sogenannter Minijob) voll 
ausschöpfen. Vor allem aber soll diese Betragsgrenze eine für die Betroffenen 
transparente sowie leicht und eindeutig bestimmbare Größe sein, insbesondere 
wenn der Hinzuverdienst nicht in Form eines sogenannten Minijobs, sondern aus 
anderem Einkommen besteht. Im Sinne einer transparenten und bürokratiearmen 
Verwaltung für die Anwender der Regelung soll deren praktische Umsetzung 
möglichst einfach und klar definiert ermöglicht werden. Die Betragsgrenze wird 
im Hinblick auf die Dynamik der Geringfügigkeitsgrenze nach § 8 Absatz 1a 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch regelmäßig zu überprüfen und – soweit er-
forderlich – entsprechend anzupassen sein. Eine jährliche Betrachtungsweise soll 
die Regelung in der Umsetzung spürbar vereinfachen, da Antragstellungen be-
ziehungsweise Zuschlagsgewährungen für einzelne Monate vermieden werden. 
Die Jahresbetrachtung des Hinzuverdienstes erfolgt unabhängig davon, ob nur für 
einen Teil des Jahres ein Besoldungsanspruch und damit Anspruch auf den Fami-
lienergänzungszuschlag besteht. Eine Zwölftelung des Jahresbetrags von 6 000 
Euro erfolgt nicht. Diese Abgrenzung ist im Rahmen des dem Gesetzgeber zuste-
henden Gestaltungsspielraums und einer im Massenverfahren angezeigten Typi-
sierung und Pauschalisierung sachgerecht (BVerfG, Beschluss vom 4. April 2001, 
2 BvL 7/98, Rn. 42 bis 45). Auch steht sie im Einklang mit der jahresbezogenen 
Ermittlung des Mindestabstands zum Grundsicherungsniveau. 
Da die Höhe des aus einer aktiven oder früheren Erwerbstätigkeit zufließenden 
Einkommens im Laufe eines Jahres unterschiedlich ausfallen kann, stellt § 41a 
auf eine jährliche Betrachtungsweise und damit auf einen Jahresbetrag ab. Dies 
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dient gleichzeitig der Anwenderfreundlichkeit und Verwaltungsvereinfachung. 
Für Anspruchsberechtigte entsteht daraus kein Nachteil, da der Zuschlag entspre-
chend des in Absatz 4 vorgesehenen Antrags- und Nachweisverfahrens bereits 
bei einem glaubhaft gemachten, prognostischen Vorliegen der Voraussetzungen 
beantragt und ausgezahlt werden kann. 
Anspruchsberechtigt sollen ausschließlich Betroffene in der jeweils in der Anla-
ge 12a ausgebrachten Besoldungsgruppe und Erfahrungsstufe sein. Daraus ergibt 
sich insbesondere, dass Anwärterinnen und Anwärter und in den Anwendungs-
bereich des Ministergesetzes fallende Personen nicht anspruchsberechtigt sein 
sollen. Für diese Personenkreise ist die Alimentationsrechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts nicht einschlägig. 

Zu Absatz 3

Für den nach Absatz 2 maßgeblichen Hinzuverdienst sollen ausschließlich Ein-
kommen aus aktiver Erwerbstätigkeit oder resultierend aus einer früheren aktiven 
Erwerbstätigkeit berücksichtigt werden. Dabei ist im Hinblick auf die finanzielle 
Ausstattung der Familie entsprechendes ausländisches Einkommen ebenso zu be-
rücksichtigen wie Erwerbsersatzeinkommen. Ausgenommen sein soll daher Ein-
kommen aus rein vermögensverwaltender Tätigkeit. Im Hinblick auf den Ver-
gleichsmaßstab zur Einhaltung des Mindestabstands zum Grundsicherungsniveau 
in Form einer Nettobesoldung soll für die Betragsgrenze nach Absatz 2 Nummer 2 
der Hinzuverdienst als Nettobetrag abzüglich von Sozialbeiträgen maßgeblich 
sein. Der Einkommensbegriff ist nicht identisch mit dem Einkommensbegriff des 
§ 68 LBeamtVGBW.

Zu Absatz 4

Der Familienergänzungszuschlag soll auf Antrag gewährt werden. Aufgrund der 
anspruchsbegründenden persönlichen Verhältnisse der Anspruchsberechtigten ist 
eine Gewährung von Amts wegen nicht realisierbar. In Anbetracht des alimenta-
tiven Charakters des Zuschlags und einer daher geboten schlanken und zügigen 
Antragsbearbeitung ist ein zweistufiges Verfahren vorgesehen. Demnach haben 
die Betroffenen bei Antragstellung das Vorliegen eines die Betragsgrenze nicht 
übersteigenden Einkommens glaubhaft zu machen. Nach Ablauf des jeweiligen 
Kalenderjahres ist das tatsächliche Vorliegen der Voraussetzungen durch die 
Betroffenen anhand geeigneter Unterlagen (beispielsweise anhand des Steuerbe-
scheides) tatsächlich nachzuweisen. Aus diesem Grunde wird der Familienergän-
zungszuschlag zunächst unter dem Vorbehalt der Rückforderung ausgezahlt. Die 
Voraussetzungen des Familienergänzungszuschlags knüpfen an persönliche Ver-
hältnisse der Anspruchsberechtigten an. Eine Gewährung ist daher naturgemäß 
von ihrer erhöhten Mitwirkung abhängig. Kommen die Anspruchsberechtigten 
ihren Mitwirkungspflichten schuldhaft nicht nach, ist der Familienergänzungs-
zuschlag insoweit zurückzufordern oder auch bereits die Gewährung zu versagen. 
Der Antrag ist für jedes Kalenderjahr erneut zu stellen, da mit einer jährlich not-
wendigen Anpassung der Anlage 12a zu rechnen ist, sodass sich auch der Kreis 
der Anspruchsberechtigten verändern kann. Eine Antragsstellung sowie Auszah-
lung im Laufe des Jahres ist möglich. Auch soll eine rückwirkende Antragstellung 
im Rahmen der Verjährung gemäß § 6 LBesGBW zulässig sein. In diesen Fällen 
kann die bezügezahlende Stelle bereits bei Antragstellung anstelle der Glaubhaft-
machung einen endgültigen Nachweis des Vorliegens der Voraussetzungen ver-
langen. 

Zu Absatz 5

Der mit § 41a neu einzuführende Familienergänzungszuschlag soll vom Rechts-
charakter her eine Form des Familienzuschlags sein. Mit dieser Rechtsqualität 
soll insbesondere sichergestellt werden, dass bisherige Zuständigkeitsregelungen 
und Verweise betreffend den Familienzuschlag im Hinblick auf ihre Anwendung 
zwar zu überprüfen, aber weitestgehend nicht anzupassen sein werden. Bei Teil-
zeitbeschäftigung steht der Familienergänzungszuschlag nur im Maße des Be-
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schäftigungsumfangs zu. Entsprechend seiner Rechtsqualität soll der Familien-
ergänzungszuschlag nicht ruhegehaltfähig sein.
Aufgrund der im Hinblick auf den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
4. Mai 2020 (Beschluss vom 4. Mai 2020 – 2 BvL 4/18) zur Mindestalimentation 
typischerweise jährlich notwendigen bedarfsbezogenen Überprüfung und Anpas-
sung der Höhe des Familienergänzungszuschlags soll dieser Teil des Familienzu-
schlags nicht dynamisch ausgestaltet sein.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummern 6 und 7

Vor dem Hintergrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts soll der 
Familienzuschlag für das dritte und jedes weitere Kind mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2023 und dann nochmals mit Wirkung vom 1. Januar 2024 erhöht werden. 
Die Berechnung der Höhe des neuen Betrags wurde bereits im allgemeinen Teil 
dargestellt. Diese Erhöhungen betreffen nicht nur Beamtinnen und Beamte sowie 
Richterinnen und Richter, sondern ebenfalls Versorgungsempfängerinnen und 
Versorgungsempfänger.

Zu Nummer 8

Mit der Einführung des Familienergänzungszuschlags soll eine neue Anlage 12a 
mit den jeweiligen Beträgen eingefügt werden. Die ausgewiesenen Beträge be-
ziehen sich jeweils auf eine Familie mit einem berücksichtigten Kind sowie auf 
eine Familie mit zwei oder mehr berücksichtigten Kindern. Die Beträge werden 
nicht nebeneinander gewährt. Eine Familie mit zwei oder mehr berücksichtigten 
Kindern erhält somit insgesamt nur einmal den in dieser Tabelle ausgewiesenen 
Betrag. Die Beträge sind auf Grundlage der Prognose für die Jahre 2024 und 2025 
berechnet und zunächst auf volle 5 Euro aufgerundet. Zur Feinabstufung unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Gehaltszuwachses sind einzelne Beträge zusätz-
lich auf weitere volle Euro aufgerundet.

Zu Nummer 9

Vor der Anhebung der Eingangsämter in den Laufbahnen der Amtsmeister, des 
Justizwachtmeisterdienstes und der Warte sowie des mittleren nichttechnischen 
Dienstes im Jahr 2020 war das reguläre Eingangsamt im mittleren nichttechni-
schen Dienst der Besoldungsgruppe A 6 und das reguläre Endamt der Besol-
dungsgruppe A 9 zugeordnet. Die Aufhebung der Unterscheidung zwischen dem 
mittleren technischen und nichttechnischen Dienst hinsichtlich des Eingangsam-
tes ab dem 1. September 2020 sowie die Anhebung von Eingangs-, Beförde-
rungs- und Endämtern im mittleren Dienst ab dem 1. Dezember 2022 haben da-
zu geführt, dass das reguläre Eingangsamt des mittleren Dienstes nunmehr der  
Besoldungsgruppe A 8 und das reguläre Endamt nunmehr der Besoldungsgrup-
pe A 10 zugeordnet ist. Infolge dieser geänderten Ämterstruktur wird der bisher 
höhere Betrag der Strukturzulage seither nicht mehr nur im früheren regulären 
dritten Beförderungsamt (früheres Endamt in Besoldungsgruppe A 9), sondern 
bereits im ersten regulären Beförderungsamt gewährt. Infolge der geänderten Äm-
terstruktur wird der höhere Betrag der Strukturzulage in bestimmten Laufbahnen, 
deren Eingangsamt mittlerweile der Besoldungsgruppe A 9 zugeordnet ist, sogar 
bereits im Eingangsamt gewährt. Angesichts dieser Entwicklungen soll die Struk-
turzulage an die neue geänderte Ämterstruktur im mittleren Dienst angepasst wer-
den. So soll an der Differenzierung nach Besoldungsgruppen in ihrer bisherigen 
Form nicht mehr festgehalten und aufsetzend auf die insgesamt neue Ämterstruk-
tur in der Laufbahngruppe des mittleren Dienstes für alle Besoldungsgruppen ein 
einheitlicher Betrag gewährt werden.
Eine Anpassung der Versorgungsbezüge der sich bei Inkrafttreten bereits im Ru-
hestand befindlicher Versorgungsempfängerinnen und -empfänger erfolgt nicht. 
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Nach dem sogenannten Versorgungsfallprinzip sind die bei Eintritt in den Ruhe-
stand zuletzt zugestandenen Dienstbezüge für die Festsetzung der Versorgungs-
bezüge maßgeblich.

Zu Nummer 10

Die im Anhang 1 zu diesem Gesetzentwurf enthaltenen Anlagen 6 bis 12, 13 und 
15 enthalten die ab dem 1. November 2024 geltenden Besoldungstabellen für 
die Grundgehaltssätze, die Anwärtergrundbeträge, den Familienzuschlag mit Aus
nahme des Familienergänzungszuschlags, die Amtszulagen und Strukturzulage 
sowie für die Mehrarbeitsvergütung.

Zu Nummer 11

Die im Anhang 2 zu diesem Gesetzentwurf enthaltenen Anlagen 6 bis 12, 13 und 
15 ersetzen die bisherigen Anlagen 6 bis 12, 13 und 15 in der Fassung der Num-
mer 10 dieses Artikels. Die Anlagen des Anhangs 2 enthalten die ab dem 1. Feb
ruar 2025 geltenden Besoldungstabellen für die Grundgehaltssätze, die Anwär-
tergrundbeträge, den Familienzuschlag mit Ausnahme des Familienergänzungs-
zuschlags, die Amtszulagen, die Strukturzulage sowie die Mehrarbeitsvergütung.

Zu Nummer 12

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Artikel 6 (Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württem-
berg)

Zu Nummer 1

Waisengeld wird aufgrund der nachwirkenden Fürsorge des Dienstherrn an die 
Waisen seiner verstorbenen Versorgungsbeziehenden gewährt. § 42 Absatz 2  
LBeamtVGBW regelt hierbei die Fälle, in denen auch nach Vollendung des  
18. Lebensjahres Waisengeld zu gewähren ist. Hierzu erfolgte seither eine stati-
sche Verweisung auf einzelne, im Einkommensteuergesetz am 1. Januar 2011 ent-
haltene Bestimmungen zum Kindergeldrecht.
Waisengeld ist bislang unter anderem bei Ableistung eines freiwilligen sozialen 
Jahres sowie eines freiwilligen ökologischen Jahres zu gewähren. Das Kinder-
geldrecht hat sich seit dem 1. Januar 2011 fortentwickelt. Zwischenzeitlich steht 
Kindergeld beispielsweise auch bei Ableistung eines Bundesfreiwilligendienstes, 
einer Freiwilligentätigkeit im Rahmen des Europäischen Solidaritätskorps sowie 
eines Internationalen Jugendfreiwilligendienstes zu. Durch die im Landesbeam-
tenversorgungsgesetz Baden-Württemberg enthaltene statische Verweisung ist 
jedoch eine Gewährung von Waisengeld bei Ableistung dieser, ebenfalls dem Ge-
meinwohl dienenden Dienste ausgeschlossen.
Es ist kein sachlicher Grund für eine unterschiedliche Behandlung der freiwilligen 
Dienste beim Waisengeld, bei deren Ableistung Kindergeld zusteht, ersichtlich. 
Dies gilt nicht zuletzt mit Blick darauf, dass die waisengeldrechtliche Berücksich-
tigung bestimmter Freiwilligendienste deren Attraktivität für die Betroffenen ge-
genüber Freiwilligendiensten, deren Ableistung nicht mit einer Weitergewährung 
von Waisengeld verbunden ist, steigert und damit einen – wenn auch gemessen an 
der Gesamtzahl an Teilnehmern wohl eher marginalen – Lenkungseffekt hat. Die 
statische Verweisung auf das am 1. Januar 2011 gültige Einkommensteuergesetz 
soll daher künftig aufgegeben werden.

Zu Nummern 2, 4, 5 und 7

Der Unfallausgleich nach § 50 Absatz 1 LBeamtVGBW, der Kinderzuschlag und 
Kindererziehungsergänzungszuschlag nach §§ 66, 94 LBeamtVGBW sowie der 
Pflege- und Kinderpflegeergänzungszuschlag nach §§ 67, 95 LBeamtVGBW sol-



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 7519

87

len, entsprechend der sonstigen dynamischen Bezügebestandteile, zum 1. Novem-
ber 2024 linear um 4,76 Prozent angepasst werden.

Zu Nummer 3

In der Besoldung soll mit Artikel 5 Nummer 4 ein Familienergänzungszuschlag 
eingeführt werden. Dieser dient zum Ausgleich der in unteren Besoldungsgrup-
pen bei Alleinverdienerfamilien bestehenden Fehlbeträge gegenüber 115 Prozent 
des Grundsicherungsniveaus einer vergleichbaren Grundsicherungsfamilie.
Im Bereich der Beamtenversorgung gibt es aktuell noch keine Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zur verfassungsmäßig erforderlichen Höhe der 
Alimentation. Folglich existiert derzeit kein spezielles und einheitliches verfas-
sungsfestes Prüfsystem für die Amtsangemessenheit von Versorgungsbezügen. 
Im Einklang mit der auf Seite 114 der Landtagsdrucksache 17/3274 kommunizier-
ten Vorgehensweise soll auch vor einer möglichen Einführung eines Familiener-
gänzungszuschlags in der Versorgung zunächst die ausstehende Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts zur Amtsangemessenheit der Beamtenversorgung 
abgewartet werden. Sodann werden anhand der konkreten Rechtsprechung Mo-
delle für die Anpassung der Versorgung entwickelt und abgewogen. Nachteile 
durch das Abwarten auf die Rechtsprechung entstehen für die Betroffenen nicht, 
da seitens des Ministeriums für Finanzen bereits zugesagt wurde, dass jedenfalls 
ab 2020 alle Versorgungsempfängerinnen und -empfänger von etwaigen Anpas-
sungen profitieren werden. Bei früher eingelegtem Rechtsbehelf bereits ab Beginn 
des jeweiligen Jahres.

Zu Nummer 6

Durch diese Regelung wird erreicht, dass alle nach § 3 Nummern 11b sowie 11c 
EStG steuerfrei gewährten Zahlungen bei der Anwendung von Ruhens-, Anrech-
nungs- und Kürzungsvorschriften nach dem Landesbeamtenversorgungsgesetz 
Baden-Württemberg nicht zu berücksichtigen sind. Andernfalls könnte darüber 
mittelbar die mit diesen Leistungen verbundene politisch und gesellschaftlich ge-
wünschte finanzielle Anerkennung ganz oder teilweise wieder entfallen.

Zu Nummer 8

Die Kürzungsbeträge nach § 101 Absatz 5 LBeamtVGBW sollen zum 1. Novem-
ber 2024 linear angepasst werden. Der Sockelbetrag von 200 Euro wirkt sich in 
den verschiedenen Besoldungsgruppen prozentual unterschiedlich aus. Die pro-
zentuale Erhöhung der Kürzungsbeträge ist daher abhängig von der zugrundelie-
genden Besoldungsgruppe ausgestaltet.
Eine einheitliche Anpassung der Kürzungsbeträge entsprechend der sonstigen dy-
namischen Bezügebestandteile um 4,76 Prozent würde nicht der Intention des 
§ 101 LBeamtVGBW entsprechen, durch eine reduzierte Berücksichtigung von 
Hochschulausbildungszeiten entstehende Nachteile beim Ruhegehaltssatz zu mil-
dern.
Die Besoldungsgruppen R 9 und R 10 werden aus der Tabelle gestrichen. Laut 
der Festsetzungsstelle des Landesamtes für Besoldung und Versorgung gibt es 
in diesen Besoldungsgruppen keine Besoldungs- sowie Versorgungsbeziehenden.

Zu Nummer 9

Die Einfügung des § 71a LBeamtVGBW macht eine Anpassung der Inhaltsüber-
sicht erforderlich.
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Zu Artikel 7 (Weitere Änderung des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-
Württemberg)

Der Unfallausgleich nach § 50 Absatz 1 LBeamtVGBW, der Kinderzuschlag und 
Kindererziehungsergänzungszuschlag nach §§ 66, 94 LBeamtVGBW, der Pfle-
ge- und Kinderpflegeergänzungszuschlag nach §§ 67, 95 LBeamtVGBW sowie 
die Kürzungsbeträge nach § 101 Absatz 5 LBeamtVGBW sollen zum 1. Februar 
2025 linear um 5,5 Prozent angepasst werden.

Zu Artikel 8 (Änderung des Landesbeamtengesetzes)

Zu Nummer 1

Redaktionelle Anpassung aufgrund der durch Artikel 5 des Gesetzes vom  
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 389) erfolgten Änderung des Beamten-
statusgesetzes.

Zu Nummer 2

Die Änderung dient der Klarstellung. Mit der Einführung der bestehenden Rechts-
grundlage wurde für die Beihilfestellen die Möglichkeit geschaffen, die Bearbei-
tung von Anträgen auf Gewährung von Beihilfe mittels automationsgestützter 
Systeme noch effektiver und schneller zu gestalten. Die bestehende sowie fort-
schreitende Automatisierung und Digitalisierung betrifft hierbei notwendiger
weise den gesamten Bereich der Beihilfebearbeitung. Der mögliche Einsatz auto-
mationsgestützter Systeme beschränkt sich nicht auf einzelne Bereiche, wie der 
Notwendigkeit weiterer Ermittlungen und Prüfungen. Die bestehende Rechts-
grundlage gilt „für“ alle Prüfungen, die im Zusammenhang mit der Beihilfe-
bearbeitung automationsgestützt erfolgen können, um eine gesetzmäßige sowie 
„gleichmäßige“ Festsetzung effektiv und schnell gestalten und gewährleisten zu 
können. Um diesen Regelungsgehalt zu verdeutlichen, wurde bei der klarstellen-
den Neufassung vor dem Wort Prüfungen das Wort „für“ sowie zusätzlich das 
Wort „gleichmäßig“ mit aufgenommen. 

Zu Artikel 9 (Zahlungen an Beamtinnen und Beamte für das Jahr 2023)

Dieser Artikel soll die mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts in 
Zusammenhang stehenden Nachzahlungsansprüche für das Jahr 2023 regeln. Die 
Notwendigkeit von Nachzahlungen für das Jahr 2023 wird aufgrund der Sonder
situation durch die vielfältigen Auswirkungen infolge des Angriffskrieges auf die 
Ukraine gesehen, die allesamt nicht vorhersehbar waren (beispielsweise unerwar-
tet stark gestiegene Preise durch Inflation, unerwartet stark gestiegene Kosten 
für Unterkunft und Heizung durch Gasmangellage). In dieser dynamischen Lage 
war die Entwicklung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse insgesamt 
ebenso wenig vorhersehbar wie die tatsächlichen Entwicklungen im Bereich der 
Grundsicherung oder potenzielle Entlastungsmaßnahmen, die sich positiv auf die 
Berechnung der Nettobesoldung auswirken. 
Durch die unerwartet stark gestiegenen Kosten hat sich in den untersten Besol-
dungsgruppen und Erfahrungsstufen für das Jahr 2023 teilweise ein deutlicher 
familienbedingter Fehlbetrag ergeben, der zielgerichtet und bedarfsgerecht nach-
gezahlt werden soll. Nachzahlungen sollen nur an diejenigen Beamtinnen und 
Beamten in den untersten Besoldungsgruppen und Erfahrungsstufen erfolgen, 
deren Besoldung den Mindestabstand zur Grundsicherung aufgrund der oben ge-
nannten Sondersituation im Jahr 2023 nicht eingehalten hat. Hinsichtlich der all-
gemeinen Berechnungsgrundlagen zur Ermittlung der jeweiligen Fehlbeträge in 
der Besoldung wird auf die Ausführungen zur Einhaltung des Mindestabstands 
von 15 Prozent (Vierter Parameter) bezogen auf das Prüfjahr 2024 im allgemei-
nen Teil der Begründung verwiesen. Bei der Ermittlung des Grundsicherungs
niveaus wurden für die Berechnung die Regelsätze für das Jahr 2023 herange-
zogen. Soweit sich bei den untenstehenden Ansätzen gegenüber dem Jahr 2024 
Abweichungen ergeben, ist dies jeweils in den Fußnoten erläutert.
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In Satz 2 wird klargestellt, dass die geltenden Regelungen für Teilzeitbeschäftigte 
sowie die Regelungen für begrenzt Dienstfähige im LBesGBW auch hinsichtlich 
der (Nach-)Zahlungsbeträge Anwendung finden.

Fehlbetrag zur Mindestbesoldung in der untersten Besoldungsgruppe und Erfah-
rungsstufe bezogen auf das Jahr 2023

In der niedrigsten Besoldungsgruppe und Erfahrungsstufe ergibt sich für den mo-
natlichen Nettofehlbetrag in Höhe von 301,79 Euro ein erforderlicher monatlicher 
Bruttomehrbetrag für die Besoldung in Höhe von 413,44 Euro. Für die weiteren 
betroffenen Besoldungsgruppen und Erfahrungsstufen reduziert sich der Betrag 
um den jeweiligen Gehaltszuwachs.
Entsprechend der Ausführungen im Rahmen des BVAnp-ÄG 2022 (Landtags-
drucksache 17/3274, Seite 114), gibt es im Bereich der Beamtenversorgung ak-
tuell noch keine Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur verfassungs-
mäßig erforderlichen Höhe der Alimentation. Eine Übertragung auf die Beamten-
versorgung scheidet daher vor Ergehen der Rechtsprechung aus. Dies steht im 
Einklang mit der in vorgenannter Landtagsdrucksache kommunizierten Vorge-
hensweise.

Zu Artikel 10 (Änderung der Erschwerniszulagenverordnung Baden-Württemberg)

Zu Nummern 1 und 2

Die Zulagen für Sonn- und Feiertagsdienst und für Dienst an den Samstagen vor 
Ostern und Pfingsten nach 12 Uhr sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres 
nach 12 Uhr sollen zum 1. November 2024 um 4,76 Prozent und zum 1. Februar 
2025 um weitere 5,5 Prozent angehoben werden. Diese Zulagen wurden schon 
bisher, zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 15. November 2022 (GBl.  
S. 540, 554), regelmäßig linear angepasst.

 

 

Grundsicherung Alimentation A 7 Stufe 1 
Monatsbeträge (€) 
Januar–Dezember 

Monatsbeträge (€)  
Januar–Dezember 

Regelbedarf Ehepaar 902,00 Grundgehalt 2.769,20 
Regelbedarf 
2 Kinder 
 

748,00 
 

Strukturzulage 24,00 
Amtszulage 44,83 

Wohnkosten 1.476,0015 Familienzuschläge 436,48 
Bildung und Teilhabe 140,9616 Erhöhungsbeträge 

Kind 1 und 2 
500,00 

Sozialtarife 65,25 Summe Brutto 3.774,51 
Summe Grundsiche-
rung 3.332,21 

steuerlicher Abzug 309,66 

  Netto 3.464,85 
Kindergeld 500,00 
Private Kranken- 
und Pflegeversiche-
rung 

434,6017 

115 % des Grundsi-
cherungsbedarfs 

3.832,04 Nettoalimentation 3.530,25 

 

 

 

_____________________________________

15	� 95 Prozent-Perzentil der Kosten für Unterkunft und Heizung insgesamt im Kalenderjahr 2023.
16	� Für das Kalenderjahr 2023 werden bei den Aufwendungen für Bildung und Teilhabe die Kosten 

für den persönlichen Schulbedarf entsprechend der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsver
ordnung für das Kalenderjahr 2023 auf 174 Euro pro Schuljahr angesetzt (9,67 Euro nach 
Gewichtung von 12 Schuljahren/18 Lebensjahre/12 Monate).

17	� Repräsentative Mindestbeiträge für das Kalenderjahr 2023.
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Zu Nummer 3

Die Zulage für Tauchertätigkeit soll zum 1. Februar 2025 um 12 Prozent an
gehoben werden. Diese Zulage wurde zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
15. Oktober 2019 (GBl. S. 377, 381) ab 1. Januar 2020 um 12 Prozent angehoben. 
Die Anhebung zum 1. Februar 2025 berücksichtigt die in der Zwischenzeit erfolgten 
linearen Anpassungen, die – entsprechend der Regelung für Tarifbeschäftigte – erst 
dann mit einem Anpassungssatz von 12 Prozent auf die Zulage für Tauchertä-
tigkeit übertragen werden, wenn sich die Besoldung allgemein um mindestens  
12 Prozent erhöht hat.

Zu Artikel 11 (Änderung der Beihilfeverordnung)

Zu Nummer 1 

Die Änderungen sind redaktioneller Art.
Das Bundesministerium des Innern hat mit der 10. Änderungsverordnung zur 
Bundesbeihilfeverordnung (BBhV – BGBl. I Nr. 92) zum 1. April 2024, die An-
lage 4 zur BBhV entfallen lassen und verweist künftig auf Anlage V der Arznei-
mittel-Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 92 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Der Verweis in § 6 Absatz 1 
Nummer 2 Satz 3 Buchstabe d BVO geht daher ins Leere. Daher soll in der BVO 
künftig auch direkt auf Anlage V der Arzneimittel-Richtlinie des Gemeinsamen 
Bundesausschusses verwiesen werden.

Zu Nummer 2 

Die Änderung ist redaktioneller Art.
Das Bundesministerium des Innern hat mit der 10. Änderungsverordnung zur 
Bundesbeihilfeverordnung (BBhV – BGBl. I Nr. 92) zum 1. April 2024, die An-
lage 14a in Anlage 15 umbenannt.

Zu Nummer 3

Die Möglichkeit und Bedeutung vollautomatisierter Entscheidungen im Bereich 
der Gewährung von Beihilfen wächst mit fortschreitender Digitalisierung. Für 
den Bereich der beamtenrechtlichen Entscheidungen, die auf einer ausschließlich 
automatisierten Verarbeitung beruhen, besteht mit § 84 LBG im Allgemeinen 
bereits eine Rechtsgrundlage, die der Digitalisierung und den datenschutz- sowie 
verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorgaben für eine Zulassung automatisierter 
Entscheidungen Rechnung trägt. Hieran anknüpfend wird die Beihilfeverordnung 
mit der Rechtsgrundlage in § 17 Absatz 5a um eine Verfahrensvorschrift ergänzt, 
die sicherstellt, dass entsprechend den Vorgaben des § 35a Landesverwaltungs-
verfahrensgesetz Baden-Württemberg Beihilfebescheide auch vollständig durch 
automatische Einrichtungen erlassen werden können, sofern kein Anlass dazu be-
steht, den Einzelfall durch Amtsträger zu bearbeiten. 

Zu Nummer 4

Geräte zur Lagetherapie bei schlafbezogenen Atmungsstörungen wurden bislang 
in Einzelfällen als beihilfefähig anerkannt und werden nun in die Liste der bei-
hilfefähigen Hilfsmittel aufgenommen. Dadurch wird die Beihilfefähigkeit dieser 
Geräte klar und transparent geregelt. Davon profitieren die Beihilfestellen in der 
Abwicklung und die von einer obstruktiven Schlafapnoe – einer schlafbezogenen 
Atmungsstörung – betroffenen beihilfeberechtigten Personen.
Geräte zur Lagetherapie bei schlafbezogenen Atmungsstörungen zielen darauf ab, 
mittels eines therapeutischen Trainings die Schlafposition dauerhaft zu verändern 
um eine Therapie mittels CPAP-Gerät („continuous positive airway pressure“ = 
kontinuierlicher Atemwegsüberdruck; ein Luftdruckgerät mit Gesichtsmaske) 
zu verhindern beziehungsweise zu ersetzen. Aufwendungen für eine CPAP-Ge-
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rät sind bislang schon beihilfefähig. Die S3-Leitlinie „Nicht erholsamer Schlaf/
Schlafstörung“ der Deutschen Gesellschaft für Schlafforschung und Schlafmedi-
zin (DGSM) führt die Lagetherapie bei schlafbezogenen Atmungsstörungen als 
mögliche Behandlungsalternative an, wodurch die medizinische Notwendigkeit 
als gegeben angesehen werden kann. Die Behandlung mittels Geräten zur Lage-
therapie bei schlafbezogenen Atmungsstörungen ist für die betroffenen Personen 
mit geringen Einschränkungen der Schlafqualität verbunden und im Vergleich zur 
Therapie mittels CPAP-Gerät günstiger. Aufgrund der geringen Inanspruchnahme 
sind die finanziellen Auswirkungen allerdings zu vernachlässigen. Laut den Bei-
hilfestellen von Landesamt für Besoldung und Versorgung sowie dem Kommu-
nalen Versorgungsverband Baden-Württemberg, erfolgte die Inanspruchnahme in 
den Jahren 2021 bis 2023 nur in ganz wenigen Einzelfällen.

Zu Artikel 12 (Änderung des Landesgebührengesetzes)

Zu Nummer 1

Zur Verwaltungsvereinfachung und Entlastung der gebührenerhebenden Stellen 
wird der Zeitraum, in dem die festgelegten gebührenpflichtigen Tatbestände, die 
Höhe der Gebühren sowie Gebührenerleichterungen spätestens zu überprüfen und 
nach Bedarf anzupassen sind, von zwei auf drei Jahre verlängert. 

Zu Nummer 2

Mit dem Ende der Übergangsfrist des Inkrafttretens des § 2b des Umsatzsteuer-
gesetzes (UStG) können Leistungen, für die Gebühren erhoben werden, der Um-
satzsteuer unterliegen. Mit der Aufnahme des § 7 Absatz 4 werden die gebühren-
erhebenden Stellen ermächtigt, die gesetzliche Umsatzsteuer auf die Gebühren 
und Auslagen zu erheben.

Zu Artikel 13 (Änderung der Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung)

Mit Beschluss vom 12. Oktober 2021 hat der Ministerrat der auf interministe-
rieller Ebene vorgeschlagenen Teilzentralisierung der Bearbeitung von Dienst-
unfällen von Beamtinnen und Beamten beim Landesamt für Besoldung und Ver-
sorgung Baden-Württemberg zugestimmt. Die Umsetzung ist inzwischen erfolgt. 
Die Unfallfürsorgezuständigkeitsverordnung (UF-ZuVO) soll entsprechend ange-
passt werden. 
Die Übertragung von Befugnissen gemäß § 1 Absatz 1 UF-ZuVO auf nachgeord-
nete Behörden in der Anlage zu § 1 UF-ZuVO soll im Bereich des Ministeriums 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen um einen weiteren Personenkreis 
ergänzt werden. Die entsprechenden Befugnisse für die bei den Landratsämtern 
beschäftigten Landesbeamtinnen und -beamten aus dem Geschäftsbereich des Mi-
nisteriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen (circa 200 Beamtin-
nen und Beamte des höheren Dienstes) sollen vom Ministerium des Inneren, für 
Digitalisierung und Kommunen auf die Regierungspräsidien übertragen werden. 
Eine Übertragung auf die Landratsämter wäre nicht sachgerecht. Wegen der ge-
ringen Anzahl der bei den Landratsämtern vorhandenen Landesbeamtinnen und 
-beamten könnten die Landratsämter keine auf eine regelmäßige Fallbearbeitung 
gestützte Erfahrung mit der Anerkennung von Dienstunfällen und den entspre-
chenden Verfahren im Landesbereich (beispielsweise Zusammenarbeit mit dem 
Landesamt für Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg) erlangen. Den 
Regierungspräsidien kommt hier wegen ihres großen Personalkörpers und den 
regelmäßig anfallenden Dienstunfällen in Bezug auf Landesbeamtinnen und Lan-
desbeamte größeres Erfahrungswissen zu.
Die Übertragung der Befugnisse des Ministeriums des Inneren, für Digitalisie-
rung und Kommunen nach § 1 Absatz 1 Nummern 1 bis 3 UF-ZuVO in der bishe-
rigen Fassung für die übrigen Beamtinnen und Beamten seines Geschäftsbereichs 
auf das Regierungspräsidium Tübingen kann aufgrund der Teilzentralisierung der 
Bearbeitung von Dienstunfällen von Beamtinnen und Beamten beim Landesamt 
für Besoldung und Versorgung Baden-Württemberg entfallen.
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Zur besseren Lesbarkeit und Übersichtlichkeit soll die bisher in § 1 Absatz 2  
UF-ZuVO geregelte Übertragung der Befugnisse nach § 1 Absatz 1 UF-ZuVO für 
die Regierungsoberinspektoranwärterinnen und Regierungsoberinspektoranwärter 
auf die Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg und 
die Hochschule für öffentliche Verwaltung Kehl in die Anlage zu § 1 UF-ZuVO 
verschoben werden.

Zu Artikel 14 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Zu Absatz 1

Satz 1 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes, soweit keine Sonder-
regelungen getroffen werden. Es soll am 1. November 2024 in Kraft treten, weil 
zu diesem Zeitpunkt die Anpassung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge des 
Jahres 2024 erfolgen soll. Satz 2 dient der Rechtsbereinigung. Durch Artikel 6 des 
Jahressteuergesetzes 2022 (BGBl. S. 2294, 2303) wurde § 72 des Einkommen-
steuergesetzes aufgehoben und damit die bis dahin bestehende Sonderzuständig-
keit für die Familienkassen des öffentlichen Dienstes der Länder und Kommunen 
zum 31. Dezember 2023 beendet. Dadurch wurden die beiden angeführten Lan-
desverordnungen gegenstandslos und sollen aufgehoben werden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Inkrafttreten hinsichtlich der Besoldungs- und Versorgungs-
anpassung im Jahr 2025 am 1. Februar 2025.

Zu Absatz 3

Artikel 2, Artikel 3 und Artikel 4 sollen zum selben Zeitpunkt in Kraft treten wie 
der TV Inflationsausgleich vom 9. Dezember 2023.

Zu Absatz 4

Artikel 5 Nummer 1 soll zum 1. Juli 2025 in Kraft treten. Die Umsetzung dieser 
Neuregelung betrifft alle Personalverwaltungs- und Abrechnungsstellen im An-
wendungsbereich des LBesGBW. Das durch die Regelung eröffnete Wahlrecht 
führt zu verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten für die zu wählende Amtsbe-
zeichnung. Dabei sind die verschiedenen in der Personalverwaltung eingesetzten 
IT-Programme jeweils umfangreich anzupassen. Nicht nur die neuen Eingabe-
möglichkeiten sind einzurichten, sondern auch Auswertungs- und Druckprogram-
me sowie insbesondere die jeweiligen Schnittstellen sind anzupassen. Es ist damit 
zu rechnen, dass eine Umsetzung durch die im Landes- wie Kommunalbereich 
betroffenen Stellen in nicht unerheblichem Umfang Kapazitäten binden und daher 
nicht im Rahmen des regulären Inkrafttretens dieses Gesetzes möglich sein wird.

Zu Absatz 5

Die Änderung beim Betrag des kinderbezogenen Familienzuschlags für dritte und 
weitere Kinder soll zum 1. Januar 2023 wirksam werden.

Zu Absatz 6

Die Änderung beim Betrag des kinderbezogenen Familienzuschlags für dritte und 
weitere Kinder sowie die Einführung eines Familienergänzungszuschlags sollen 
zum 1. Januar 2024 wirksam werden. Dabei ist für die Höhe des Familienergän-
zungszuschlags vor dem Hintergrund der jährlichen Überprüfungspflicht der Ein-
haltung des Mindestabstands zur Grundsicherung und entsprechender Anpassung 
eine Tabelle mit Gültigkeit ab 1. Januar 2024 und eine Tabelle mit Gültigkeit ab 
1. Januar 2025 vorgesehen.
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Da die Ämterstruktur, die Anlass für die Anpassung der Strukturzulage bildet, 
bereits besteht, soll diese Anpassung nicht erst mit der ersten linearen Anpassung 
am 1. November 2024, sondern rückwirkend zum 1. Januar 2024 wirksam wer-
den.

Zu Absatz 7

Artikel 6 Nummer 6 soll zum 18. November 2021 in Kraft treten, da zu diesem 
Zeitpunkt § 3 Nummer 11b des Einkommensteuergesetzes in Kraft getreten ist. 
Die Inhaltsübersicht ist daher zum gleichen Zeitpunkt entsprechend anzupassen.

Zu Absatz 8

Artikel 12 soll zum 1. Januar 2025 in Kraft treten.

Zu Absatz 9

Die mit Artikel 4 eingefügten Vorschriften haben Einmalcharakter und können 
nach einer angemessenen Umsetzungszeit wieder entfallen.

C. �Stellungnahmen der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsver-
bände sowie der kommunalen Landesverbände im Rahmen des Anhörungsver-
fahrens nach § 89 Absatz 2 und § 90 LBG

Das Finanzministerium hat zum Gesetzentwurf die erforderlichen Anhörungs- 
und Beteiligungsverfahren durchgeführt. Zeitgleich wurde der Gesetzentwurf in 
das Beteiligungsportal des Landes Baden-Württemberg eingestellt und konnte 
dort von den Bürgerinnen und Bürgern kommentiert werden. Es sind dort mehrere 
Kommentare abgegeben worden. Zu diesen hat das Finanzministerium zusam-
menfassend im Beteiligungsportal gesondert Stellung genommen.
Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben sich folgende Organisationen offi-
ziell zum Gesetzentwurf geäußert:

–	 BBW Beamtenbund Tarifunion
–	 Deutscher Gewerkschaftsbund Baden-Württemberg
–	 Städtetag, Gemeindetag und Landkreistag Baden-Württemberg
–	 Deutscher Hochschulverband Landesverband Baden-Württemberg
–	 Bund Deutscher Kriminalbeamter Landesverband Baden-Württemberg

Von den Spitzenorganisationen der Gewerkschaften und Berufsverbänden, die 
sich im Rahmen der Anhörung geäußert haben, wurde die an sozialen Belan-
gen orientierte Eins-zu-Eins-Übertragung des Tarifabschlusses grundsätzlich be-
grüßt. Die damit einhergehende Minderung der relativen Abstände zwischen Be-
soldungsgruppen, insbesondere zwischen dem mittleren sowie gehobenen Dienst 
einerseits und dem höheren Dienst andererseits, wurde gleichwohl von mehreren 
Organisationen im Hinblick auf das verfassungsrechtliche Abstandsgebot kritisch 
gesehen.
Zudem haben sich einige Anhörungsbeteiligte ablehnend gegenüber der Weiter-
entwicklung der Bezugsgröße der Besoldung hin zur Hinzuverdienstfamilie samt 
Einführung eines Familienergänzungszuschlags geäußert. Hier bezog sich die 
Kritik im Wesentlichen auf die generelle Verfassungsmäßigkeit der Anrechnung 
eines Hinzuverdienstes bei der Prüfung des Mindestabstandsgebots zur Grund-
sicherung sowie auf die Höhe der Betragsgrenze von 6 000 Euro im Jahr. Beim 
Familienergänzungszuschlag wurde das Erfordernis zu dessen Beantragung und 
der dadurch entstehende Aufwand auf Seiten der Verwaltung und der Anspruchs-
berechtigten, das vermeintliche Abhalten der Partnerinnen oder Partner zur Aus-
übung einer Teilzeitbeschäftigung sowie die etwaige Beeinträchtigung des Ab-
standsgebots moniert.
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Schließlich wurden weitere Änderungen vorgeschlagen oder vorgesehene Rege-
lungen hinsichtlich einzelner Punkte oder Fallkonstellationen hinterfragt. Für nä-
here Einzelheiten zu den Modifizierungsvorschlägen und deren Bewertung durch 
die Landesregierung wird auf die nachstehende Übersicht verwiesen.
Neben den genannten Organisationen hat sich auch die Deutsche Polizeigewerk-
schaft Baden-Württemberg zum Gesetzentwurf geäußert. Da diese nicht zum  
Adressatenkreis der § 89 Absatz 2 und § 90 LBG gehört, ist sie in der nach
stehenden Übersicht nicht enthalten. Die von ihr abgegebene Stellungnahme wur-
de jedoch in die Überprüfung des Gesetzentwurfs einbezogen.
Der vorliegende Gesetzentwurf enthält gegenüber der Anhörungsfassung neben 
redaktionellen oder klarstellenden Änderungen und Ergänzungen auch eine mate-
riell-rechtliche Aktualisierung. Diese ist darin begründet, dass die Bundesagentur 
für Arbeit zwischenzeitlich für Baden-Württemberg die Statistik zu den Kosten 
der Unterkunft und Heizung für das Jahr 2023 übermittelt hat. Demnach sind die 
Kosten höher als in der Anhörungsfassung des BVAnp-ÄG 2024/2025 prognosti-
ziert. Mithin wurden im beigefügten Gesetzentwurf die Nachzahlungsbeträge für 
das Jahr 2023 sowie die Beträge beim Familienergänzungszuschlag für die Jahre 
2024 und 2025 zugunsten der Beamtinnen und Beamten erhöht.
Eine erneute Anhörung ist nicht erforderlich, da es sich bei den Gesetzesaktuali-
sierungen um keine wesentlichen oder belastenden Änderungen handelt.
Der Normenkontrollrat wurde nach Maßgabe der VwV Regelungen bereits paral-
lel zur Durchführung der Ressortabstimmung beteiligt. In seiner Stellungnahme 
erkennt er die sorgfältige Ausführung zur Prüfung der Bürokratievermeidung an, 
begrüßt dessen zeitgleiche Beteiligung mit den Ressorts und erhebt keine Ein-
wände gegen den Gesetzentwurf. Die Prüfstelle Digitaltauglichkeits-Check wurde 
eingebunden und deren Anmerkungen einbezogen. Die Änderungsvorschläge des 
Normenprüfungsausschusses zum Gesetzentwurf wurden berücksichtigt, soweit 
aus fachlicher Sicht möglich und zweckdienlich.
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NORMENKONTROLLRAT BADEN-WÜRTTEMBERG 

   
  29. April 2024 
 

Seite 1 von 1 
 

 
Stellungnahme des Normenkontrollrates Baden-Württemberg 

gemäß Nr. 4.1 VwV NKR BW 
 

 
Gesetz über die Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen 
in Baden-Württemberg 2024/2025 und zur Änderung dienstrechtli-
cher Vorschriften (BVAnp-ÄG 2024/2025) 
NKR-Nummer 37/2024, Ministerium für Finanzen Baden-Württemberg 
 
 
Der Normenkontrollrat Baden-Württemberg hat sich mit dem Entwurf des oben genannten Re-
gelungsvorhabens befasst. 
 
 
I. Im Einzelnen 
 
Mit dem Regelungsvorhaben wird das Tarifergebnis für den öffentlichen Dienst der Länder vom 
9. Dezember 2023 zeitgleich eins zu eins auf die Besoldung und Versorgung übertragen. Dabei 
geht es insbesondere um die Besoldungs- und Versorgungsanpassung für die Jahre 2024 und 
2025 sowie Sonderzahlungen zur Inflationsabmilderung. Außerdem soll im Besoldungsbereich 
ein Familienergänzungszuschlag für die Familienkonstellationen mit einem Alleinverdiener ein-
geführt werden, um insbesondere in unteren Besoldungsgruppen einen möglichen Fehlbetrag 
gegenüber dem Grundsicherungsniveau auszugleichen. 
 
Weiter soll bestehender Anpassungsbedarf im Dienstrecht mit dem Gesetzentwurf umgesetzt 
werden. 
 
Das Ressort hat unter E. Bürokratievermeidung, Prüfung Vollzugstauglichkeit ausgeführt, dass 
für die Modifizierung der Regelungsänderungen ein Austausch mit Normanwendern in Bezug 
auf spezifische Rechts- sowie Verfahrensfragen erfolgt ist. 
 
 
II. Votum 
 
Der Normenkontrollrat Baden-Württemberg anerkennt die sorgfältige Ausführung zur Prüfung 
der Bürokratievermeidung, begrüßt die zeitgleiche Beteiligung des NKR mit den Ressorts und 
erhebt keine Einwände. 
 
 
 
 
gez. Dr. Dieter Salomon gez. Margret Mergen  
Vorsitzender stv. Vorsitzende und Berichterstatterin 
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